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No. 30 des Amtsblatts pro 1895, Seite 235, No. 2. 


Hauptbuch Seite 115. 


Nachtrag 
zur Polizei⸗Verordnung vom 18. März 1885. 

Auf Grund des § 38, Abſatz 2, der Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich und des $ 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 wird für den Geltungsbereich der letzteren die Polizei— 
Verordnung vom 18. März 1885 durch folgende Vorſchriften ergänzt: 

1. No. 11, Abſatz 1, erhält nachſtehenden Zuſatz: Den Stellenvermitt— 
lern für Bühnen-Angehörige (Theater-Agenten) iſt geſtattet, in den 
Ueberſchriften der nach Schema B. und C. eingerichteten Bücher die 
Worte „Geſinde-Vermiether und Stellen-Vermittler“ durch „Theater— 
Agent“, „Dienſtherr“ durch „Theater-Unternehmer“, „Geſinde“ durch 
„Bühnenangehörige“ und „Lohn“ durch „Gehalt“ zu erſetzen. 

2. Die in No. 12 und 13 enthaltenen Vorſchriften finden auf die Theater— 
Agenten und die übrigen Stellenvermittler unverändert Anwendung. 
Berlin, den 20. Mai 1895. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
gez. Freih. v. Berlepſch. 
B. 5271. 


No. 11 des Amtsblatts pro 1895, Seite 64, No. 8. 


Nach Maßgabe meiner Bekanntmachung vom 31. Januar 1891 
(Amts blatt S. 27), deren Beſtimmungen ich hiermit zur genaueſten Beach— 
tung in Erinnerung bringe, kann bis auf Weiteres auch im laufenden Jahre 
ruſſiſch-polniſchen und galiziſch-polniſchen Arbeitern beiderlei Geſchlechts 
widerruflich der Aufenthalt im diesſeitigen Bezirk für die Zeit vom 1. April 
d. 38. ab zum Zweck der Beſchäftigung in landwirthſchaftlichen und induſtriellen 
Betrieben geſtattet werden. Die Erlaubniß kann nur für Arbeiter und 
nur für einzeln ſtehende Perſonen gegeben werden. Wegen Ertheilung der 
Genehmigung haben Arbeitgeber bezw. Unternehmer, welche ausländiſche 
polniſche Arbeiter zu beſchäftigen wünſchen, ihre Anträge bei dem Landrath, 
in deſſen Kreis der Beſchäftigungsort liegt, ſchriftlich einzureichen. ö 

Ich mache ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß die Beſchäftigung der 
ausländiſchen Arbeiter nur in landwirthſchaftlichen und induſtriellen Betrieben, 
alſo beiſpielsweiſe nicht bei Chauſſee- und Eiſenbahnbauten, ſtatthaft iſt. 

Marienwerder, den 6. März 1895. 


Der Regierungs⸗Präſident. 


Amtsblatt No. 19 pro 1897, Seite 177, No. 


Bolizei-Berordnung. 

Auf Grund der $$ 137, 139 und 140 des Geſetzes über die allge- 
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195 ff.) und der 
$$ 5, 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.⸗S. S. 205 ff.) wird unter Zuſtimmung des Bezirks— 
Ausſchuſſes für den Umfang des Regierungs-B lezirks Folgendes verordnet: 

$ 1. Wer das Amt eines auf Grund des § 36 der Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 öffentlich eee Fleiſchbeſchauers ausüben will, 
muß ſeine Qualifikation dazu durch einen Befähigungsnachweis darthun. 

$ 2. Dieſer Nachweis wird erworben auf Grund einer Prüfung nach 
vorgängiger Ausbildung. 

§ 3. Der Ausbildungskurſus dauert mindeſtens 6 Wochen und muß 
an einem der öffentlichen Schlachthäuſer zu Thorn oder Grusht durchge— 
macht werden. 

§ 4. Ausnahmsweiſe kann von dem Regierungs-Präſidenten der 
Ausbildungskurſus auch an einem anderen öffentlichen Schlachthauſe des 
diesſeitigen oder anderen Regierungsbezirks geſtattet werden. 

§ 5. Die Prüfung ift eine mündliche und wird in Marienwerder 
23 

$ 6. Die Prüfungskommiſſion beſteht aus einem von dem Regie— 
rungs- Präſidenten zu beſtimmenden Vorſitzenden, dem Departementsthierarzt 
und ee ee in Marienwerder. 
$ 7. Ueber das Ergebniß der Prüfung wird ein Zeugniß ausgeſtellt. 
8. Die Prüf fung kann ein Mal wiederholt werden. 

9. Auf Thierärzte finden die Beſtimmungen dieſer Verordnung 
keine Anwendung. 

$ 10. Perſonen, welche in einem anderen Bundesſtaate oder in einem 


MAARN 


Pa Regierungsbezirke auf Grund ähnlicher Beſtimmungen, wie den hier 


getroffenen, ein Fähigkeitsatteſt erworben haben, können auf ihren Antrag 
ſeitens des Regierungs-Präſidenten vom Ausbildungskurſus befreit werden. 

§ 11. Die Vorſchriften über Ausübung der Trichinenſchau werden 
durch dieſe Verordnung nicht berührt. 

§ 12. Dieſelbe tritt mit dem 1. Juli 1897 in Kraft. Die erforder: 
lichen Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Regierungs-Präſident. 

§ 13. Uebertretungen werden mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark, an 
deren Stelle im Unvermögensfalle entſprechende Haft tritt, beſtraft. 

Marienwerder, den 4. Mai 1897. 

Der PARE RM 


Amtsblatt No. 24 pro 1897, Seite 216, No. 6. 

In Ausführung der E Werd vom 4. d. Mis, die Anſtellung 
der Fleiſchbeſchauer betreffend — veröffentlicht im Amtsblatt Stück 19 vom 
12. d. Mts. Seite 177 — beſtimme ich hierdurch Folgendes: 


1: 


2 


or 


10. 


11. 
12. 


Dem Prüfling müffen befannt fein : 
a. die einschlägigen geſetzlichen Beſtimmungen, Verordnungen und 
Anweiſungen, 
b. die einzelnen Körpertheile der Schlachtthiere und ihre Be— 
nennungen, Š 
c. die Geſundheitszeichen der Schlachtthiere im lebenden und ge- 
ſchlachteten Zuſtande, i 
d. die Merkmale kranker Schlachtthiere im lebenden und toten Zu— 
ſtande, Benennung und Beſchreibung der hauptſächlichſten für 
die Schlachtviehbeſchau in Betracht kommenden Krankheiten und 
krankhaften Zuſtände, 
die Merkmale verdorbener und geſundheitsſchädlicher Fleiſchwaaren, 
die Erſcheinungen der wichtigeren anſteckenden Thierkrankheiten, 
insbeſondere Rotz, Milzbrand, Lungenſeuche, Tuberkuloſe, Noth- 
lauf der Schweine, Schweineſeuche und Maul- und Klauenſeuche. 


— © 


Ueber die Einzelheiten des Ausbildungskurſus — $ 3 der Verordnung 


— haben ſich die Prüflinge mit den Schlachthausinſpektoren direkt 
in Verbindung zu ſetzen. 


Anträge auf Ausnahmegenehmigung aus 8 3 der Verordnung ſind an 
9 ( 5 


den Regierungs-Präſidenten zu richten. 
9 9 ó ) 


Die Inſpektoren der Schlachthäuſer erhalten für ihre Mühewaltungen 


eine Entſchädigung von 50 Mk. für jeden Auszubildenden, welcher 
Betrag von den Prüflingen praenumerando au entrichten ift. 


Zum Vorſitzenden der Prüfungskommiſſion (§ 6 der Verordnung) 


wird der Dezernent für das Veterinärweſen bei der Königlichen Re— 
gierung hierſelbſt ernannt. 


. Gejuhe um Zulaſſung zur Prüfung find an dieſen zu richten, welcher 


das Weitere, wegen Anberaumung des Termins u. ſ. w., verfügt. 


. Den Gejuchen ift beizufügen ein eigenhändig geſchriebener Lebenslauf, 


ein Nachweis über die erfolgte Ausbildung, ſowie die Prüfungsgebühr. 


Letztere beträgt 12 Mark und wird auch im Falle des Nichtbeſtehens 


der Prüfung nicht zurückerſtattet. 


Im Falle des $ 8 der Verordnung ermäßigt fich dieſelbe auf 6 Mk. 


Die Prüfungsgebühr wird unter die Mitglieder der Kommiſſion eventl. 
(mit Ausnahme des Vorſitzenden) zu gleichen Theilen vertheilt. 
Perſonen, welche das Amt eines öffentlichen Fleiſchbeſchauers bereits 
länger als 6 Monate vom Tage der Veröffentlichung der Verordnung 
an zurückgerechnet im diesſeitigen Bezirke bekleiden, ſind zwar von dem 
Ausbildungskurſus befreit, ſie müſſen jedoch binnen 1 Jahre, vom 
Tage des Inkrafttretens der Verordnung an gerechnet, die Prüfung 
ablegen. ; 

In beſonderen Fällen kann diefe Prüfung erlaſſen werden. 

Ueber diesbezügliche Geſuche entſcheidet der Regierungs-Präſident. 
Marienwerder, den 26. Mai 1897. 


Der Regierungs⸗Präſident. 


Amtsblatt No. 27 pro 1897, Seite 236, No. 4. 


Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund der $$ 6, 12, 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwal⸗ 
tung vom 11. März 1850 (G.-S. S. 265) und der $$ 137, 139 des Ge- 
jebes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S. 
S. 195) wird mit Zuſtimmung des Bezirks-Ausſchuſſes für den Umfang 
des Regierungsbezirks Marienwerder folgende Polizei-Verordnung erlaſſen: 

§ 1. Gaſt⸗ und Schankwirthe, ſowie diejenigen Perſonen, welche mit 
Branntwein oder Spiritus Kleinhandel betreiben, ſind verpflichtet, von jeder 
Stellvertretung in ihrem Gewerbebetriebe ($ 45 der Gewerbeordnung) unter 
Darlegung des obwaltenden Sachverhältniſſes der Ortspolizeibehörde inner- 
halb einer Friſt von einer Woche, von dem Beginn der Stellvertretung an 
gerechnet, Anzeige zu erſtatten. 

Binnen der gleichen Friſt iſt von dem Aufhören der Stellvertretung 
Anzeige zu machen. 

Dieſe Verpflichtungen gelten auch für bereits beſtehende Stellvertre— 


tungen mit der Maßgabe, daß die in Satz 1 vorgeſehene Anzeige binnen 


x 
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4 Wochen, vom Tage des Inkrafttretens dieſer Polizei-Verordnung ab ge- 
rechnet, zu erſtatten iſt. 

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Geld- 
ſtrafe bis zu 60 Mark beſtraft, an deren Stelle im Unvermögensfalle ent— 
ſprechende Haft tritt. i 

$ 3. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 

Marienwerder, den 1. Juli 1897. 


Der Regierungs⸗Präſident. 


Extra⸗Beilage zum Amtsblatt No. 42 pro 1895. 


Polizei⸗Verordnung über den Handel mit Giften. 

Nachdem durch Geſetz vom 13. Auguſt 1895 (G.-S. S. 519) der 
Abſchnitt 1 des Anhangs zu der revidirten Apotheker-Ordnung vom 
11. Oktober 1801, enthaltend die „Ausführliche Anweiſung für ſämmtliche 
Apotheker und Materialiſten in den Königlich Preußiſchen Landen, wie ſie 
ſich bei der Aufbewahrung und Verabfolgung der Giftwaaren zu verhalten 
haben, vom 10. Dezember 1800“, aufgehoben worden iſt, wird auf Grund 
des $ 136 Abſatz 3 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 


vom 30. Juli 1883 (G.-S. S. 195 ff.) unter Bezugnahme auf den Beſchluß 


des Bundesrates vom 29. November 1894 nachſtehende Polizei-Verordnung 
erlaſſen. - 
81. 


Der gewerbsmäßige Handel mit Giften unterliegt den Beſtimmungen 
der $$ 2 bis 18. 

Als Gifte im Sinne dieſer Beſtimmungen gelten die in Anlage 1 auf- 
geführten Drogen, chemiſchen Präparate und Zubereitungen. 


§ 2. (Aufbewahrung der Gifte.) 

Vorräthe von Giften müſſen überſichtlich geordnet, von anderen Waaren 
getrennt, und dürfen weder über noch unmittelbar neben Nahrungs— oder 
Genußmitteln aufbewahrt werden. 

8.3. 

Vorräthe von Giften, mit Ausnahme der auf abgeſchloſſenen Giftböden 
verwahrten giftigen Pflanzen und Pflanzentheile (Wurzeln, Kräuter u. |. w.), 
müſſen ſich in dichten, feſten Gefäßen befinden, welche mit feſten gut 
ſchließenden Deckeln oder Stöpſeln verſehen ſind. 

In Schieblaben dürfen Farben, ſowie die übrigen in den Abtheilungen 
2 und 3 der Anlage I aufgeführten feſten, an der Luft nicht zerfließenden 
oder verdunſtenden Stoffe aufbewahrt werden, ſofern die Schiebladen mit 
Deckeln verſehen, von feſten Füllungen umgeben und ſo beſchaffen ſind, 
daß ein Verſchütten oder Verſtäuben des Inhaltes ausgeſchloſſen iſt. 

Außerhalb der Vorrathsgefäße darf Gift, unbeſchadet der Ausnahme— 
beſtimmung im Abſatz 1, ſich nicht befinden. 

$ 4. 

Die Vorrathsgefäße müſſen mit der Aufſchrift „Gift“, ſowie mit der 
Angabe des Inhalts unter Anwendung der in der Anlage I enthaltenen 
Namen, außer denen nur noch die Anbringung der ortsüblichen Namen in 
kleinerer Schrift geſtattet iſt, und zwar, bei Giften der Abtheilung 1 in 
weißer Schrift auf ſchwarzem Grunde, bei Giften der Abtheilungen 2 und 3 
in rother Schrift auf weißem Grunde, dentlich und dauerhaft bezeichnet ſein. 
Vorrathsgefäße für Mineralſäuren, Laugen, Brom und Jod dürfen mittelſt 
Radir- oder Aetzverfahrens hergeſtellte Aufſchriften auf weißem Grunde haben. 

Dieſe Beſtimmung findet auf Vorrathsgefäße in ſolchen Räumen, 
welche lediglich dem Großhandel dienen, nicht Anwendung, ſofern in anderer 
Weiſe für eine, Verwechſelungen ausſchließende Kennzeichnung geſorgt iſt. 
Werden jedoch aus derartigen Räumen auch die für eine Einzelverkaufsſtätte 
des Geſchäftsinhabers beſtimmten Vorräthe entnommen, ſo müſſen, abgeſehen 
von der im Geſchäfte ſonſt üblichen Kennzeichnung, die Gefäße nach Bore 
ſchrift des Abſatzes 1 bezeichnet ſein. 

$ 5. 

Die in Abtheilung 1 der Anlage I genannten Gifte müſſen in einem 
beſonderen, von allen Seiten durch feſte Wände umſchloſſenen Raume (Gift⸗ 
kammer) aufbewahrt werden, in welchem andere Waaren als Gifte fich nicht 
befinden. Dient als Giftkammer ein hölzerner Verſchlag, ſo darf derſelbe 
nur in einem vom Verkaufsraume getrennten Theile des Waarenlagers an— 
gebracht ſein. 

Die Giftkammer muß für die darin vorzunehmenden Arbeiten aus- 
reichend durch Tageslicht erhellt und auf der Außenſeite der Thür mit der 
deutlichen und dauerhaften Aufſchrift „Gift“ verſehen ſein. 

Die Giftkammer darf nur dem Geſchäftsinhaber und deſſen Beauftragten 
zugänglich und muß außer der Zeit des Gebrauchs verſchloſſen ſein. 


$ 6. 
Innerhalb der Giftkammer müſſen die Gifte der Abtheilung 1 in 
einem verſchloſſenen Behältniſſe (Giftſchrank) aufbewahrt werden. 


Der Giftſchrank muß auf der Außenſeite der Thür mit der deutlichen 
und dauerhaften Aufſchrift „Gift“ verſehen ſein. 
Bei dem Giftſchranke muß ſich ein Tiſch oder eine Tiſchplatte zum 
Abwiegen der Gifte befinden. 
Größere Vorräthe von einzelnen Giften der Abtheilung 1 dürfen 
außerhalb des Giftſchrankes aufbewahrt werden, ſofern ſie ſich in verſchloſſenen 
Gefäßen befinden. 


San 


Phosphor und mit ſolchem hergeſtellte Zubereitungen müſſen außer: 
halb des Giftſchrankes, ſei es innerhalb oder außerhalb der Giftkammer, 
unter Verſchluß an einem froſtfreien Orte in einem feuerfeſten Behältniſſe, 
und zwar gelber (weißer) Phosphor unter Waſſer, aufbewahrt werden. Aus— 
genommen ſind Phosphorpillen; auf dieſe finden die Beſtimmungen der 
$$ 5 und 6 Anwendung. 

Kalium und Natrium find unter Verſchluß, waſſer- und feuerſicher 
und mit einem ſauerſtofffreien Körper (Paraffinöl, Steinöl oder dergleichen) 
umgeben, aufzubewahren. 

Zum ausſchließlichen Gebrauch für die Gifte der Abtheilung 1 und 
zum ausſchließlichen Gebrauch für die Gifte der Abtheilungen 2 und 3 find 
beſondere Geräthe (Waagen, Mörſer, Löffel und dergleichen) zu verwenden, 
welche mit der deutlichen und dauerhaften Aufſchrift „Gift“ in den, dem 
§ 4 Abſatz 1 entſprechenden Farben verſehen find. In jedem zur Muf- 
bewahrung von giftigen Farben dienenden Behälter muß ſich ein beſonderer 
Löffel befinden. Die Geräthe dürfen zu andern Zwecken nicht gebraucht 
werden und ſind mit Ausnahme der Löffel für giftige Farben ſtets rein zu 
halten. Die Geräthe für die im Giftſchranke befindlichen Gifte find in dieſem 


aufzubewahren. Auf Gewichte finden dieſe Vorſchriften nicht Anwendung 


Der Verwendung beſonderer Waagen bedarf es nicht, wenn größere 
Mengen von Giften unmittelbar in den Vorraths- oder Abgabegefäßen 
gewogen werden. 

$ 9. 

Hinſichtlich der Aufbewahrung von Giften in den Apotheken greifen 

nachfolgende Abweichungen von den Beſtimmungen der $$ 4, 5 und 8 Platz: 
(zu $ 4.) Die Beſtimmungen im $ 4 gelten für Apotheken nur in ſoweit, 
als ſie ſich auf die Gefäße für Mineralſäuren, Laugen, Brom 
und Jod beziehen. Im, Uebrigen bewendet es hinſichtlich 
der Bezeichnung der Gefäße bei den hierüber ergangenen be— 

ſonderen Anordnungen. 
(zu $ 5.) Die Giftkammer darf, falls ſie in einem Vorrathsraume einge— 
richtet wird, auch durch einen Lattenverſchlag hergeſtellt werden. 
Kleinere Vorräthe von Giften der Abtheilung 1 dürfen in einem 
beſonderen, verſchloſſenen und mit der deutlichen und dauerhaften 
Aufſchrift „Gift“ oder „Venena“ oder „Tabula B“ verſehenen 
Behältniſſe im Verkaufsraume oder in einem geeigneten Neben— 


raume aufbewahrt werden. Iſt der Bedarf an Gift jo gering, 
daß der geſammte Vorrath in dieſer Weiſe verwahrt werden 
kann, ſo beſteht eine Verpflichtung zur Einrichtung einer be— 
ſonderen Giftkammer nicht. 

(zu § 8.) Für die im vorſtehenden Abſatz bezeichneten kleineren Vorräthe 
von Giften der Abtheilung 1 ſind beſondere Geräthe zu ver— 
wenden und in dem für dieſe beſtimmten Behältniſſe zu ver- 
wahren. Für die in den Abtheilungen 2 und 3 bezeichneten 
Gifte, ausgenommen Morphin, deſſen Verbindungen und Zu— 
bereitungen, ſind beſondere Geräthe nicht erforderlich. 

$ 10. (Abgabe der Gifte.) ; 

Gifte dürfen nur von dem Geſchäftsinhaber oder den von ihm hiermit 

Beauftragten abgegeben werden. ; 
$ 11. 

Ueber die Abgabe der Gifte der Abtheilungen 1 und 2 find in einem 
mit fortlaufenden Seitenzahlen verſehenen, gemäß Anlage II eingerichteten 
Giftbuche die daſelbſt vorgeſehenen Eintragungen zu bewirken. Die Ein— 
tragungen müſſen ſogleich nach Verabfolgung der Waaren von dem Verab— 
folgenden ſelbſt, und zwar immer in unmittelbarem Anſchluß an die nächſt 
vorhergehende Eintragung ausgeführt werden. Das Giftbuch iſt zehn Jahre 
lang nach der letzten Eintragung aufzubewahren. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden nicht Anwendung auf die Ab— 
gabe der Gifte, welche von Großhändlern an Wiederverkäufer, an techniſche 
Gewerbetreibende oder an ſtaatliche Unterſuchungs- oder Lehranſtalten ab- 
gegeben werden, ſofern über die Abgabe dergeſtalt Buch geführt wird, daß 
der Verbleib der Gifte nachgewieſen werden kann. 

$ 12. 

Gift darf nur an ſolche Perſonen abgegeben werden, welche als zu- 
verläſſig bekannt ſind und das Gift zu einem erlaubten gewerblichen, wirth— 
ſchaftlichen, wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Zwecke benutzen wollen. 
Sofern der Abgebende von dem Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen ſichere 
Kenntniß nicht hat, darf er Gift nur gegen Erlaubnißſchein abgeben. 

Die Erlaubnißſcheine werden von der Ortspolizeibehörde nach Prüfung 
der Sachlage gemäß Anlage III ausgeſtellt. Dieſelben werden in der Regel 
nur für eine beſtimmte Menge, ausnahmsweiſe auch für den Bezug einzelner 
Gifte während eines, ein Jahr nicht überſteigenden Zeitraumes gegeben. 
Der Erlaubnißſchein verliert mit dem Ablaufe des vierzehnten Tages nach 
dem Ausſtellungstage ſeine Gültigkeit, ſofern auf demſelben etwas Anderes 
nicht vermerkt iſt. 

An Kinder unter 14 Jahren dürfen Gifte nicht ausgehändigt werden. 

$ 13. 

Die in Abtheilung 1 und 2 verzeichneten Gifte dürfen nur gegen 
Ichriftliche Empfangsbeſcheinigung (Giftſchein) des Erwerbers verabfolgt 
werden. Wird das Gift durch einen Beauftragten abgeholt, ſo hat der Ab— 
gebende (§ 10) auch von dieſem ſich den Empfang beſcheinigen zu laſſen. 


Die Beſcheinigungen find nach dem in Anlage TV vorgeſchriebenen 
Muſter auszuſtellen, mit den entſprechenden Nummern des Giftbuchs zu 
verſehen und zehn Jahre lang aufzubewahren. 

Die Empfangsbeſtätigung Desjenigen, welchem das Gift ausgehändigt 
wird, darf auch in einer Spalte des Giftbuchs abgegeben werden. 
Im Falle des § 11 Abſatz 2 ift die Ausſtellung eines Giftſcheines 
nicht erforderlich. 


$ 14. 

Gifte müſſen in dichten, feſten und gut verſchloſſenen Gefäßen ab- 
gegeben werden; jedoch genügen für feſte, an der Luft nicht zerfließende 
oder verdunſtende Gifte der Abtheilungen 2 und 3 dauerhafte Umhüllungen 
jeder Art, ſofern durch dieſelben ein Verſchütten oder Verſtäuben des In— 
haltes ausgeſchloſſen wird. 

Die Gefäße oder die an ihre Stelle tretenden Umhüllungen müſſen 
mit der in $ 4 Abſatz 1 angegebenen Bezeichnung ſowie mit dem Namen 
des abgebenden Geſchäftes verſehen ſein. Bei feſten, an der Luft nicht zer— 
fließenden oder verduuſtenden Giften der Abtheilung 3 darf an Stelle des 


Wortes Gift die Aufſchrift „Vorſicht“ verwendet werden. 


Brei der Abgabe an Wiederverkäufer, techniſche Gewerbetreibende und ſtaat— 
liche Unterſuchungs- oder Lehranſtalten genügt indeſſen jede andere, Ver— 
wechſelungen ausſchließende Bezeichnung. 

Sao: 

Es ift verboten, Gifte in Trink- oder Kochgefäßen oder in ſolchen 
Flaſchen oder Krügen abzugeben, deren Form oder Bezeichnung die Gefahr 
einer Verwechſelung des Inhalts mit Nahrungs- oder Genußmitteln herbei— 
zuführen geeignet iſt. 

$ 16. 
; Auf die Abgabe von Giften als Heilmittel in den Apotheken finden 
die Vorſchriften der $$ 11 bis 14 nicht Anwendung. 
§ 17. (Beſondere Vorſchriften über Farben.) 

i; Auf gebrauchsfertige Del-, Harz- oder Lackfarben, ſoweit fie nicht Arjen- 
farben find, finden die Vorſchriften der $$ 2 bis 14 nicht Anwendung. Das 
Gleiche gilt für andere giftige Farben, welche in Form von Stiften, Paſten 
oder Steinen oder in geſchloſſenen Tuben zum unmittelbaren Gebrauch fertig 
geſtellt ſind, ſofern auf jedem einzelnen Stück oder auf deſſen Umhüllung 
entweder das Wort „Gift“ beziehungsweiſe „Vorſicht“ und der Name der 
Farbe oder eine das darin enthaltene Gift erkennbar machende Bezeichnung 
deutlich angebracht iſt. 


$ 18. (Ungeziefermittel.) 

Bei der Abgabe der unter Verwendung von Gift hergeſtellten Mittel 
gegen ſchädliche Thiere (ſogenannte Ungeziefermittel) iſt jeder Packung eine 
Belehrung über die mit einem unvorſichtigen Gebrauche verknüpften Gefahren 
beizufügen. Der Wortlaut der Belehrung kann von der zuſtändigen Behörde 
vorgeſchrieben werden. 
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Arſenhaltiges Fliegenpapier feilzuhalten oder abzugeben, ift verboten. 
Andere arſenhaltige Ungeziefermittel dürfen nur mit einer in Waſſer leicht 
löslichen grünen Farbe vermiſcht feilgehalten oder abgegeben werden; die— 
ſelben dürfen nur gegen Erlaubnißſchein ($ 12) verabfolgt werden. 

Strychninhaltige Ungeziefermittel dürfen nur in Form von vergiftetem 
Getreide, welches in tauſend Gewichtstheilen höchſtens 5 Gewichtstheile 
ſalpeterſaures Strychnin enthält und dauerhaft dunkelroth gefärbt iſt, feil⸗ 
gehalten oder abgegeben werden. 

Vorſtehende Beſchränkungen können zeitweiſe außer Wirkſamkeit geſetzt 
werden, wenn und ſoweit es ſich darum handelt, unter polizeilicher Aufſicht 
außerordentliche Maßnahmen zur Vertilgung von ſchädlichen Thieren, . 
Feldmäuſen, zu treffen. 

$ 19. (Gewerbebetrieb der Kammerjäger.) 

Perſonen, welche gewerbsmäßig ſchädliche Thiere vertilgen Kammer⸗ 
jäger), müſſen ihre Vorräthe von Giften und gifthaltigen Ungeziefermitteln 
unter Beachtung der Vorſchriften in den $$ 2, 3, 4, 7 und, ſoweit fie die 
Vorräthe nicht bei Ausübung ihres Gewerbes mit ſich führen, in verſchloſſenen 
Räumen, welche nur ihnen und ihren Beauftragten zugänglich ſind, auf— 
bewahren. Sie dürfen die Gifte und die Mittel an Andere nicht überlaſſen. 


5 . 

Die Beſtimmungen der $$ 4 und 6 über die Bezeichnung der Vorraths— 
gefäße und die Behältniſſe und Geräthe innerhalb der Giftkammer finden 
auf Neuanſchaffungen und Neueinrichtungen ſofort, im Uebrigen vom 
1. Januar 1897 ab Anwendung. 

Für Gewerbebetriebe, welche bereits vor Erlaß dieſer Verordnung be- 
ſtanden haben, können Ausnahmen von den Vorſchriften des § 5 bis zum 
31. Dezember 1898 nachgelaſſen werden. 

21. 

Vorſtehende Vorſchriften treten ſofort für die geſammte Monarchie in 
Kraft, alle entgegenſtehenden Provinzial, Regierungs- und Ortspolizei⸗ 
verordnungen ſind aufgehoben. 

& 22. 

Die für die Apotheken über den Handel mit Giften heſtehenden weiter- 

gehenden Vorſchriften bleiben auch ferner in Kraft. 
$ 23. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizeiverordnung werden, ſoweit in 
den beſtehenden Geſetzen nicht höhere Strafen vorgeſehen ſind, nach § 367 
Nr. 5 des Strafgeſetzbuches mit Geldſtrafe bis zu Einhundertfünfzig Mark 
oder mit Haft beſtraft. 


Berlin, den 24. Auguſt 1895. 


s Der Miniſter der geiftlichen, 
Der Miniſter für Handel Unterrichts: und Medizinal⸗ 


und Gewerbe. Angelegenheiten. 
In Vertretung. In Vertretung. 
gez. Lohmann. von Weyrauch. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. 
Braunbehrens. 


Anlage 1. 


Verzeichniß der Gifte. 


Abtheilung 1. 
Akonitin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
Arſen, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, auch Arſenfarben, 
Atropin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
Bruein, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
Curare und deſſen Präparate, 
Cyanwaſſerſtoffſäure (Blauſäure), 
Cyankalium, die ſonſtigen cianwaſſerſtoffſauren Salze und deren Löſungen, 
mit Ausnahme des Berliner Blau (Eiſencyanür und des gelben Blut— 
laugenſalzes (Kaliumeiſencyanürh, 
Daturin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
Digitalin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
Emetin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
> Erythrophlein, deffen Verbindungen und Zubereitungen, 
5: Fluorwaſſerſtoffſäure (Flußſäure), 
Hiomatropin, deffen Verbindungen und Zubereitungen, 
HGPuyoscin (Dubvijin) deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
Hyoscyamyn (Duboiſin), deffen Verbindungen und Zubereitungen, 
KNantharidin, bejen: Verbindungen und Zubereitungen, 
2 Kolchicin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
wj Koniin, deffen Verbindungen und Zubereitungen, 
7 Nikotin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
Nitroglycerinlöſungen, 1% 
Phosphor (auch rother, jajem er gelben Phosphor enthält) und die damit 1 
bereiteten Mittel zum Vertilgen von Ungeziefer, y 
Phyſoftigmin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, żę: 
Pikrotoxin, 
sA Queckſilberpräparate, auch Farben, außer Queckſilberchlorür (Kalomel) und 
Schwefelqueckſilber (Zinnober), 
Skopolamin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 
R: Strophanthin, 
15 Strychnin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, mit Ausnahme von 
E ſtrychninhaltigem Getreide, j 
Uranſalze, lösliche, auch Uranfarben, 
8 Beratrin, deffen Verbindungen und Zubereitungen. i 
2% | Abtheilung 2. 
Aaeetanilid (Antifebrin), ; O 
Adonis⸗kraut, ie: 
Aethylenpräparate, 
Agaricin, 
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Akonit⸗extrakt, =fnoflen, kraut, ⸗tinktur, 

Amylenhydrat, 

Amylnitrit, 

Azomorphin, 

Belladonna-blätter, -extrakt, ⸗tinktur, wurzel, 

Bilſen-kraut, famen, Bilſenkraut-extrakt, ⸗tinktur, 

Bittermandelöl, blauſäurehaltiges, 

Brechnuß (Krähenaugen), ſowie die damit hergeſtellten Ungeziefermittel, Brech— 
nußextrakt, ⸗tinktur, 

Brechweinſtein, 

Brom, 

Bromaethyl, 

Bromalhydrat, 

Bromoform, 

Butylchloralhydrat, 

Calabar⸗extrakt, famen, ⸗tinktur, 

Cardol, 

Chloraethyliden, zweifach, 

Chloralformamid, 

Chloralhydrat, 

Chloreſſigſäure, 

Chloroform, 

Chromſäure, 

Cocain, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Convallamarin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Convallarin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Elaterin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Erythrophleum, 

Euphorbium, g 

Fingerhut-blätter, -eſſig, ⸗extrakt, ⸗tinktur, 

Gelſemium-wurzel, =tinftär, 

Giftlattich-extrakt, kraut, -ſaft (Laktukarium), 

Giftſumach-blätter, =cytraft, ⸗tinktur, 

Gottesgnaden-kraut, ⸗extrakt, ⸗tinktur, 

Gummigutti, deſſen Löſungen und Zubereitungen, 

Hanf, indiſcher, ⸗extrakt, ⸗tinktur, 

Hydroxylamin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Salapen-harz, ⸗knollen, =tinftuv, 

Kirſchlorbeeröl, 

Kodein, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Kokkelskörner, 

Kotoin, 

Krotonöl, 

Morphin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Narcein, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Narkotin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Nieswurz (Helleborus), grüne, =ertraft, ⸗tinktur, -wurzel, 
ż (Helleborus), Schwarze, =crtraft, -tinktur, wurzel, 
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Nitrobenzol (Mirbanöh, 
Opium und deſſen Zubereitungen mit Ausnahme von Opiumpflaſter und waſſer, 


Oxalſäure (Kleeſäure, ſog. Zuckerſäure), 


Paraldehyd, 

Pental, 

Pilokarpin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Sabadill⸗extrakt, früchte, ⸗tinktur, 

Sadebaum⸗ſpitzen, ⸗extrakt, öl, 

Sankt⸗Ignatius⸗ſamen, =tinftut, 

Santonin, 

Scammonia⸗harz (Scammonium), wurzel, 

Schierling (Konium)⸗kraut, ⸗extrakt, früchte, ⸗tinktur, 

Senföl, ätheriſches, 

Spaniſche Fliegen und deren weingeiſtige und ätheriſche Zubereitungen, 

Stechapfel⸗blätter, extrakt, ⸗ſamen, ⸗tinktur, — ausgenommen zum Rauchen 
oder Räuchern —, 

Strophantus⸗extrakt, -ſamen, ⸗tinktur, 

Strychninhaltiges Getreide, 

Sulfonal und deſſen Ableitungen, 

Thallin, deſſen Verbindungen und Zubereitungen, 

Urethan, 


Veratrum (weiße Nieswurz)⸗tinktur, wurzel, 


Waſſerſchierling⸗kraut, ⸗extrakt, 
Zeitloſen-extrakt, ⸗knollen, famen, ⸗tinktur, <wein. 


Abtheilung 3. 
Antimonchlorür, feſt oder in Löſung, 
Baryumverbindungen außer Schwerſpath (ſchwefelſauren Baryum), 


Bittermandelwaſſer, 
Bleieſſig, 


5 Bleizucker, 
Brechwurzel (Ipecacuanha)-ertraft, tinktur, wein, 


Farben, welche Antimon, Baryum, Blei, Chrom, Gummigutti, Kadmium, 
Kupfer, Pikrinſäure, Zink oder Zinn enthalten, mit Ausnahmen von: 
Schwerſpath (ſchwefelſauren Baryum), Chromoxyd, Kupfer, Zink, Zinn 
und deren Legirungen, als Metallfarben, Schwefelkadmium, Schwefel 
zink, Schwefelzinn (als Mufivgold), Zinkoxyd, Zinnoxyd, 

Goldſalze, 

Jod und deſſen Präparate, ausgenommen zuckerhaltiges Eiſenjodür und Jod⸗ 
ſchwefel, 4 

Jodoform, 

Kadmium und deſſen Verbindungen, auch mit Brom oder Jod, 

Kalilauge, in 100 Gewichtstheilen mehr als 5 Gewichtstheile Kalium⸗ 
hydroxyd enthaltend, 

Kalium, : 

Kaliumbichromat (rothes chromſaures Kalium, ſogenanntes Chromkali), 

Kaliumbioxalat (Kleeſalz), 

Kaliumchlorat (chlorſaures Kalium), 


N 
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Kaliumchromat (gelbes chromſaures Kalium), 
Kaliumhydroxyd (Aetzkali), 
Karbolſäure, auch rohe, ſowie verflüſſigte und verdünnte, in 100 Gewichts⸗ 
theilen mehr als 3 Gewichtstheile Karbolſäure enthaltend, 
Kirſchlorbeerwaſſer, 
| Koffein, deffen Verbindungen und Zubereitungen, 
| Koloquinten-extrakt, ⸗tinktur, 
Kreoſot, 
| Kreſole, 
Kupferverbindungen, 
Lobelien-kraut, ⸗tinktur, 
Meerzwiebel, -extrakt, ttinktur, wein, 
Mutterkorn, extrakte (Ergotin), 


Natrium, 

Natriumbichromat, 
l Natriumhydroxyd, (Aetznatron, Seifenſtein), 
| 99 b 


Natronlauge, in 100 Gewichtstheilen mehr als 5 Gewichtstheile Natrium— 
hydroxyd enthaltend, 

Phenacetin, 

Pikrinſäure und deren Verbindungen, 

Queckſilberchlorür (Kalomel), 

Salpeterſäure, (Scheidewaſſer), auch rauchende, 

Salzſäure, auch verdünnte, in 100 Gewichtstheilen mehr als 15 Gewichts— 
theile waſſerfreie Säure enthaltend, 

Schwefelkohlenſtoff, 

Schwefelſäure, auch verdünnte, in 100 Gewichtstheilen mehr als 15 Ge 
wichtstheile Schwefelſäuremonohydrat enthaltend, 

Silberſalze mit Ausnahme von Chlorſilber, 

Stephans (Staphisagria)-körner, 


Zinkſalze, mit Ausnahme von Zinkkarbonat, a 
| Zinnſalze. z 
t 
Anlage ll. 
Giftbuch. 
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Anlage lll. 
(Name der ausſtellenden Behörde.) 
N au 

i Erlaubnißſchein zum Erwerb von Sarg 

Der p. (Name Stand) j zu (Wohnort und 
Wohnung PNE (Firmch. e 
wünſcht (Menge) an (Name des OSN Z teten | 
au erwerben, um damit ma. (Bwed, zu welchem das 
VVV Vb Ä 

Gegen dieſes Vorhaben iſt diesſeits nach ſtattgef fundener Prüfung 
dz erinnern AREA 


(Bezeichnung der ausſtellenden Behörde.) 
(Namensunterſchrift.) 
(Siegel.) 

“= Diejer Schein macht die Ausſtellung einer Empfangsbeſcheinigung 
w Giftſchein) gemäß $ 13 nicht entbehrlich. Er verliert mit dem Ablauf des 
j 14. Tages nach dem Ausſtellungstage feine Gültigkeit, ſofern etwas anderes 

oben nicht ausdrücklich vermerkt iſt. 


Alrllage IV. AT 

Bo 8... (des Giftbuchs). 

. Giftſchein. i 

Von (Firma des abgebenden Geſchäfts) i: 

r bekenne ich hierdurch e A ER 

. (Name des Gifts) REES zum Zwecke de... a PENN 4: 

* wohl verſchloſſen und bezeichnet erhalten zu haben. 

5 Der aus einem unvorſichtigen Gebrauche des Giftes entſtehenden Ge- 
fahren wohl bewußt, werde ich dafür Sorge tragen, daß daſſelbe nicht in 
unbefugte Hände gelangt und nur zu dem vorgedachten Zwecke verwendet wird. 


DUS: GRANE DUMA ðͤâàv AZ ak Kaki abgeholt werden. 
(Wohnort, Tag, Monat, Jahr (Name und Vorname, Stand oder | 
und Wohnung.) Beruf des Erwerbers.) 
Fr (Eigenhändig gejchrieben.) 
S ; (Zuſatz, falls das Gift durch einen Anderen abgeholt wird.) 
8 Das oben bezeichnete Gift habe ich im Auftrage des e 
r (Namen des Erwerbers) in Empfang genommen und 
; verjpreche, daſſelbe alsbald unverſehrt an meinen Auftraggeber abzuliefern. 
4 (Ort, Tag, Monat, Jahr.) Name und Vorname, Stand oder Beruf 
EE. des Abholenden.) 


(Eigenhändig geſchrieben.) 


No. 27 des Amtsblatts pro 1896, Seite 114, No. 5. 


Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund des § 137 des Geſetzes über die allgemeine Landesver— 


waltung vom 30. Juli 1883, ſowie der $$ 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 wird mit Zuſtimmung 
des Provinzial⸗-Raths für den Umfang der Provinz Weſtpreußen verordnet, 
was folgt: 


$ 1. Die öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln, welche dazu 
beſtimmt ſind, zur Verhütung oder Heilung menſchlicher Krankheiten zu die⸗ 
nen, iſt verboten. 

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieje Polizei-Verordnune unterliegen 

2. 3 handlungen gegen dieje Polizei⸗Verordnung gen, 

ſofern nicht nach den beſtehenden Strafvorſchriften eine härtere Strafe ver— 
wirkt iſt, einer Geldſtrafe bis zu ſechszig Mark, im Unvermögensfalle einer 
entſprechenden Haftſtrafe ($ 366 Ziffer 1 des Reichsſtrafgeſetzbuchs). 

§ 3. All entgegenſtehenden Vorſchriften werden hiermit aufgel obar 

8 geg ) ) geh 

§ 4. Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguft 1896 in Kraft. 

Danzig, den 17. Juni 1896. 


Der Ober⸗Präſident, Staatsminiſter v. Goßler. 


Amtsblatt No. 24 pro 1897, Seite 215, No. 3. 


Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund der $$ 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, ſowie der SS 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 wird mit Zu⸗ 
ſtimmung des Provinzial-Raths für den Umfang der Provinz Weſtpreußen 
angeordnet, was folgt: 

$ 1. Die öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln, welche dazu 
beſtimmt ſind, zur Verhütung thieriſcher Krankheiten zu dienen, iſt verboten. 

$ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieje Polizei-Verordnung unterliegen, 
ſofern nicht nach den beſtehenden Strafvorſchriften eine härtere Strafe ver- 
wirkt iſt, einer Geldſtrafe bis zu ſech szig (60) Mark, im Unvermögensfalle 
einer entſprechenden Haftſtrafe ($ 366 Ziffer 1 des Reichsſtrafgeſetzbuchs). 

$ 3. Alle entgegenſtehenden Vorſchriften werden hiermit aufgehoben. 
§ 4. Dieſe Verordnung tritt am 15. Juli 1897 in Kraft. 
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Danzig, den 19. Mai 1897. 
Der Ober Präſident. 


SE NYRZE 
No. 13 des Amtsblatts pro 1897, Seite 121, No. 8. 


Polizei⸗Verordnung 
über den Betrieb von Mineralwaſſerfabriken. 


Auf Grund der $$ 137, 139 und 140 des Geſetzes über die allge: 
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Sammlung Seite 195 ff.) 
und der $$ 5, 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265 ff.) wird mit Zuſtim⸗ 
mung des Bezirks-Ausſchuſſes für den Umfang des Regierungsbezirks Fol— 
gendes verordnet: 


$ 1. Die Räume, in denen künſtliche Mineralwaſſer hergeſtellt iver- 
den, müſſen gut ventilirt, geräumig und ſo hell ſein, daß die darin aufge— 
ſtellten Apparate in allen Einzelheiten genau beobachtet werden können. 

§ 2. Zur Herſtellung darf nur deſtillirtes Waſſer verwendet werden. 
In Orten mit einer öffentlichen Centralwaſſerverſorgung kann von dem Re— 
gierungspräſidenten der Gebrauch von Waſſerleitungswaſſer gejtattet werden. 

$ 3. Die zur Verwendung gelangenden Salze müſſen die durch das 
deutſche Arzneibuch vorgeſchriebene chemiſche Reinheit beſitzen, die Fruchtſäfte 
reine Naturſäfte ſein. 

$ 4. Alle Gefäße, in welchen ein den gewöhnlichen Luftdruck über- 
ſteigender Druck hervorgebracht wird, find aus gutem Kupferblech, welches 
innen ſtark verzinnt ift, herzuſtellen. Der Maximaldruck ift auf den vorhan— 
denen Apparaten in unabnehmbarer Schrift deutlich anzugeben. 

Die nach Inkrafttreten dieſer Beſtimmungen neu aufgeſtellten Apparate, 
ſeien es neue oder bereits in Betrieb geweſene, müſſen den Namen des Fa— 
brifanten, das Jahr der Herſtellung und den Maximaldruck auf einem une 
abnehmbaren Metallſchild tragen. Soweit ein ſolches Schild nicht bereits 
vorhanden, tritt bei reparirten Apparaten an die entſprechende Stelle der 
Name der reparirenden Firma und das Jahr der Reparatur. 

§ 5. Dieſe Gefäße, insbeſondere Miſchgefäße, jowie die zur Ver- 
wendung kommenden Expanſionskeſſel müſſen mit Manometer, Sicherheits- 
ventil und mit einer Vorrichtung zur Anbringung des amtlichen Kontrol- 
manometers verſehen ſein. 

Die von dem Sachverſtändigen bei der Prüfung des Apparates ($ 13) 
feſtgeſetzte Belaſtung der Sicherheitsventile darf nicht geändert werden. 
Ebenſo dürfen dieſe durch Feſtkeilen pp. nicht ungangbar gemacht werden. 

$ 6. Bei den mit flüſſiger Kohlenſäure arbeitenden Anlagen ift vor 
dem Miſchgefäß ein Expanſionsgefäß von mindeſtens 100 Liter Inhalt ein- 
zuhalten, wenn die Kohlenſäureflaſche nicht mit einem Reduktionsventil guter 
Konſtruktion verſehen iſt. 

$ 7. Alle Verzinnungen ſowie alle Verbindungsſtücke an den Appa- 
raten müſſen den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend den Verkehr mit blei 
und zinkhaltigen Gegenſtänden, vom 25. Juni 1887 (881, 2 und 3) entſprechen. 
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§ 8. Wo zur Erzeugung der Kohlenſäure Magnefit, Kreide, Schwefel- 
oder Salzſäure benutzt werden, müſſen wenigſtens 2 Waſchflaſchen vorhanden 
ſein, von denen die erſtere verdünnte Sodalöſung, die zweite Waſſer enthält. 
Der Inhalt derſelben iſt mindeſtens alle acht Tage zu erneuern. 


$ 9. Die Herſteller von Mineralwäſſern haben für die Reinhaltung 
der Verſandtflaſchen zu ſorgen. Flaſchen, an deren Boden oder Wandungen 
ſich Niederſchläge abgeſetzt haben, ſind vom Verſchleiß auszuſchließen. 


§ 10. Auf jedem Flaſchenverſchluß muß ein Streifen angebracht ſein, 
welcher den Namen des Fabrikanten und den Ort der Herſtellung erſichtlich 
macht. 

§ 11. Dieſe Vorſchriften finden auch Anwendung auf diejenigen 
tragbaren metallenen Gefäße und auf die mit denſelben zum Ausſchank ver— 
bundenen Leitungen, in welchen die kohlenſäurehaltigen Waſſer zum Aus— 
ſchank außerhalb der Herſtellungsſtelle gelangen. 


§ 12. Zur Sicherung der Arbeiter find die Verſandtflaſchen beim 
Verſchließen mit Sicherheits körben aus ſtarkem eingeflochtenen Draht zu 
überdecken; auch ſind geeignete Schutzbrillen vorzuhalten. 


$ 13. Bevor ein Apparat, jet es ein neuer oder ein alter, an dem 
Ort jener Aufſtellung zum erſten Mal in Betrieb gejegt wird, muß derſelbe 
von einem ſeitens d der Poliz jei Verwaltung als geeignet anerkannten Sach- 
Ae einer Prüfung auf Widerſtandsfähigkeit bei Anwendung des 
1 ½ fachen Ueberdrucks, auf feine „ mit vorſtehenden Be— 
ſtimmungen, ſowie auf die Beſchaffenheit der Verzinnung unterzogen werden. 
Dieſe Prüfung wird alle zwei Jahre wiederholt. Sie iſt ſpäteſtens zwei 
Monate vor Ablauf des zweiten Jahres von dem 3 zu beantragen 
und erfolgt auf deſſen PL Eine chemische Prüfung des fertigen Waſſers 
in Bezug auf metalliſche Verunreinigungen muß alle zwei Jahre ſtattfinden. 
Es liegt im Ermeſſen det Polizeibehörde, eine ſolche Prüfung ſowie eine 
Prüfung der Chemikalien häufiger ſtattfinden zu laſſen. 


§ 14. Uebertretungen dieſer Verordnungen werden, ſofern nicht fon- 
ſtige Strafbeſtimmungen, insbeſondere die Beſtimmungen des $ 147,4 der 
Gewerbeordnung bezw. des Reichsgeſetzes vom 25. Juni 1887 (Geſetz— 
Sammlung Seite 273—275) oder des § 367,6 des Strafgeſetzbuches Mn- 
wendung finden, mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark beſtraft, an deren Stelle 
im Falle des Unvermögens entſprechende Haft tritt. 


§ 15. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt für Neuanlagen ſofort, im 
übrigen drei Monate nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Die bisher noch 
nicht von einem Sacjverftänbigen geprüften Mineralwaſſerapparate find bal- 
digſt und ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach der Veröffentlichung dieſer 
Verordnung zu prüfen. Für die bereits gepiliten Apparate treten die unter 
§ 13 feſtgeſetzten Termine in Kraft. 


Marienwerder, den 23. März 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Gz 


Amtsblatt No. 51 pro 1897, Seite 406, No. 9. 


Polizei-VBerorduuug, 
betreffend die nicht fabrikmäßige Herſtellung und Verwendung 
von Aeetylen. 

Auf Grund der $$ 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (6.-©. S. 195 ff.) und der $$ 6, 
12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 
(G. S. S. 265) wird hiermit unter Zuftimmung des Bezirks-Ausſchuſſes 
für den Umfang des Regierungsbezirks Marienwerder die nachfolgende Po— 
lizei⸗Verordnung erlaſſen: 

$ L Wer außer im fabrikmäßigen Umfange Acetylen herſtellen oder 
verwenden will, hat dies ſpäteſtens bei der erſten Inbetriebſetzung der Gas— 
entwickelungs-Apparate der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

$ 2. Die Entwickelung und Aufbewahrung von Acetylen darf nicht 
in oder unter bewohnten Räumen und nicht in Kellern erfolgen. Die 
Räume, in denen die Gasentwickelung ſtattfindet, müſſen durch eine Brand— 
mauer oder einen iſolirenden Luftraum von Wohnräumen getrennt ſein. 
Die Gasentwickler dürfen nur unter leichter Bedachung aufgeſtellt werden. 

$ 3. Dieſe Räume müſſen hell, geräumig und gut gelüftet fein, dür- 
fen nur durch Dampf- oder Waſſerheizung erwärmt und nicht mit Licht be⸗ 
treten werden. Die Thüren müſſen nach außen aufichlagen. Die Entlüf- 
tungsrohre der Räume und der Gasentwickler dürfen nicht in Schornſteine 
münden, die Entlüftungsrohre der Gasentwickler ſind bis über das Dach zu 
führen. 

$ 4. Die Apparate zur Entwickelung und Aufbewahrung von Ace— 
tylengas müſſen ſo eingerichtet ſein, daß in ihnen kein höherer, als ein 
Ueberdruck von einer Atmoſphäre ſich bilden kann. 

§ 5. An den Entwickelungs-Apparaten. Gasbehältern und Gaslei⸗ 
tungen dürfen keine aus Kupfer beſtehenden Theile angebracht ſein. 

0 $ 6. Calciumcarbid und andere Carbide dürfen in Mengen von mehr 
als 10 kg nur in waſſerdicht verſchloſſenen Gefäßen und in trockenen, 
hellen, gut gelüfteten Räumen aufbewahrt werden. Die Lagerung in Kellern 
iſt unterſagt. Die Gefäße müſſen die Aufſchrift tragen: „Carbid, gefährlich, 


$ 7. Die zur Aufnahme flüſſigen Acetylens beſtimmten Flaſchen 
miijjen durch einen weißen Anſtrich und die Aufſchrift: „Flüſſiges Acetylen, 
feuergefährlich“, gekennzeichnet, mit Angabe der Tara und des Faſſungsrau— 
mes in Litern vierſehen und 250 Atmoſphären geprüft ſein. 

§ 8. Bei der Füllung der Flaſchen darf das Verhältniß von 1 kg 
Acetylen auf 3 Liter Rauminhalt nicht überſchritten werden. 

$ 9. Die Flaſchen für verdichtetes Acetylengas müſſen durch die 
Aufſchrift: „Aetylengas, feuergefährlich“, gekennzeichnet und mit der Angabe 
des höchſten zuläſſigen Druckes verſehen ſein. Sie müſſen mit dem Doppel⸗ 
ten des zuläſſigen Druckes geprüft ſein. 

$ 10. Die mit flüſſigem oder verdichtete Acetylen gefüllten Flaſchen 
ſind gegen die Einwirkung von Sonnenſtrahlen und Ofenwärme zu ſchützen. 
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$ 11. FJlüſſiges und verdichtetes Acetylen dürfen nur in Gefäße ge- 
füllt werden, an deuen kein Theil aus Kupfer oder Kupferlegirungen beſteht. 

$ 12. Die Beſtimmungen in den §s 1, 2 und 3 finden keine Mn- 
wendung auf tragbare und ſolche Acetylengaslampen, bei denen der Brenner 
mit dem Entwickelungs-Apparat unmittelbar und feſt verbunden iſt. 

Denjenigen, welche beim Erſcheinen dieſer Polizei-Verordnung mit 
Genehmigung oder mit Vorwiſſen der Ortspolizeibehörde Acetylenentwicke— 
(ungs-Apparate bereits in Betrieb genommen haben, kann von der Orts— 
polizeibehörde zur Erfüllung der Vorſchriften in S 2 und im erſten 
Satze des $ 3 eine Friſt von 12 Monaten vom Tage des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung ab bewilligt werden. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine Anwendung: 

a. auf fabrikmäßig betriebene und daher nach § 16 der Gewerbe- 
ordnung beſonderer Genehmigung bedürftige Anlagen zur Her— 
ſtellung von Acetylen; 

b. auf die ſtaatlichen wiſſenſchaftlichen Inſtitute, ſoweit ſie Acetylen 
zu Lehr- und Studienzwecken herſtellen und verwenden. 

$ 13. Zuwiderhandlungen gegen dieje Verordnung werden, ſofern 
dadurch nicht nach den beſtehenden Geſetzen eine ſchwerere Strafe verwirkt 
iſt, mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark und im Falle des Unvermögens an 
deren Stelle mit entſprechender Haft beſtraft. 

$ 14. Vorſtehende Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 


Veröffentlichung in Kraft. 


Marienwerder, den 13. Dezember 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Nr. 43 des Amtsblatts pro 1827 Seite 342 Nr. 2. 
Das widerrechtliche Ueberſetzen 
von Perſonen über den Weichſelſtrom betreffend. 

Es wird Beſchwerde darüber geführt, daß Schiffer und andere Bez 
wohner der Weichſelufer ein Gewerbe daraus machen, in der Nähe der 
öffentlichen Fähranſtalten Perſonen über die Weichſel zu ſetzen. Nach Bore 
ſchrift der Geſetze ſoll aber in den Gegenden, wo öffentliche vom Staate 
mit einem Tarif verſehene Fähranſtalten ſind, Niemand ſich anderer Mittel 
zum Ueberſetzen bedienen, 

Allg. Landrecht Th. II Tit. 15 § 96, 
auch ſoll ein ſolches Umgehen des Fährgeldes gleich einer Zoll-Defraudation 
betrachtet und geahndet werden. 

Da nun $ 123 l. c. außerdem die den Polizeibehörden obliegende 
Pflicht der Fürſorge für die Sicherheit der Ueberſetz-Anſtalten es unzuläſſig 
macht, Unberufenen und Unberechtigten ein ſolches Gewerbe zu verſtatten, 
ſo wird daſſelbe, indem die vorſtehend angeführten geſetzlichen Beſtimmungen 
in Erinnerung gebracht werden, hiermit ernſtlich unterſagt und ſollen die⸗ 
jenigen Schiffer und Uferbewohner, welche in der Nähe öffentlicher Fähr— 
anſtalten aus einem ſolchen Ueberſetzen ein Gewerbe machen, mit einer 
Polizeiſtrafe von einem bis zehn Thaler belegt werden. 
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Die betreffenden Polizeibehörden haben über die Befolgung dieſer 
Vorſchrift zu wachen. 


Marienwerder, den 10. Oktober 1827. 


Königl. Preuß. Regierung. 


No. 7 des Amtsblatts pro 1837, Seite 52. 


Bekanntmachung. 

Mit Bezugnahme auf die unterm 23. Juni 1835 durch das Amtsblatt, 
der unterzeichneten Regierung erlaſſene Bekanntmachung, die Sicherung der 
Schifffahrt auf dem Weichſelſtrome betreffend, werden die Uferbeſitzer, Schiffer 
Holztraftenführer und Fiſcher, ſowie alle diejenigen, welche Kenntniß von 
Schifffahrts-Hinderniſſen erlangen, wiederholentlich hiermit aufgefordert, bei 
offener Schifffahrt die von ihnen im Strome bemerkten und der Schifffahrt 
gefährlichen Gegenſtände, als Baumſtämme, Stobben, Pfähle und Steine, 
womöglich ſogleich durch Wiepen zu bezeichnen, in jedem Falle aber ohne 
Verzug von der gemachten Entdeckung ſolcher Schifffahrts-Hinderniſſe den 
nächſten öffentlichen Behörden, als den Landraths- und Domainen-Rent— 
Aemtern und den Magiſträten davon Nachricht zu geben. Dieſe Behörden 
werden zugleich hiermit angewieſen, bei ſolchen erhaltenen Anzeigen zunächſt 
für die ſofortige Bezeichnung der Stromſtellen, die der Schifffahrt Gefahr 
drohen, und für die Unterhaltung der Warnungszeichen zu ſorgen, alsdann 
aber davon ſogleich die Deich-Inſpektoren in Kenntniß zu ſetzen, um das 
Weitere zur Sache zu veranlaſſen. 

Da die Erfahrung lehrt, daß die bereits angebrachten Warnungszeichen 
zur Bezeichnung der Stellen, welche für die Schifffahrt gefährlich ſind, oft— 
mals durch Fahrläſſigkeit oder Muthwillen wieder vernichtet worden, ſo 
wird hiermit beſtimmt und zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß eine ſolche 
Kontravention nunmehr mit einer Strafe von einem bis fünf Thalern ge— 
ahndet werden ſoll. 

Sämmtliche Polizeibehörden in der Nähe des Weichſelſtromes werden 
aufgefordert, von dieſer Verordnung Kenntniß zu nehmen und ſelbige in vor— 
kommenden Fällen in Vollzug zu bringen. 

Insbeſondere werden noch die Deichbaubeamten, Buhnenmeiſter und 
Buſchwärter angewieſen, bei allen Gelegenheiten darauf bedacht zu ſein, nich 
nur die in der Weichſel erſcheinenden Schifffahrts-Hinderniſſe zu entdecken 
und ſogleich zu bezeichnen, ſondern auch die Thäter zu ermitteln, welche 
bereits vorhandene Warnungszeichen vernichtet haben, wovon alsdann ohne 
Verzug der nächſten Polizeibehörde eine Anzeige zu machen iſt. 


Marienwerder, den 30. Januar 1837. 
Königl. Preußz. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Amtsblatt No. 36 pro 1896, Seite 294, No. 4. 


Polizei⸗Verorduung. 

Auf Grund des § 137 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 und der §$ 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 wird hierdurch unter Zu— 
ſtimmung des Provinzialraths für den Umfang der Provinz Weſtpreußen 
verordnet, was folgt: 

$ 1. Auf den ſchiffbaren und flößbaren Gewäſſern der Provinz 
Weſtpreußen dürfen auf, in und an Schiffsgefüßen und Fahrzeugen jeder 
Art und Benennung ſowie auf, in und an Flößen und Baggerfahrzeugen 
Fiſchereigeräthe irgend welcher Art und Benennung nur von den daſelbſt 
zum Fiſchen mit ſolchen Geräthen Berechtigten mitgeführt oder gehalten 
werden. 

Dieſe Beſchränkung erſtreckt ſich nicht auf Fiſchereigeräthe in verpacktem 
Zuſtande, welche nachweislich als Fracht- oder Paſſagiergut befördert werden. 

§ 2. Zuwiderhandlungen werden ſowohl an dem Beſitzer der zu 
Unrecht mitgeführten Geräthe wie an dem Führer des Fahrzeuges (Floßes 
u. ſ. w.) mit Geldſtrafe bis zu 60 (ſechszig) Mark geahndet. 


Im Unvermögensfalle tritt an die Stelle der Geldſtrafe eine ent— 
ſprechende Haftſtrafe. 
Danzig, den 22. Auguſt 1896. 


Der Oberpräfident der Provinz Weſtpreußen. 
Staatsminiſter v. Goßler. 


No. 44 des Amtsblatts pro 1895, Seite 333, No. 2. 


Hauptbuch Seite 283. 


Polizei⸗Verordnung. 


Auf Grund des $ 11 der Allerhöchſten Verordnung vom 8. Auguſt 
1887 (G. S. S. 348), betreffend die Ausführung des Fiſchereigeſetzes in der 
Provinz Weſtpreußen, in Verbindung mit den $$ 137 und 139 des Ge- 
ſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883. (G. S. 
S. 195), ſowie den $$ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (G. S. S. 265) wird im Anſchluſſe an die 
unter dem 24. April 1890 erlaſſene Polizei-Verordnung (A.⸗Bl. S. 126) 
für den Umfang des Regierungsbezirks Marienwerder Folgendes verordnet: 


$1. Das im $ 4 der Polizei-Verordnung vom 24. April 1890 
(ABl. S. 126) auf die Dauer von fünf Jahren erlaſſene Verbot, Krebs— 
weibchen innerhalb des Regierungsbezirks Marienwerder zu verkaufen, wird 
hierdurch auf die Dauer von weiteren fünf Jahren erneuert. 
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8 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei Verordnung werden mit 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark eventuell mit entſprechender Haft beſtraft, ſoweit 
- nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen eine höhere Strafe verwirkt ift. 
= $ 3. Dieſe Polizei- Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündi— 
gung in Kraft. 

Marienwerder, den 20. September 1895. 


2 Der Regierungs⸗Präſident. 


No. 7 des Amtsblatts pro 1897, Seite 56, No. 4. 


i = Polizei-Berorduung. 
Br Auf Grund des $ 137 Abſ. 2 und § 139 des Geſetzes über die all- 
28 gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, in Verbindung mit den 
4 $$ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 
1850, verordne ich für den Umfang des Regierungsbezirks Marienwerder, 
4 was folgt: 
$ $ 1. Jeder auf Ausſatz (Lepra) verdächtige Krankheitsfall ift bei der 
Ortspolizeibehörde, ſtädtiſchen Polizei-Verwaltung, Amtsvorſteher unverzüglich 

~ gur Anzeige zu bringen. 
§ 2. Zur Anzeige ſind die Familienhäupter, Haus- und Gaſtwirthe, 
die Medizinalperſonen, Geiſtliche und Lehrer bezüglich der zu ihrer Kenntniß 
gelangenden Fälle verpflichtet. 

§ 3. Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zum Betrage 
von 60 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft beſtraft. 


E Marienwerder, den 8. Februar 1897. 
4 Der Regierungs⸗Präſident. 


A 
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3 Extra⸗Beilage zu No. 29 des Amtsblatts pro 1896. 


Polizeiverordnung, betreffend die Körung der Hengite, 

Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die allgemeine Landesver- 
waltung vom 30. Juli 1883 und der $$ 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird hierdurch unter Zuſtim⸗ 
mung des Provinzial-Raths für den Umfang der Provinz Weſtpreußen ver- 

j ordnet, was folgt: i 
A Körungszwang: 

$ 1. Soweit nachſtehend nicht ausdrücklich Ausnahmen zugelaſſen 
ſind, dürfen zum Bedecken der Stuten nur ſolche Hengſte verwendet werden, 
welche von der zuſtändigen Körungskommiſſion nach Maßgabe der folgenden 
5 beſichtigt und als geeignet zur Zucht befunden — angekört 
ind. 
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Befreiung vom Körungszwang. 

$ 2. Den Beſtimmungen des $ 1 find nicht unterworfen: 
a) die Königlichen Haupt- und Landbeſchäler, 
b) die von Zuchtvereinen unter Mitwirkung eines Geſtütsbeamten und 
unter Gewährung eines Staatsdarlehns angeſchafften Hengſte, ſolange 
das gewährte Darlehn noch nicht vollſtändig getilgt iſt und daher die 
angekauften Hengſte der Beaufſichtigung und Reviſion eines Ge- 
ſtütsbeamten unterliegen, 
ehemalige Haupt- und Landbeſchäler, welche von der Geſtütsverwaltung 
an Züchter abgegeben ſind, ſofern die Tauglichkeit zur Zucht durch 
ein Atteſt der verkaufenden Geſtütsverwaltung nachgewieſen wird, 

d) Vollbluthengſte, für deren Benutzung ein Deckgeld von mindeſtens 
50 Mark beanſprucht und gezahlt wird, 

e) im alleinigen Eigenthum eines Einzelnen ſtehende Hengſte, welche der 
Beſitzer nur zum Decken der ihm gehörigen Stuten verwendet, 

f) im Eigenthum einer Erbengemeinſchaft ſtehende Hengſte, welche lediglich 
zum Decken der der betreffenden Gemeinſchaft als ſolcher eigen— 
thümlich gehörenden Stuten verwendet werden. 

Die nach dieſem Paragraphen vom Körungszwange befreiten unter b, 
c und d genannten Hengſte find jedoch den Körungskommiſſionen bei den 
regelmäßigen Körterminen zur Orientirung über das im Körbezirk vorhandene 
Hengſtmaterial vorzuſtellen. 

Körkommiſſionen. ' 
$3. Für jeden Kreis wird der Regel nach eine Körungskommiſſion ges 
bildet, es bleibt indeſſen den Kreiſen, in welchen eine genügende Anzahl von 
der Körung unterworfenen Hengſten nicht vorhanden iſt, überlaſſen, ſich mit 
einem benachbarten Kreiſe zu einem Körbezirk zu vereinigen und wegen der 
Wahl einer gemeinſchaftlichen Körkommiſſion das Erforderliche zu vereinbaren. 
$ 4. Jede Körungskommiſſion beſteht aus einem Vorſitzenden, dem 
Landgeſtüts-Dirigenten oder deſſen von der landwirthſchaftlichen Verwaltung 
zu ernennenden Stellvertreter und zwei weiteren Mitgliedern. Außerdem 
muß zu jedem Körungstermin ein beamteter Thierarzt, oder im Falle der 
Behinderung deſſelben ein anderer approbirter Thierarzt zugezogen werden, 
welcher eine berathende Stimme führt. ; 

Je ein gemeinſchaftlicher Vorſitzender wird beſtellt für die Körungs— 
kommiſſionen: 

1) des Regierungs-Bezirks Danzig, 2) der auf dem rechten Ufer 
der Weichſel belegenen Kreiſe des Regierungs-Bezirks Marienwerder, 
ſowie der auf dem linken Ufer der Weichſel belegenen Theile der 
Kreiſe Marienwerder und Thorn, 3) der auf dem linken Ufer der 
Weichſel belegenen Kreiſe des Regierungsbezirks Marienwerder aus— 
ſchließlich der unter No. 2 bezeichneten Theile der Kreiſe Marien— 
werder und Thorn. 5 

Für jeden Vorſitzenden ift ein Stellvertreter zu beſtellen. 

Die Vorſitzenden und ihre Stellvertreter werden von dem Vorſtande 
der Landwirthſchaftskammer für die Provinz Weſtpreußen auf die Dauer von 
6 Jahren, die ſonſtigen Mitglieder und für jedes derſelben mindeſtens ein 
Stellvertreter von den Kreisausſchüſſen auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. 
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Die Vorſitzenden und Mitglieder der Kommiſſionen, ſowie ihre Stell- 
vertreter, haben ihre Funktionen auch nach Ablauf ihrer Wahlperiode ſo 
lange fortzuführen, bis die Neuwahlen erfolgt ſind. 

Scheidet ein Kommiſſionsmitglied im Laufe der Wahlperiode aus, ſo 
iſt für den Reſt derſelben eine Neuwahl anzuordnen. 

Körtermine. 

$ 5. Die Körungen find möglichſt in den drei letzten Monaten des 
Jahres abzuhalten. 

Die Vorſitzenden der Körkommiſſionen ſetzen nach Benehmen mit dem 


betreffenden Landgeſtüts-Dirigenten und mit den betreffenden Landräthen die 


Termine für die Körungen und die Körplätze feſt und ſind dieſelben von 
den Landräthen öffentlich bekannt zu machen. 

Den Landräthen liegen auch die übrigen Vorbereitungen des Körge— 
ſchäfts ob und haben dieſelben insbeſondere die nach S 7 Anlage A vorge 
ſchriebenen Protokolle auf Grund der bei Bekanntmachung des Körtermins 
einzufordernden Anmeldungen der Hengſtbeſitzer durch Ausfüllung der Ko— 
lonnen 1—9 vorzubereiten und dem Vorſtande der Körkommiſſionen recht— 
zeitig, ſpäteſtens im Termin, zuzuſtellen. 


Verhandlungen der Körungs kommiſſionen. 
$ 6. Die Körungskommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmen- 


mehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


Die Entſcheidung der Kommiſſion iſt endgültig. 

$ 7. Die Beſchlüſſe der Kommiſſion werden den Betheiligten im 
Körungstermin mit Gründen eröffnet und in der in Anlage A angegebenen 
Form zu Protokoll genommen. 

Das Protokoll iſt von ſämmtlichen anweſenden Kommiſſionsmitgliedern 
und dem zugezogenen Thierarzt zu unterzeichnen und demnächſt in Abſchrift 
dem Landrath einzureichen, welcher die Bekanntmachung der angekörten 
Hengſte durch das Kreisblatt veranlaßt. Dieſe Bekanntmachung muß den 
Inhalt der Kolonnen 110 des Körungsprotokolls wiedergeben und ift 
dem betreffenden Landgeſtüts-Dirigenten von Seiten des Landraths durch 
Ueberſendung eines Exemplares der bezüglichen Kreisblattsnummer bekannt 
zu geben. Außerdem überſendet der Landrath den Beſitzern ſämmtlicher der 
Körungskommiſſion vorgeſtellten an- und abgekörten Hengſte eine die Kolonnen 
1—11 umfaſſende auszugsweiſe Abſchrift des Körungsprotokolls. 


Nachkörungen. 

§ 8. Für Hengſte, welche nachweislich zur Zeit des Körungstermines 
erkrankt oder erſt nach demſelben von dem Beſitzer erworben oder nach § 13 
dieſer Polizei-Verordnung einer erneuten Körung zu unterwerfen ſind, kann 
auf Antrag und Koſten des Beſitzers eine Nachkörung ſtattfinden; der An- 
trag iſt unter Beifügung der erforderlichen Nachweiſe bei dem Vorſitzenden 
der Körungskommiſſion anzubringen, welcher darüber zu befinden und gege— 
benen Falles den Termin für die Nachkörung anzuſetzen hat. 

Im Uebrigen finden, ſoweit nicht ausdrücklich Ausnahmen angeordnet 
ſind, die für die regelmäßigen Körungen gegebenen Vorſchriften Anwendung. 


Vorausſetzungen der Ankörung. 

§ 9. Die zum Decken zuzulaſſenden Heugſte müſſen das dritte Jahr 
vollendet haben, von erheblichen Fehlern frei und nach ihrer gefanmten 
körperlichen Beſchaffenheit zur Zucht geeignet und dem im Körbezirk vor— 
handenen Stutenmaterial angemeſſen ſein. 

Wiederholung der Körungen. 

$ 10. Die Körung der Hengſte muß alljährlich erfolgen und gelten 
die bei den regelmäßigen Körungen und bei den Nachkörungen $$ 5, 8 und 
13 getroffenen Entſcheidungen der Körungskommiſſion nur bis zum nächſten 
regelmäßigen Körtermine. 

Ein nicht zum Decken zugelaſſener (abgekörter) Hengſt kann der Kom— 
miſſion beim nächſten regelmäßigen Körtermine wieder vorgeſtellt werden. 


Körungsgebühren und deren Einziehung. 

$ 11. Für jeden angekörten Hengſt ift eine an die zuſtändige Kü- 
nigliche Kreiskaſſe abzuführende Körungsgebühr zu entrichten, welche für das 
erſte Jahr 10 Mk., für jede wiederholte Körung 5 Mk. beträgt. Für ab— 
gekörte Hengſte iſt eine Gebühr nicht zu entrichten. 

Für Nachkörungen ($ 8) werden außer den Koſten des Termins 
Gebühren nicht erhoben. 

Die Körgebühren werden durch den Landrath, ſobald die Abſchrift der 


Körungsprotokolle bei ihm eingegangen ift, feſtgeſetzt, gleichzeitig mit der — 


Ueberſendung der Protokollabſchriften ($ 8) von den Beſitzern eingefordert 
und nöthigen Falles im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 


Reiſekoſten und Tagegelder der Vorſitzenden der 
Körungs-Kommiſſionen. 

$ 12. Die Vorſitzenden der Körungskommiſſionen erhalten 12 Mk. 
Tagegelder und an Reiſekoſten für das Kilometer Landweg 60 Pfennige, 
für das Kilometer Eiſenbahn oder Dampfichiff 13 Pfennige, ſowie für einen 
Zu- und Abgang 3 Mk. 

Die den zugezogenen Thierärzten zu gewährenden Bezüge ſind im 
Wege beſonderer Vereinbarung feſtzuſtellen. s 

Zur Beſtreitung dieſer und der ſonſtigen Koſten des Körungsgeſchäftes 
dienen die nach § 11 zu entrichtenden Körgebühren. 


Veränderungen des Standortes angekörter Hengſte. 

§ 13. Die von der Kommiſſion für brauchbar befundenen langekörten) 
Hengſte dürfen nur in demjenigen Kreiſe zum Decken verwendet werden, in 
welchem die Körung erfolgt iſt. i 

Eine Veränderung des für jeden Hengſt im Kreisblatt bekannt gege- 
benen Standortes iſt innerhalb des Kreiſes, welchem der letztere angehört, 
zuläſſig, wenn dieſelbe eine Woche vor ihrem Eintritt dem Landrath ange— 
zeigt iſt. 

Der Landrath hat den Tag der Anzeige und den neuen Standort 
unter genauer Bezeichnung des Hengſtes nach Maßgabe des Körungsproto— 
kolles und den Namen des etwaigen neuen Beſitzers im Kreisblatt bekannt 
zu machen. . ; 
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Die Verlegung des Standortes eines Hengſtes in einen anderen Kreis 
ijt ohne neue Körung durch die Kommiſſion des betreffenden Kreiſes unzuläſſig. 
Deckregiſter. 

$ 14. Die Beſitzer der angekörten Hengſte haben Deckregiſter nach 
dem anliegenden Formular B zu führen, dieſelben mindeſtens fünf Jahre 
von der letzten Eintragung ab gerechnet aufzubewahren und auf Verlangen 
der Körungskommiſſion und dem Landrath zur Einſichtnahme vorzulegen. 

Straf- und Uebergangsbeſtimmungen. 

$ 15. Die Beſitzer von Hengſten, welche dieſelben den Beſtimmungen 
der ss 1 und 2 zuwider zum Decken von Stuten verwenden oder hergeben, 
werden für jeden Einzelfall mit einer Geldſtrafe von 30 bis 60 Mark belegt. 

Die gleiche Strafe trifft den Beſitzer von Stuten, welche dieſelben den 
gedachten Beſtimmungen zuwider einem nicht angekörten oder in ihrem Wit- 
eigenthum ſtehenden Hengſt zuführen oder zuführen laſſen. 

Sonſtige Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Polizei- 
Verordnung werden für jeden Einzelfall mit einer Geldſtrafe von 1 bis 60 
Mark geahndet. An die Stelle der Geldſtrafen tritt im Unvermögensfalle 
eine entſprechende Haft. 

$ 16. Vorſtehende Polizei-Verordnung tritt unter gleichzeitiger Auf— 
hebung der Polizei-Verordnung vom 21. Mai 1890 am 1. Auguſt 1896 
in Kraft. Die auf Grund der letztgenannten Polizei-Verordnung gewählten 
Vorſitzenden und Mitglieder der Körungskommiſſionen bleiben bis zum Ab— 
lauf ihrer Wahlperioden in Thätigkeit. 

Danzig, den 6. Juli 1896. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


Anlage A. Protokoll 
über die Körung der im Jahre 18 aus dem Kreiſe 
vorgeführten Hengſte. 
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Extra⸗Beilage zu Nr. 12 des Amtsblatts der Königl. Regierung 
zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 25. März 1898. 


Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die allgemeine Landes-Ver— 
waltung vom 30. Juli 1883 und der $ 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird hierdurch unter Zuſtimmung 
des Provinzial-Raths für den Umfang der Provinz Weſtpreußen verordnet, 
was folgt: 

Artikel T. 

An die Stelle der SS 4 und 13 der Polizeiverordnung, betreffend die 
Körung der Hengſte vom 6. Juli 1896 (Amtsblatt Danzig, Extrabeilage zu 
Stück 28, Amtsblatt Marienwerder, Extrabeilage zu Nr. 29), treten folgende 
Beſtimmungen: 

8 4. 

Jede Körungskommiſſion beſteht aus einem Vorſitzenden, dem Land— 
geſtütsdirigenten oder deſſen von der landwirthſchaftlichen Verwaltung zu 
ernennenden Stellvertreter und drei weiteren Mitgliedern. Außerdem muß zu 
jedem Körungstermin ein beamteter Thierarzt, oder im Falle der Behinderung 
deſſelben ein anderer approbirter Thierarzt zugezogen werdeu, welcher eine be— 
rathende Stimme führt. 

Je ein gemeinſchaftlicher Vorſitzender wird beſtellt für die Körungs— 
kommiſſionen: 

1. des Regierungs-Bezirks Danzig, 

2. der auf dem rechten Ufer der Weichſel belegenen Kreiſe des Re— 
gierungsbezirks Marienwerder, ſowie der auf dem linten Ufer der 
Weichſel belegenen Theile der Kreiſe Marienwerder und Thorn, 

3. der auf dem linken Ufer der Weichſel belegenen Kreiſe des Re— 
gierungsbezirks Marienwerder ausſchließlich der unter Nr. 2 
bezeichneten Theile der Kreiſe Marienwerder und Thorn. 

Für jeden Vorſitzenden ift ein Stellvertreter zu beitellen. 

Die Vorſitzenden und ihre Stellvertreter werden von dem Vorſtande 
der Landwirthſchaftskammer für die Provinz Weſtpreußen auf die Dauer 
von 6 Jahren, die ſonſtigen Mitglieder und für jedes derſelben mindeſtens 
ein Stellvertreter von den Kreisausſchüſſen auf die Dauer von 3 Jahren 
gewählt. 

Die Vorſitzenden und Mitglieder der Kommiſſionen, ſowie ihre Stell— 
vertreter, haben ihre Funktionen auch nach Ablauf ihrer Wahlperiode ſo 
lange fortzuführen, bis die Neuwahlen erfolgt ſind. 

Scheidet ein Kommiſſionsmitglied im Laufe der Wahlperiode aus, ſo 
iſt für den Reſt derſelben eine Neuwahl anzuordnen. 

§ 4a. 

Die Körkommiſſion iſt beſchlußfähig gleichgültig, wie viele Mitglieder 
derſelben zum Körtermine erſchienen ſind. 

Mitglieder, welche an dem Ausfall der Körung betheiligt ſind, haben 
ſich der Stimme zu enthalten. 


Als betheiligt gilt das Mitglied einer Hengſthaltungs-Genoſſenſchaft, 
und zwar auch dann, wenn es ſich nicht um die Körung eines Hengſtes 
derjenigen Genoſſenſchaft handelt, welcher das Mitglied der Körkommiſſion 
angehört. 

Im Uebrigen beſchließt über die Frage, wann ein Mitglied als be— 
theiligt anzuſehen iſt, die Kommiſſion. 

8.43. 


Veränderungen des Standortes angekörter Hengſte. 

Die von der Kommiſſion für brauchbar befundenen (angeförten) Hengſte 
dürfen vorbehaltlich der Beſtimmungen des $ 13a nur in demjenigen Kreiſe 
zum Decken verwendet werden, in welchem die Körung erfolgt iſt. 

Eine Veränderung des für jeden Hengſt im Kreisblatt bekannt gege— 
benen Standortes iſt innerhalb des Kreiſes, welchem der letztere angehört, 
zuläſſig, wenn dieſelbe eine Woche vor ihrem Eintritt dem Landrath an— 
gezeigt iſt. 

Der Landrath hat den Tag der Anzeige und den neuen Standort 


unter genauer Bezeichnung des Hengſtes nach Maßgabe des Körungspro⸗ 


tokolls und den Namen des etwaigen neuen Beſitzers im Kreisblatt bekannt 
zu machen. 
$ 13 a. 
Für die Verlegung des Standortes eines angekörten Hengſtes in einen 
anderen Kreis iſt, wenn der neue Standort ſich innerhalb des Bezirks 
deſſelben Vorſitzenden der Körkommiſſion ($ 4) befindet, die Zuſtimmung 


dieſes Vorſitzenden erforderlich. 


Iſt der neue Standort in dem Bezirk eines anderen Vorſitzenden der 
Körkommiſſion belegen, ſo muß eine Neukörung erfolgen, ſofern nicht der 
Vorſitzende der Körkommiſſion des neuen Standortes ſeine Zuſtimmung zu 
der Verlegung ohne Neukörung gegeben hat. 

Wird die Zustimmung ertheilt, jo hat der betreffende Vorſitzende hier- 
von dem Landrath des neuen Standortes unter Beifügung einer Abſchrift 
des den Hengſt betreffenden Theiles des Körungsprotokolles Mittheilung 
zu machen. 

Der Landrath des neuen Standortes hat die Verlegung, wie im $ 13 
Abſatz 3 vorgeſchrieben, im Kreisblatt bekannt zu machen. 

Artikel II. i 

Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in Kraft. 

Danzig, den 22. März 1898. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußzen. 
Staatsminiſter v. Goßler. 


Auf Grund des $ 7 des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 23. Juni 1880 
und 1. Mai 1894, ſowie des § 3 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes dazu 
vom 12. März 1881 wird hierdurch die Einfuhr von ruſſiſchem Schweine— 
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fleisch aus Rußland verboten. Zuwiderhandlungen werden nach § 328 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs und $ 66 zu 1 des Reichsviehſeuchengeſetzes beſtraft. 
Dieſe Anordnung tritt mit Beginn des 3. Tages nach erfolgter Publi— 
kation in Kraft. 
Marienwerder, den 17. März 1896. 


Der Regierungs⸗Präſident. 
In Vertretung: v. Voß. 


Extrablatt zu No. 27 des Amtsblatts pro 1896. 


Landespolizeiliche Anordnung. 

Auf Grund des § 7 des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 23. Juni 1880 
und 1. Mai 1894, ſowie des $ 3 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes dazu 
vom 12. März 1881 wird hierdurch in Ausdehnung der landespolizeilichen 
Anordnung vom 17. März d. Is. die Einfuhr von allen Zubereitungen von 
Schweinefleiſch aus Rußland mit alleiniger Ausnahme des gargekochten 
Schweinefleiſches und des ausgeſchmolzenen Schweinefetts verboten. 

Zuwiderhandlungen werden nach $ 328 des Reichsſtrafgeſetzbuchs und 

$ 66 zu 1 des Reichsviehſeuchengeſezes beſtraft. 

Dieſe Anordnung tritt mit Beginn des 3. Tages nach erfolgter Ver— 
öffentlichung in Kraft. 

Marienwerder, den 2. Juli 1896. 


Der Regierungs⸗Präſident. 
In Vertretung: v. Voß. 


Extrablatt zu No. 4 des Amteblatts ber Königl. Regierung 
zu Marienwerder pro 1897. 


Zandespolizeiliche Anordnung. 
Auf Grund der SS 6 und 7 des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 
23. Juni 1880 


1. Mai 1894 
12. März 1881 


18. Juni i 1894 


und des $ 3 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes dazu vom 


wird hierdurch folgendes beſtimmt: 
$ 1. 

Pferde, die in Rußland ihren Standort haben und, ohne zur Einfuhr 
beſtimmt zu ſein, die Landesgrenze in regelmäßigem Verkehr monatlich ein 
oder mehrere Male überſchreiten (kleiner Grenzverkehr) oder Feldarbeiten auf 
diesſeitigem Gebiete verrichten, ſind auf ihren Geſundheitszuſtand durch einen 
preußiſchen beamteten Thierarzt zu unterſuchen. 

7 PRG: 

Die Unterſuchung erfolgt an den hierfür beſtimmten Grenzorten oder 

an dem Wohnſitze des beamteten Thierarztes. 


8:3, 

Die Führer der im $ 1 bezeichneten Pferde Haben bei deren Borfüd- 
rung zur Unterſuchung dem Thierarzte ein auf den Namen des Beſitzers 
der Pferde lautendes Buch vorzulegen, in welchem für jedes Pferd ein be⸗ 
ſonderer Abſchnitt mit genauer Angabe der Kennzeichen des Pferdes ane 
gelegt iſt. 

§ 4. 

Werden die Pferde bei der Unterſuchung weder an einer anſteckenden 
Krankheit leidend noch einer ſolchen verdächtig befunden, ſo hat der unter— 
ſuchende Thierarzt eine Beſcheinigung hierüber unter Angabe des Unter- 
ſuchungstages in das Buch einzutragen. 

Die Beſcheinigung gilt 4 Wochen. Während des Laufes dieſer Friſt 
können die Pferde erneut zur Unterſuchung vorgeführt werden. Die Be 
ſcheinigung über den Befund gilt alsdann wiederum 4 Wochen vom Tage 
der Ausſtellung ab. Für die Unterſuchung und für die Beſcheinigung werden 
Gebühren und Koſten nicht entrichtet. 

$ 6. 

Pferde der im $ 1 bezeichneten Art, für welche eine giltige Beſcheini— 
gung nicht vorgelegt werden kann, dürfen die Grenze nicht überſchreiten. 

Die Führer der Pferde haben die Unterſuchungsbücher während ihres 
Aufenthalts in Preußen mit ſich zu führen und den Zollbeamten, Polizei- 
beamten unb den beamteten Thierärzten auf Erfordern vorzuzeigen. 

Zuwiderhandlungen werden gemäß $$ 65 und 66 des Reichsvieh— 
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ſeuchengeſetzes vom Ra 3 oder $ 328 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
geahndet. 
8 7. 

Dieſe Anordnung tritt unter Aufhebung der landespolizeilichen Anord— 
nungen vom 18. Auguſt 1893 (Amtsblatt S. 283) und vom 29. Juli 1895 
(Amtsblatt S. 253) ſofort in Kraft. 


Marienwerder, den 26. Januar 1897. 


Der Regierungs⸗Präſident. 
J. V.: v. Voß. 


Extrablatt zu No. 4 des Anıtsblatts pro 1897. 


Landespolizeiliche Anordnung. 
Auf Grund des $ 4 der revidirten Inſtruktion zum Rinderpeſtgeſetz 
vom 9. Juni 1873 (R.⸗G. B. S. 147) wird folgendes angeordnet: - 
In Abänderung der landespolizeilichen Anordnung vom 17. Auguſt 
1893, veröffentlicht durch das Extrablatt zu No. 33 des Amtsblatts von 
demſelben Tage, wird geſtattet: 


* 


1. die Einfuhr von Heu und Stroh in loſem Zuſtande, welches aus 


den ruſſiſchen Grenzdiſtrikten ſtammt und zum Gebrauche der Ein- 


wohner der Deutſchen Grenzdiſtrikte beſtimmt iſt, 

die Durchfuhr von Heu und Stroh in gepreßtem Zuſtande, auch 
wenn es nicht aus den Grenzdiſtrikten ſtammt, unter der Ye- 
dingung, daß dieſelbe durch Deutſchland in geſchloſſenen oder be— 
deckten Wagen unter Plonbenwerſchluß auf dem Schienenwege erfolgt. 

Dieſe Anordnung tritt ſofort in Kraft. 

Zuwiderhandlungen werden nach den Strafbeſtimmungen des 8 328 
des Reichsſtrafgeſetzbuches (R. G. B. 1876. S. 40.) und des $ 134 des 
Vereinszollgeſetzes vom 1. Juni 1869. (B. G. Bl. S. 355) geahndet. 

Marienwerder, den 26. Januar 1897. 

Der . 
J. V. v. Voß. 


Extrablatt zu No. 5 des Amtsblatts der Königl. Regierung 


zu Marienwerder pro 1897. 


Landes polizeiliche Anordnung. 
Auf Grund des § 7 des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 


Dno 


23. Juni 1880 
1. Mai 1894 
jowie des $ 3 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 18. Jun 1894 
wird hierdurch in Abänderung meiner landespolizeilichen Anordnung vom 
2. Juli 1896 (veröffentlicht durch Extrablatt zum Amtsblatt No. 27) 
folgendes beſtimmt: 

1. Den Bewohnern des Grenzbezirks wird geſtattet, die in der An— 
merkung zu No. 25 zu 1 des Zolltarifs vom 15. Juli 1879 be⸗ 
bezeichneten Freiquantitäten (nicht mehr als 2 kg) von Schweine— 
fleiſch auch in rohem Zuſtande oder in anderer Weiſe als durch 
1 zubereitet einzuführen. 

Das Gleiche gilt von der zollfreien Tagesmundportion der zur 
Aaſsuchung der Arbeitsſtätte die AR überſchreitenden Arbeiter. 

Zuwiderhandlungen werden nach § 328 des Reichsſtrafgeſetzbuchs und 

$ 66 zu 1 des Reichsviehſeuchengeſehes beſtraft. 

Dieſe Anordnung tritt mit dem Ablaufe des 7. Februar d. Is. in Kraft. 

Marienwerder, den 3. Februar 1897. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
von Horn. 


No. 11 des Amtsblatts pro 1897, Seite 100, No. 6. 


Beſti m mungen 


über die Anſtellung und die Pflichten der Bezirks⸗Schornſteinfeger. 


Nach $ 39 der Gewerbeordnung und § 1 des Geſetzes vom 24. April 
1888 iſt die Einrichtung von Kehrbezirken geſtattet. Ueber die Anſtellung, 
Thätigkeit und Entlaſſung der Bezirksſchornſteinfeger beſtimme ich Folgendes: 


à * 
ih 


+ 


HE PAN, 


Anſtellungsrecht. 
§ 1. 1. Für die Kehrbezirke innerhalb der einzelnen Kreiſe ſtellt der 
Landrath die Bezirksſchornſteinfeger an. 

2. Umfaßt ein Kehrbezirk Ortſchaften, welche verſchiedenen Kreiſen an— 
gehören, ſo beſtimmt der Regierungs-Präſident, welchem der betheiligten 
Landräthe das Anſtellungsrecht zuſteht. 

3. Bildet eine Stadt für ſich allein einen oder mehrere Kehrbezirke, 
jo wird das Anſtellungsrecht durch die ſtädtiſche Polizei-Verwaltung ausge- 
übt, vorbehaltlich der Beſtätigung durch den Landrath bei Städten mit we— 
niger als 10000 Einwohnern. 

4. Umfaßt ein Kehrbezirk neben einem Stadtbezirk oder einem Theile 
eines Stadtbezirks auch ländliche Ortſchaften, ſo beſtimmt der Regierungs— 
Präſident, ob der Landrath oder die ſtädtiſche Polizei-Verwaltung das An— 
ſtellungsrecht auszuüben hat. 

Vorausſetzungen der Anſtellung. 

§ 2. Vorausſetzungen der Anſtellung, ej nur nach vorgängiger 
ſchriftlicher Anerkennung dieſer „ erfolgt, ſind: 

1. Unbeſcholtenheit und nüchterner Lebenswandel. 

2. Vollendung des 24. Lebensjahres, 

3. Nachweis: 

a) einer mindeſtens dreijährigen Lehrzeit ($ 129 der Gewerbe- 
ordnung) und 

b) einer dreijährigen Beſchäftigung als Geſelle bei einem Schorn— 
ſteinfegermeiſter, 

4. Ablegung einer Prüfung vor der Bezirks-Schornſteinfeger-Prüfungs⸗ 

kommiſſion (8 4 ff.) 
Ausnahmen. 

SOG Für diejenigen, welche beim Erlaß dieſer Beſtimmungen 
bereits Sejellen find, kann an die Stelle der Anforderung im $ 2 Ziffer 3a 
der Nachweis einer dreijährigen Beſchäftigung im Schornſteinfegergewerbe 
überhaupt treten Die Anforderung zu 3b bleibt daneben beſtehen. 

2. Wer auf Grund der für andere Regierungsbezirke erlaſſenen Ver— 
waltungsbeſtimmungen als Bezirks— Schornſteinfeger we oder zur An— 
ſtellung als ſolcher befähigt iſt, braucht eine beſondere Prüfung nicht mehr 
À abzulegen. 

3. Bei Einrichtung neuer Kehrbezirke, welche bis zum 1. April 1898 
N kann bei der erſtmaligen Anſtellung der pr a akatea von 
der vorgeſchriebenen Prüfung vor der Bezirks-Schornſteinfeger-Prüfungs— 
kommiſſion abgeſehen werden. 

4. In beſonderen Ausnahmefällen kann der Regierungs-Präſident die 
Anſtellung vor zurückgelegtem 24. Lebensjahre genehmigen. 


Bezirks-Schornſteinfeger-Prüfung— 


$ 4. Die Prüfung erfolgt für den ganzen Regierungsbezirk durch 
e „Prüfun gskommiſſion für Bezirks-Schornſteinfeger“ in Marienwerder. 


$ 5. Die Prüfungskommiſſion foll beſtehen aus: 
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1. einem von dem Regierungs-Präſidenten zu ernennenden Kommiſſar 
als Vorſitzenden und 

2. zwei Schornſteinfegermeiſtern. 

Die Beiſitzer zu 2 und deren Stellvertreter werden von der für den 
Regierungsbezirk beſtehenden Schornſteinfegerinnung präſentirt und vom Re— 
gierungs-Präſident auf die Dauer von drei Jahren ernannt. 

Als ſtellvertretender Vorſitzender fungirt ebenfalls ein ernannter 
Kommiſſar. 

$ 6. Die Prüfung erſtreckt fich auf: 

1. die für den Gewerbebetrieb nothwendigen Schulkenntniſſe im Leſen, 
Schreiben und Rechnen; 

2. die Kenntniß der Feuerungsanlagen, der Konſtruktiou der Schorn⸗ 
ſteine, der verſchiedenen Arten von Verunreinigungen derſelben, der 
Reinigungsfriſten bei den verſchiedenen Brennmaterialien, der Werk— 
zeuge und Arten der Reinigung, der Ermittelung der feuergefähr— 
lichen Stellen, der einſchlägigen feuer- und baupolizeilichen, ſowie 
aller ſonſtigen, den Gewerbebetrieb betreffenden polizeilichen Be— 
ſtimmungen und auf die Fähigkeit, eine vorhandene Feuerungsan— 
lage durch eine Handzeichnung anſchaulich darzuſtellen; 

3. auf die techniſche Fertigkeit in der Ausübung des Gewerbes durch 
das Reinigen mehrerer Schornſteinröhren und das kunſtgerechte 
Beſteigen mindeſtens eines Rauchfanges. 

Ein Theil der Fragen zu 2 iſt von dem Prüflinge an den Schorn— 

ſteinen eines Gebäudes erläuternd zu beantworten. 

$ 7. Die Meldung zur Prüfung ift an den Vorſitzenden der Kom— 
miſſion zu richten. 

Derſelben ſind die Ausweispapiere gemäß $ 2 Ziffer 1—3 beizufügen. 
Wird der daſelbſt vorgeſchriebene Nachweis nicht erbracht, ſo iſt das Geſuch 
um Zulaſſung zur Prüfung abzuweiſen. 

5 8. Die vor dem Prüfungstermin zu entrichtende Prüfungsgebühr 
beträgt 20 Mk. 

$ 9. Die Kommiſſion kann gleichzeitig mehrere prüfen. Die Prüfung 
muß ſpäteſtens 6 Wochen nach der Zulaſſung ſtattfinden. | 

Ueber das Ergebniß der Prüfung iſt eine kurze, von den Mitgliedern 
der Kommiſſion zu vollziehende Verhandlung aufzunehmen. Die Beſchluß— 
faſſung in der Kommiſſion erfolgt nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmen— 
gleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 

Wer die Prüfung beſtanden hat, erhält ein von der Kommiſſion aus— 
zufertigendes Befähigungszeugniß. 

Wer die Prüfung nicht beſteht, kann ſich nach Ablauf von ſechs Mo— 
naten zur Wiederholungsprüfung melden. 

s 10. Aus den Prüfungsgebühren werden zunächſt die Geſchäftsun— 
koſten der Prüfungskommiſſion gedeckt. Der Reſtbetrag wird unter die 
Kommiſſionsmitglieder leinſchließlich des Vorſitzenden) zu gleichen Theilen 
vertheilt. 

Stellvertretung. 

$ 11. Die Anſtellungsbehörde ($ 1) kann eine Stellvertretung des 

Bezirks⸗Schornſteinfegers zulaſſen ($ 47 Abſ. 2 der Gewerbeordnung): 


05740 > 


1. bei Einberufung zum Militärdienſt, 

2. bei beſonderer Nothlage bis zur Dauer eines Jahres. 

Der Stellvertreter muß den Anforderungen des § 2 entſprechen. 

Geſellen. 

$ 12. Der Bezirksſchornſteinfeger darf Geſellen halten und denſelben 
bei eigener voller Verantwortlichkeit die Reinigung von Schornſteinen über⸗ 
tragen. Er hat aber von jeder Annahme eines Geſellen der Anſtellungs— 
behörde ſchriftlich Anzeige zu machen. 

Letztere ift jederzeit befugt, die Anftellung oder weitere Beſchäftigung 
eines Geſellen zu unterſagen, wenn deſſen Perſönlichkeit und Befähigung 
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* keine genügende Gewähr für die ordnungsmäßige Wahrnehmung der ihm 
| je übertragenen Kehrgeſchäfte bietet. $ 
R Lehrlinge. 


§ 13. Beim Reinigen der Schornſteine durch einen Lehrling muß 
der Meiſter oder ein Geſelle zugegen ſein und die Aufſicht führen. 
Entlaſſung aus dem Dienſt. 
$ 14. Diejenige Behörde, welche die Bezirksſchornſteinfeger anſtellt, 
hat auch die Befugniß, ihre Entlaſſung auszuſprechen. 
. Entlaſſungsgründe. $ 
M $ 15. Die Entlaſſung erfolgt: ; 
1. wenn die Vorausſetzung der Unbeſcholtenheit und des nüchternen 
Lebenswandels fortfällt; 
2. wenn die Schornſteine nicht ordnungs— und regelmäßig gereinigt 
werden; r 
3. wegen ſonſtiger grober Pflichtverletzung. PO | 
Beſchwerde gegen die Eutlaſſung. 
16. Gegen die die Entlaſſung ausſprechende Verfügung ſteht dem 
Schornſteinfeger uur die Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege zu. 
Bekanntmachung. 
$ 17. Anſtellung, Stellvertretung und Entlaſſung der Bezirksſchorn— 
ſteinfeger ſind durch das amtliche Publikations-Organ für den betreffenden 
Kehrbezirk bekannt zu machen. 
Beſondere Anſtellungsbedingungen. 
$ 18. Die vertragsmäßige Aufſtellung beſonderer Anſtellungs— 
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Bezirk 


E bedingungen, welche mit dieſen Beſtimmungen nicht im Widerſpruch ſtehen, 
4 bleibt den Anſtellungsbehörden überlaſſen. 

"BR In jedem Falle find bis zu einer allgemeinen Regelung durch eine 

3 Bezirks-Polizeiverordnung die Friſten, innerhalb deren die verſchiedenen 

Arten von Schornſteinen und Schornſteinröhren von den Bezirks-Schorn⸗ 

m ſteinfegern gereinigt werden miijjen, von der Anſtellungsbehörde beſonders 

2 feſtzuſetzen. ' 

Marienwerder, den 14. März 1897. 


Der Regierungs⸗Präſident. 


aż zp 


Amtsblatt No. 31 pro 1897, Seite 280, No. 10. 


Der $ 10 der in No. 11 des diesjährigen Amtsblatts veröffentlichten 
„Beſtimmungen über die Anſtellung und die Pflichten der Bezirksſchornſtein⸗ 
feger” vom 14. März dieſes Jahres wird hierdurch wie folgt abgeändert: 

$ 10. Die den Mitgliedern der Prüfungskommiſſion für die Theil- 
nahme an den Prüfungen für den Prüfungstag zu gewährende Entſchädigung 
wird auf 12 Mark für den Vorſitzenden und auf 6 Mark für die Beiſitzer 
feſtgeſetzt. : 

Marienwerder, den 29. Juli 1897. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


No. 41 des Amtsblatts pro 1896, Seite 335, No. 3. 


Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesver— 
waltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz Sammlung S. 230) erlaſſe ich nah- 
ſtehende 

Polizei⸗Verordnung 
betr. die Beförderung gefährlicher Güter in Kauffahrteiſchiffen. 
§ 1. Die nachfolgenden Beſtimmungen erſtrecken ſich auf 

1. die im $ 50 der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſch— 
lands und deſſen Anlage B. aufgezählten ſprengkräftigen Stoffe 
(Sprengſtoffe), 

2. die ebenda aufgeführten ätzenden Stoffe, 

3. die nachbenannten feuergefährlichen, nach dem Grade der Ge— 
fährlichkeit in zwei Klaſſen getheilten Gegenſtände. 

I. Klaſſe. 

a. Schwefeläther (Aethyläther), Kollodium, Schwefelkohlenſtoff (Schwe— 
felalkohol), Petroleumäther (Gaſolin, Neolin u. dergl.) und ähnliche 
aus Petroleum, Harz, Stein kohlen-, Braunkohlen-, Torf- und 
Schiefertheer bereitete Stoffe, ſowie alle entzündbaren Flüſſigkeiten, 
deren ſpezifiſches Gewicht unter 0,68 liegt, rothe rauchende Sal— 
peterſäure. 

b. Rohes Petroleum (Rohnaphta) ſowie alle Deſtillate aus dieſem 

und aus Theer-, Harz⸗, Steinkohlen-, Braunkohlen-, Torf- oder 
Schieferölen von einem ſpezifiſchen Gewicht über 0,68, ſofern dieſe 
Deſtillate bei einer Temperatur von 15 Grad C. und darunter bei 
Berührung mit Feuer eine lebhafte Flamme erzeugen (Benzin, 
Ligroin u. dergl.) l 

c. Bucherſche Feuerlöſchdoſen, gewöhnlicher (weißer oder gelber) und 
amorpher (rother) Phosphor, ſowie Kollodiumwolle von mindeſtens 
50 % Waſſergehalt. 

d. Folgende Gegenſtände, wenn fie feucht oder gefettet find: Kunſt— 
wolle (Mungowolle, Shoddywolle), Wollabfälle, Tuchtrümmer, 

Suter, Baumwollen- und Baumwollengarnabfälle ſowie Lumpen. 
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II. Klaſſe. 


Steinkohlen-, Braunkohlen-, Torf- und Schieferölen von einem 
ſpezifiſchen Gewicht unter 0,83 und einem Entflammungspunkte 

über 15 Grad C. (vergl. Ib). 
Streichhölzer, Reib- und Streichzünder (Zündlichtchen, Zündſchwämme 
u. dergl.), China fire crackers ſowie Sicherheitszünder, d. h. 
3 Zündſchnüre, welche aus einem dünnen aber dichten Schlauche be— 
ſtehen, der mit einer verhältnißmäßig geringen Menge Schießpulver 

z gefüllt ijt. 

c. Rohe Wolle, rohe Baumwolle, Flachs, Hanf, Werg und Jute; 
* ferner folgende Gegenſtände, wenn fie weder feucht noch gefettet 
Ee. ſind: Kunſtwolle (Mungowolle und Shoddywolle), Wollabfälle, 
ko. Tuchteiimmer, Jute, Baumwollen— und Baumwollengarnabfälle 

ſowie Lumpen. ; 
$2. Auf die Beförderung von Sprengſtoffen und ätzenden Stoffen 

in Kauffahrteiſchiffen finden hinſichtlich 


me" 
b 


4 a. der Zulaſſung zur Beförderung, 
E b. der Herſtellung und Verpackung ſowie der Angabe des Inhalts 


2 und ſonſtiger Bezeichnungen auf den Behältern, 


SB c. der über die Herſtellung, Beſchaffenheit und Verpackung beigu- 


~ bringenden Beſcheinigungen, ſoweit nicht nachſtehend bejondere Be- 
ſtimmungen getroffen find, die jeweiligen Vorſchriften der Verkehrs— 
4 ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands Anwendung. 
u A. Sprengſtoffe. 
Patronen von Nitroglycerin enthaltenden Präparaten (Dynamit L, II., 
III., Sprenggelatine, Gelatinedynamit, Karbonit) müſſen außer der ſonſt 
vorgeſchriebenen Verpackung mit einer, das Eindringen von Waſſer oder 
Feuchtigkeit verhindernden Umhüllung 68. B. mit Gummilöſung verklebten 
Gummibeuteln) verſehen ſein. 
Zur Ausfuhr über See beſtimmtes Kornpulver in dichten Fäſſern 
braucht nicht zuvor in Säcke geſchüttet zu ſein. 
B. Aetzende Stoffe. 
Von ätzenden Stoffen müſſen bei Verladung unter Deck verpackt ſein: 
1. Schwefelſäure entweder 
a. in Kiſten, welche zwei durch eine an den Wänden der Kiſte De- 
feſtigte hölzerne Scheidewand getrennte Thonkrüge mit nicht mehr 
als je 30 kg Säure enthalten. Die Stöpſel der Krüge müſſen 
gut mit Schwefelkitt verſchloſſen, mit Draht befeſtigt und mit 
Pfeifenthon und einem darüber gebundenen Lappen verſichert ſein. 
Die Krüge müſſen feſt in Infuſorienerde, Kreide oder Sägeſpänen 


E verpackt fein; für jede Kiſte find. mindeſtens 16 kg Verpackungs- 
i material zu verwenden. Oder 

JA b. in eiſernen Fäſſern, welche bei einem Druck von mindeſtens 4 At⸗ 
R, moſphären keine bleibende Veränderung zeigen, hierauf geprüft ſind 


und einen entſprechenden Stempel der Fabrik tragen. 


JRG oe — — POWT —— 


; a. Holzgeiſt (Methylalkohol), Spiritus, Ter pentinöl, gereinigtes Pe- 
= troleum; ferner alle Dejtillate aus Petroleum, Theer-, Harz, 
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Bei Verſendung nach außereuropäiſchen Ländern find nur 
neue Fäſſer zu verwenden, auch muß in dieſem Falle die Säure 
beim dichten Verſchließen der Fäſſer eine Temperatur von 35 Grad 
C. haben. 

2. Salpeterſäure in Kiſten wie unter 1a; jedoch dürfen Säge: 
ſpäne als Füllmaterial nicht verwendet werden. 
3. Salzſäure in Kiſten wie unter la. 

Die vorſtehenden ſtrengeren Vorſchriften für die Verladung von Shwe- 
felſäure und Salzſäure finden auf hölzerne Segelſchiffe in der Küſtenfahrt 
und der kleinen Fahrt keine Anwendung. 

Gemiſche von Schwefel- und Salpeterſäure ſind von der Verſendung 
ausgeſchloſſen. 

Rothe rauchende Salpeterſäure unterliegt den für feuergefährliche Ge— 
genſtände (Klaſſe Ta), nicht den für ätzende Stoffe geltenden Beſtimmungen. 

$ 3. Von den feuergefährlichen Gegenſtänden ($ 1) müſſen behufs 
der Beförderung in Kauffahrteiſchiffen verpackt fein: 

1. die Gegenſtände unter Ta entweder in Gefäßen aus ſtarkem, dicht 

vernieteten Blech oder in Gefäßen aus anderem Blech, ſtarkem 
Glas oder Thon, welche zum Schutz gegen Stöße mit genügend 
ſtarker Umhüllung Golzkiſten oder doppelten Körben mit Deckel) 
verſehen ſind; 

2. die Gegenſtände unter Ib entweder wie die unter la oder in 

ſtarken dichten Fäſſern; 
3. von den Gegenſtänden unter Ic: 

Bucherſche Feuerlöſchdoſen in blechernen Hülſen in höchſtens 
10 kg enthaltenden, inwendig mit Papier ausgeklebten Kiſten, 
welche in gleichfalls mit Papier ausgeklebte größere Kiſten einge- 
ſtellt ſein müſſen, ; 

gewöhnlicher (weißer oder gelber) Phosphor, von Waſſer umgeben, 
in höchſtens 30 kg faſſenden verlötheten Blechbüchſen, welche in 
ſtarken, mit zwei ſtarken Handhaben verſehenen, je höchſtens 100 kg 
wiegenden Kiſten feſt verpackt ſein müſſen, amorpher (rother) Phos⸗ 
phor in verlötheten Blechbüchſen, welche in ſtarke, je höchſtens 
90 kg wiegende Kiſten mit Sägeſpänen eingeſtellt ſein müſſen, 

Kollodiumwolle von mindeſtens 50 %% Waſſergehalt in dicht ver- 
chloſſenen Blechgefäßen, welche in dauerhaften Holzkiſten verpackt 
ſein müſſen; 

4. die Gegenſtände unter ITa entweder wie die unter 1b (ſiehe No. 2) 
oder auch in Glasballons (Demijohn u. dergl.), welche nur in 
einfachen Körben verpackt find (vergl. S 7); 

5. die Gegenſtände unter IIb in einer allſeitig geſchloſſenen feſten 
Holzkiſte dergeſtalt, daß der Raum der Kiſte völlig ausgefüllt iſt. 

‚84. Die Behälter der im § I unter Ta bis e aufgeführten Gegen- 
ſtände müſſen auf der äußeren Oberfläche die Bezeichnung des Inhalts nebſt 
dem Zuſatze „Feuergefährlich“, die gewöhnlichen Phosphor enthaltenden 
Kiſten außerdem auf der oberen Seite die Bezeichnung „Oben“ in leicht 
erkennbaren waſſerfeſten Schriftzügen tragen. 
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§ 5. Auf Schiffen, welche bei Reiſen innerhalb der räumlichen Gren- 
zen der kleinen Fahrt mehr als 10, bei weiteren Reiſen mehr als 24 Rei⸗ 
ſende an Bord haben, dürfen Sprengſtoffe, mit Ausnahme der zur Abgabe 
von Signalen nothwendigen Mengen von Pulver und Feuerwerkskörpern, 
ferner die feuergefährlichen Gegenſtände unter Ta und b überhaupt nicht, 
die Gegenſtände unter Te und d aber nur auf dem Verdeck verladen werden. 

Hinſichtlich der feuergefährlichen Gegenſtände können für kürzere Reiſen 
ſeitens der Ober-Präſidenten Ausnahmen von diefer Regel zugelaſſen werden. 
Hinſichtlich der Sprengſtoffe ſind Ausnahmen nur in dringenden Fällen 
(zur Beſeitigung von Eisſtopfungen ꝛc.) von Seiten der Polizeibehörde des 
Abgangsortes des Schiffes unter gleichzeitiger Anordnung der erforderlichen 
Vorſichtsmaßregeln zu geſtatten. 

§ 6. Auf anderen Schiffen dürfen Sprengſtoffe nur unter Ded, 
die feuergefährlichen Gegenſtände der Klaſſe Ta, auf Dampfſchiffen auch Diez 
jenigen der Klaſſe Ib, nur auf dem Verdeck verladen werden. i 

$ 7. In einfachen Körben verpackte Glasballons (Demijohns u. dgl.) 
mit feuergefährlichen Flüſſigkeiten dürfen, ſoweit ſie überhaupt zur Beförde— 
rung zugelaſſen ſind, auf allen Schiffen nur auf dem Verdeck verladen werden. 

$ 8. Die feuergefährlichen Gegenſtände unter Ta dürfen nur dann, 
wenn die Gefäße mit allſeitig geſchloſſenen feſten Holzkiſten umgeben find, 
in einfachen Körben verpackte Glasballons (Demijohns u. dergl.) mit feuer- 
gefährlichen oder ätzenden Flüſſigkeiten niemals über einander geſchichtet 
werden. 

$ 9. Bei Verladung von Schwefel-, Salpeter- oder Salzſäure unter 
Deck iſt durch eine Unterlage von Kalkſtein, Kreide, Sand, Kieſelguhr, Kohlen 
oder durch andere geeignete Vorkehrungen die Berührung ausfließender 
Säure mit der Schiffswand und der übrigen Ladung zu verhindern. 

Die Beſtimmungen dieſes und des vorhergehenden Paragraphen finden 
auf hölzerne Segelſchiffe in der Küſſenfahrt und der kleinen Fahrt keine 
Anwendung. 

$ 10. Schiffe, in welchen mehr als die Hälfte des Nettoraumgehalts 
mit feuergefährlichen Gegenſtänden der Klaſſe Ib unter Deck ausgefüllt iſt, 
müſſen mit einer wirkſamen Oberflächenventilation verſehen fein. 

$ 11. Sprengſtoffe und feuergefährliche Gegenſtände dürfen niemals 
über den Keſſelräumen verſtaut werden. Alle feuergefährlichen Gegenſtände 
Find möglichſt weit, diejenigen der Klaſſe I jowie die Sprengſtoffe mindeſtens 
2 m in horizontaler Richtung von Keſſelräumen, Herden und Oefen entfernt, 
zu verſtauen. 

§ 12. Sprengſtoffe und die unter Deck zu verladenden feuergefähr— 
lichen Flüſſigkeiten find in geſchloſſenen Räumen zu verſtauen, welche in 
Dampfſchiffen durch waſſerdichte Schotte von Maſchinen und Keſſelräumen 
getrennt ſind. 

$ 13. Sprengſtoffe dürfen mit ſolchen feuergefährlichen Gegenſtänden, 
welche nur auf dem Verdeck verladen werden dürfen (ſiehe SS 5, 6 und 7), 
nicht auf demſelben Schiffe befördert werden. 

Ausgenommen von dieſem Verbot iſt die gleichzeitige Beförderung von 
Pulver und Munition mit den unter Ib aufgeführten feuergefährlichen 
Flüſſigkeiten, wenn das Pulver und die Munition in einer beſonderen 
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Pulverkammer untergebracht und die bezeichneten Flüſſigkeiten in eiſernen 
Trommeln verpackt und möglichſt weit, mindeſtens aber 3 m von derjenigen 
Stelle des Decks entfernt, verſtaut ſind, unter welcher ſich die Pulverkammer 
befindet. 

; $ 14. Zündungen, mit Ausnahme der Zündſchnüre, aber einſchließlich 
der Zündhütchen und Zündſpiegel, fertige mit Zündungen verſehene Patronen, 
überhaupt alle ſprengkräftigen Fabrikate, welche chlorſaure oder pikrinſaure 
Salze, Knallqueckſilber, Knallſilber oder Knallgold, rein oder in Gemiſchen 
oder Präparaten, enthalten, dürfen mit den ſonſtigen Sprengſtoffen nicht in 
demſelben Raume verladen werden, ſondern ſind, wenn thunlich, in einem 
Raum unterzubringen, welcher von dem, die ſonſtigen Sprengſtoffe enthal- 
tenden möglichſt weit, mindeſtens aber 3 m in horizontaler Richtung entfernt 
liegt. Enthält das Schiff nur zwei Räume, ſo ſind die unterſchiedenen beiden 
Arten von Sprengſtoffen zu verſchiedenen Seiten der Trennungswand und 
zwar auf jeder Seite möglichſt weit, mindeſtens aber 3 m in horizontaler 
Richtung von dieſer entfernt, unterzubringen. Enthält das Schiff nur einen 
Raum, ſo muß dieſer für den Fall, daß eine gleichzeitige Beförderung von 
Sprengſtoffen beiderlei Art ſtattfinden foll, durch Errichtung einer feſten, 
dicht gefügten Zwiſchenwand in zwei Räume getheilt werden; die Spreng⸗ 
ſtoffe ſind alsdann gleichfalls, wie vorſtehend angegeben, zu verſchiedenen 
Seiten der Zwiſchenwand zu verſtauen. Bei der Unterbringung find in 
jedem Falle die Vorſchriften der SS 9 und 10 zu berückſichtigen. 

$ 15. Sprengſtoffe dürfen nicht mit feuergefährlichen Gegenſtänden 
oder Steinkohlen, chlorſaures Kali oder Miſchungen deſſelben auch nicht mit 
flüſſigen Mineralſäuren in denſelben Räumen verladen werden. Die bezeich- 
neten Gegenftände find von einander möglichſt weit, mindeſtens aber 2 m 
in horizontaler Richtung entfernt, unterzubringen. Die Räume, in denen 
Sprengſtoffe verſtaut werden, müſſen einen eigenen Zugang haben. Andere 
als die vorſtehend bezeichneten Güter dürfen zwar mit Sprengſtoffen in den⸗ 
ſelben Räumen verladen werden, müſſen aber von dieſen durch geeignete 
Garnirung (Zwiſchenlagen) völlig getrennt gehalten werden. 

$ 16. Salpeterſäure und Schwefelſäure find bei Verladung unter Deck 
möglichſt weit, mindeſtens aber 10 m in horizontaler Richtung, von einan⸗ 
der entfernt und zwar in getrennten Räumen zu verſtauen; beide Säuren, 
namentlich aber Salpeterſäure, ſind nicht unmittelbar neben leicht brennbaren 
Stoffen ($ 1, Id und IIe) zu lagern. i 

$ 17. Behälter mit Brennſtoffen oder ätzenden Stoffen find im 
Schiffsraume fo feft zu verſtauen, daß fie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, 
Umkanten oder Herabfallen aus oberen Lagen möglichſt geſichert ſind. Ins⸗ 
beſondere dürfen Tonnen nicht aufrecht geſtellt, müſſen vielmehr gelegt und 
durch geeignete Unterlagen und Garnirung gegen rollende Bewegung ge— 
ſichert werden. 

Bei Verladung von Pulver, Sprengſalpeter und brennbarem Salpeter 
iſt Vorſorge zu treffen, daß weder die Behälter noch ihr etwa ausgeſtreuter 
Juhalt mit Eiſen in Berührung kommen können. 

$ 18. Das Ueberladen von Sprengſtoffen und ätzenden Stoffen hat 
unter ſorgfältiger Vermeidung von Erſchütterungen zu erfolgen; die Behälter 
dürfen deshalb nicht gerollt oder geworfen werden. 


$ 19. Wird während des Ladens oder Löſchens von Sprengſtoffen 
oder feuergefährlichen Gegenſtänden Feuer auf dem Schiffe unterhalten, ſo 
ſind geeignete Vorkehrungen zur Verhütung des Funkenfluges zu treffen. 
Dabei ſind die Schornſteine der Schiffskombüſen und Oefen ſowie die 
Schornſteine von Hülfsmaſchinen mit Funkenfängern zu verſehen, ſofern nicht 
dieſe Schornſteine in den Hauptſchornſtein eingeführt ſind. A ; 

Die Verladungsplätze müſſen, wenn das Laden oder Löſchen in der 
Dunkelheit ſtattfindet, mit feft- und hochangebrachten Laternen erleuchtet fein. 

$ 20. Schiffsräume, in welchen feuergefährliche Gegenſtände oder 
Sprengſtoffe verladen ſind, dürfen nicht mit anderem Lichte als mit zuver— 
läſſigen Sicherheitslampen betreten werden; das Tabakrauchen in dieſen 
Räumen iſt unterſagt. j 

Während des Ladens und Löſchens darf auf dem Schiffe überhaupt 
nicht geraucht werden. 

$ 21. Auf Binnengewäſſern müſſen Kauffahrteiſchiffe mit Spreng- 
ſtoffen von mehr als 35 kg als Warnungszeichen eine von Weitem erkenn— 
bare, ſtets aufgeſpannt gehaltene ſchwarze Flagge mit einem weißen P führen. 

$ 22. Der Befrachter hat dem Verfrachter und der Ablader dem 
Schiffer vor der Verladung unter Beifügung der nach g 2 erforderlichen 
Beſcheinigungen die Güter als ätzende, feuergefährliche oder als Sprengſtoffe 
anzuzeigen und die Art derſelben genau zu bezeichnen. Die gleiche Anzeige 
hat zu machen: ; 

1. wer die Güter dem Befrachter oder Ablader behufs der Verladung 

überſendet, dem Befrachter oder dem Ablader; 

2. wer die Güter einem anderen als dem Befrachter oder Ablader 
zur Weiterbeförderung behufs der Verladung überſendet, ſeinem un— 
mittelbaren Nachmanne. 

Der Anzeige bedarf es nicht bei der Verſendung von Spiritus, Ter⸗ 
pentinöl, raffinirtem Petroleum, roher Wolle, roher Baumwolle, Flachs, 
Hanf, Werg, Jute, Neib-, Streich- und Sicherheitszündern, ſofern! dieſe 
Güter unter der handelsüblichen Benennung und in den handelsüblichen 
Umſchließungen oder Verpackungen zur Verladung geliefert werden. i 

In den Konnoſſementen oder anderen Seeverladungsſcheinen über 
ätzende oder feuergefährliche Gegenſtände ift die Gattung ($ 1) ſowie die Art 
der Verpackung der Güter anzugeben, bei Sprengitoffen und feuergefährlichen 
Gegenſtänden der Klaſſe Ta bis e unter Hinzufügung des Vermerks „Ex— 
ploſiv“ bezw. „Feuergefährlich“. 

S 23. Der Führer eines Kauffahrteiſchiffes, auf welchem dem Reichs⸗ 
geſetz gegen den verbrecheriſchen oder gemeingefährlichen Gebrauch von 
Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 61) unterliegende 
Sprengſtoffe ſich befinden, muß den vorgeſchriebenen Erlaubnißſchein zum 
Beſitz von Sprengſtoffen oder beglaubigte Abſchrift deſſelben bei ſich führen 
und auf Verlangen vorzeigen. RE i 

$ 24. Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Vorſchriften werden, ſo⸗ 
weit nicht die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs ($ 367 No. 5) und des 
Reichsgeſetzes gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) Anwendung 
finden, mit Geldbuße von zwanzig bis hundert Mark beſtraft. 
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§ 25. Die gegenwärtigen Beſtimmungen finden bei der Beförderung 
von Sprengſtoffen, ätzenden Stoffen und ſeuergefährlichen Gegenſtänden jo- 
wohl in deutſchen wie auch in ausländiſchen Kauffahrteiſchiffen Anwendung, 
ſofern die Verladung, in den Fällen der $$ 19 und 20 die Verladung oder 
Löſchung im Geltungsbereiche dieſer Berordming erfolgt. 

Den Beſtimmungen der $$ 21 und 23» unterliegen Kauffahrteiſchiffe 
mit der dort bezeichneten Ladung, ſo lange ſie ſich im Preußiſchen Hoheits— 
gebiete befinden. 

Die einſchränkenden Beſtimmungen des Abſatzes des § 5 finden 
auf die Munitionstransporte für die im Nu de befindlichen Schiffe und 
Fahrzeuge der Kaiſerlichen Marine keine Anwendung, ſofern die Munition 
in beſonderen, gegen Feuersgefahr möglichſt geſicherten Pulvertonnen ver- 
ſtaut wird. 

Die SS 3 bis 6 finden keine Anwendung bei der Beförderung feuer— 
gefährlicher Gegenſtände in ſolchen Schiffen, bei welchen die Verladung 
ausſchließlich in Tanks oder Eiſternen erfolgt. 


$ 26. Den zuſtändigen Polizeibehörden bleibt vorbehalten, für das 


Laden und Löschen von Sprengſtoffen und feuergefährlichen Gegenſtänden 
jowie für das Verhalten der Sprengſtoffe an Bord führenden Kauffahrtei— 


ſchiffe in Häfen, auf Revieren und Flüſſen weitere Vorſchriften zu erlaſſen. 


§ 27. Die vorſtehenden Bestimmungen treten am 1. Januar 1897 in 
Kraft. Von dem gleichen Zeitpunkt ab iſt die Verordnung vom 2. Juli 
1889, betreffend die Beförderung feuergefährlicher, nicht zu den Spreng— 
ſtoffen gehörender Gegenſtände in Kauffahrteiſchiffen aufgehoben. 
Berlin, den 17. September 1896. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage: gez. von Wendt. 


Extrablatt zu No. 12 des Amtsblatte pro 1897. 


Bekanntmachung. 

Die Ausführung der auf Grund der Anweiſung, betreffend die Ge— 
nehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel, vom 15. März 1897 (Extra- 
beilage zu No. 12 des Amtsblatts der Königlichen Regierung) vorzunehmen— 
den Prüfungen, Druckproben und Unterſuchungen bei den nicht fiskaliſchen 
Dampfſchiffskeſſeln und den Dampfkeſſeln in landwirthſchaftlichen Betrieben 
und ihren nicht unter die Gewerbe-Ordnung fallenden Nebenbetrieben, ſoweit 
ſie bisher dem Gewecbe-Inſpektionsbeamten oblag, erfolgt vom 1. April d. J. 
ab durch die von mir als Sachverſtändige 5 Sinne des $ 3 des Geſetzes, 


betreffend den Betrieb der Dampfkeſſel, vom 3. Mai 1872 (Geſ.-S. S. 515) 


anerkannten Ingenieure der Dampfkeſſel— Ueberwachungs Vereine nach Maß⸗ 
gabe der ihnen von mir bereits verliehenen Berechtigungen. 

Da die Vereinsingenieure die Unterſuchung der oben bezeichneten 
Keſſel in meinem Auftrage ausführen und dabei lediglich an die Stelle des 
Königlichen Gewerbeaufſichtsbeamten treten, ſo folgt aus dieſer Maßregel 
für die Dampfkeſſelbeſitzer keinerlei Verpflichtung, den Dampfkeſſelreviſions— 
Vereinen als Mitglieder beizutreten. 
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Name und Sitz der Keſſelüberwachungsvereine, deren Ingenieure mit 
den Keſſelunterſuchungen in den einzelnen Landestheilen beauftragt worden 
find, ergiebt die im Auszuge anliegende Ueberſicht über ihre örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit und die Vorſchrift des § 9 Abſatz II der erwähnten Anweiſung. 

Alle Eingaben in Angelegenheiten der Prüfung und Unterſuchung von 
Dampfkeſſeln der bezeichneten Arten und alle Anträge auf Ertheilung der 
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Genehmigung zu ihrem Betriebe ſind zur Vermeidung von Verzögerungen 
künftighin unmittelbar an den hiernach zuſtändigen Keſſelverein oder an 
ſeine Ingenieure zu richten. 

Berlin, den 22. März 1897. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

gez. Brefeld. (B. 9470.) 


Weber | KAL 
über die örtliche Zuſtändigkeit der Preußiſchen Dampfkeſſel-Ueberwachungs⸗ 
Vereine bei den im ſtaatlichen Auftrage vorzunehmenden Pri- 
fungsgeſchäften an den nicht fiskaliſchen Schiffsdampfkeſſeln und den 
Dampfkeſſeln in landwirthſchaftlichen Betrieben und ihren nicht unter die 
Gewerbeordnung fallenden Nebenbetrieben. 


Name des Regierungsbezirks oder ſeiner Name und Sitz 
. Theile des dafür zuſtändigen Vereins 
1. und 2. pp. 
3. Danzig 
Regierungsbezirk in ſeiner Geſammtheit ty ee Dampfteſſeln 
4. Marienwerder j eberwac PA” ampfkeſſe 
Regierungsbezirk in feiner Geſammtheit in Danzig 


5. bis 35. pp. 


Amtsblatt No. 24 pro 1897, Seite 216, No. 5. 


Polizei⸗ Verordnung 
betreffend die Errichtung, Verlegung oder Veränderung 
gewerblicher Anlagen. 

Um die Polizeibehörden in den Stand zu ſetzen, auf Grund des 
$ 120 a bis 1204 der Reichsgewerbeordnung auch für diejenigen gewerb— 
lichen Anlagen, welche nicht der beſonderen Genehmigungspflicht des $ 16 
a. a. O. unterliegen, rechtzeitig die Verpflichtungen feſtzuſtellen, welche von 
den Gewerbeunternehmern bezüglich der Einrichtung und Unterhaltung der , 
Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Geräthſchaften zu er— 
füllen ſind, ſowie die Einrichtungen zu bezeichnen, welche zur Aufrechterhal— 
tung der guten Sitten und des Anſtandes zu treffen ſind, verordne ich hier— 
durch gemäß SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 


1 — 45 — 


i vom 11. März 1850 (Gejegjammiung S. 265) und auf Grund der $$ 137 
und 139 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
| 1883 (Geſetzſammlung S. 195 ff) unter Zuſtimmung des Bezirks-Aus— 
| ſchuſſes für den Regierungsbezirk Marienwerder, was folgt: 
SME 
l Wer, ohne einer beſonderen Konzeſſion nach $ 16 der Reichsgewerbe— 3 
| ordnung zu bedürfen, eine gewerbliche Anlage, in welcher mehr als 10 Mr- „3 
| beiter beſchäftigt werden oder zu deren Betrieb durch elementare Kraft E 
| (Dampf, Wind, Waſſer, Gas, Luft, Elektrizität u. ſ. w.) bewegte Triebwerke 2 
| nicht blos vorübergehend zur Verwendung kommen, errichtet, in ein bereits 
vorhandenes Gebäude verlegt oder in einem ſolchen eröffnet, oder wer in 3 
einer ſolchen bereits vorhandenen Betriebsſtätte weſentliche Veränderungen | 
| vornimmt, hat behufs Regelung des in der Anlage auszuübenden Gewerbe- 
betriebes zuvor der Ortspolizeibehörde eine maßſtäbliche Zeichnung und Be⸗ 
| ſchreibung in doppelter Ausfertigung einzureichen, aus welcher erfichtlich find: i 
| a. die Art und der Umfang des Gewerbebetriebes; 8 
| b. die Lage der Gebäude zur Umgebung (Situation) und die Größe ; 
und Beſtimmung der Arbeitsräume; ; E 
| c. die Beſchaffenheit der feſten und flüſſigen Abfallprodukte ſowie die 
Art ihrer Beſeitigung; A 
„die höchſte Zahl der in jedem Raume zu bejchäftigenden Arbeiter; 
die Zugänglichkeit, Licht und Luftverſorgung der einzelnen Räume; 
die Art der Maſchinen und deren Aufſtellung; 
„die Beſeitigung des beim Betriebe entſtehenden Staubes und der 
dabei entwickelten Dünſte und Gaſe; 
die Vorrichtungen zum Schutze der Arbeiter gegen die Gefahren, die 
| in der Natur des Betriebes liegen, namentlich gegen diejenigen, die 
Ma aus Fabrikbränden erwachſen können; 
i. die Art der Verſorgung der Arbeiter mit Trinkwaſſer, ob und in 
welcher Weiſe für Speiſe-, Ankleide- und Waſchräume Sorge getra— 
gen iſt, ſowie die Lage und Einrichtung der Aborte. 
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Die gleiche Verpflichtung liegt auch denjenigen Gewerbetreibenden ob, 
welche zur Zeit weniger als 10 Arbeiter beſchäftigen oder keine elementare 
Kraft verwenden, ſobald ſie ihren Betrieb bis zu dem im $ 1 angegebenen 
Umfang zu erweitern unternehmen. 


hl Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder im 4 


Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Haft beſtraft. k 
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| Marienwerder, den HF Aprit 1897. 
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Amtsblatt No. 28 pro 1897, Seite 244, No. 7. 


Hauptbuch Seite 509. 


Polizei⸗ Verordnung. 

Auf Grund der $$ 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 ſowie der SS 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 wird mit Zu— 
ſtimmung des Provinzialraths angeordnet, was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Die Vorſchriften der Baupolizei-Ordnung für Weſtpreußen (Städte) 
vom 13. Juni 1891 (außerordentliche Beilage zum Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Danzig No. 28 vom 11. Juli 1891, außerordentliche Beilage 
zum Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder No. 26 vom 
1. Juli 1891) finden vom 15. Juli 1897 ab auf die Landgemeinde Mocker 
im Kreiſe Thorn Anwendung. i 


Danzig, den 10. Mai 1897. 
Der Ober-Präſident. 


Amtsblatt No. 35 pro 1897, Seite 311, No. 6. 


Hauptbuch Seite 522. 


Polizei⸗Verord nung. 

Auf Grund der SS 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 ſowie der S$ 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 wird mit fHu- 
ſtimmung des Provinzialraths angeordnet, was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Der $ 8 der Baupolizei-Ordnung für Weſtpreußen (plattes Land) vom 
13. Juni 1891 (außerordentliche Beilage zum Amtsblatt der Königl. Regie- 
rung zu Danzig No. 28 vom 11. Juli 1891, außerordentliche Beilage zum 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder No. 26 vom 1. Juli 
1891) erhält als Abſatz 3 folgenden Zuſatz: 

Auch kann ausnahmsweiſe die Genehmigung zur Anlegung einer 
auf beiden Seiten mit ſtarkem Eiſenblech zu beziehenden Thüre 
in der im Abſatz 1 bezeichneten Mauer nach dem Stalle zu 
durch den Kreis-Ausſchuß ertheilt werden, ſofern ein weiterer 
für Menſchen benutzbarer Ausweg (Fenſter, Thüre) an der 
Giebelſeite des Wohnungstbeiles vorhanden ijt. 


Danzig, den 31. Juli 1897. 
Der Ober⸗-Präſident. 


SPA 


Extrablatt zu Nr. 15 des Amtsblatts pro 1895. 


Anweiſung, 
betreffend die Sonntagsruhe im Gewerbebetriebe mit Ausnahme des 
Handelsgewerbes. 

In Ausführung der Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Abänderung 
der Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 (Reichs-Geſetzbl. S. 261) über die 
Sonntagsruhe im Gewerbebetrieb — mit Ausnahme des Handelsgewerbes — 
(S$ 105a, 105b Abj. 1, 1056 bis 105i) wird hierdurch Folgendes beſtimmt: 

A. Allgemeines 
(S$ 105a, 105b Abſ. 1, 105g, 105h Abſ. 1 und 1051.) 

I. Das im $ 105b Abſ. 1 der Gewerbeordnung enthaltene Verbot 
der Sonntagsarbeit gilt nicht für die Land- und Forſtwirthſchaft, den Wein- 
bau, den Gartenbau, die Viehzucht, den Geſchäftsbetrieb der Apotheker, die 
Ausübung der Heilkunde und der ſchönen Künſte und die im § 6 Abſ. 1, 
Satz 1 a. a. O. bezeichneten Gewerbe. Ferner ſind kraft beſonderer Vor— 
ſchrift von dem Verbot der Sonntagsarbeit ausgenommen Gaſt- und Schank— 
wirthſchaftsgewerbe, Muſik-Aufführungen, Schauſtellungen, theatraliſche Vor- 
ſtellungen und ſonſtige Luſtbarkeiten jowie die Verkehrsgewerbe ( 105 i.) 

II. In denjenigen Handelsgewerben, in welchem beim Ladenverkauf 
an den Waaren Aenderungs- oder Zurichtungsarbeiten vorgenommen werden 
z. B. Gewerbe der Hutmacher, Blumenhändler, Uhrmacher, Fleiſcher), iſt die 
Beſchäftigung mit dieſen Arbeiten als Beſchäftigung im Handelsgewerbe zu 
betrachten und deshalb an Sonn- und Feſttagen während der für das be _ 
treffende Handelsgewerbe freigegebenen Zeit geſtattet. 

III. Verboten iſt an Sonn- und Feſttagen jede Art der Beſchäfti— 
gung von Arbeitern „im Betriebe“ der unter $ 105b Abſ. 1 fallenden Ge- 
werbe, alſo im Betriebe von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, 
Brüchen und Gruben, von Hüttenwerken, Fabriken und Werkſtätten, von 
Zimmerplätzen und Bauhöfen, von Werften und Ziegeleien. 

Durch die Worte „im Betriebe“ iſt zum Ausdruck gebracht, daß das 
Verbot nicht nur räumlich für die Betriebsſtätte, in welcher ſich der be— 
treffende Gewerbebetrieb regelmäßig abzuwickeln pflegt, ſondern für jede zu 
dem Gewerbebetriebe gehörige Thätigkeit gelten ſoll. So dürfen z. B. 
Monteure, Schloſſer-, Glaſer-, Maler-, Tapezier-, Barbiergehülfen während 
der Sonntagsruhe auch außerhalb der Betriebsſtätte nicht beſchäftigt werden, 
ſoweit nicht etwa die betreffenden Arbeiten gemäß den Vorſchriften der 
S$ 105c bis f ſtatthaft find. 

IV. Das Verbot der Sonntagsarbeit gilt auch für „Bauten aller 
Art“ d. h. für Hoch-, Tief-, Wege-, Eiſenbahn- und Waſſerbauten, ſowie 
für Erdarbeiten, ſofern dieſe nicht Ausfluß eines land- oder forſtwirtſchaft— 
lichen Betriebes, des Weinbaues oder des Gartenbaues ſind, ferner nicht 
nur für Neubauten, ſondern auch für Ausbeſſerungs- und Inſtandhaltungs— 
arbeiten, z. B. auch für das Schornſteinfegergewerbe. 

„. Das Verbot der Sonntagsarbeit gilt für gewerbliche Arbeiter im 
weiteſten Sinne, alſo nicht nur für Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge, Fabrik— 
arbeiter und andere im Betriebe beſchäftigte Handarbeiter, ſondern auch für 
Betriebsbeamte, Werkmeiſter und Techniker. 
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VI. Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe ſoll mindeſtens dauern: 

für einzelne Sonn- und Feſttage 24 Stunden, o 

für zwei aufeinander folgende Sonn- und Feſttage 36 Stunden, 

für das Weihnachts-, Oſter- und Pfingſtfeſt 48 Stunden. 

Dieſe Ruhezeiten müſſen auch in ſolchen Betrieben, die an Werktagen 
ununterbrochen mit regelmäßiger Tag- und Nachtſchicht arbeiten, gewährt 
werden, ſoweit nicht etwa für dieſe Betriebe gemäß SS 105c bis e Mus- 
nahmen von dem Verbot der Sonntagsarbeit Platz greifen. Während aber 
in Betrieben, die nur bei Tage oder in unregelmäßigen Schichten zu arbeiten 
pflegen, die Ruhezeit ſtets von 12 Uhr Nachts an gerechnet werden ſoll, 
kann in Betrieben mit regelmäßiger Tag- und Nachtſchicht die Ruhezeit 
ſchon früheſtens um 6 Uhr Abends des vorhergehenden Werktages und 
ſpäteſtens erſt um 6 Uhr Morgens des Sonn- oder Feſttages beginnen, 
wenn für die auf den Beginn der Ruhezeit folgenden 24 Stunden der Be— 
trieb ruht. 

Für alle Fälle gilt die Vorſchrift, daß die Ruhezeit an zwei auf- 
einander folgenden Sonn- und Feſtagen ſtets bis 6 Uhr abends des zweiten 
Tages dauern muß. Demnach beträgt die Ruhezeit in Betrieben, die keine 
regelmäßige Tag- und Nachtſchichten haben, nicht nur 36 Stunden, ſondern 
mindeſtens 42 Stunden (von dem Beginn — der Mitternachtsſtunde — 
des erſten Tages bis 6 Uhr Abends des zweiten Tages.) 

VII. Jugendliche Arbeiter dürfen in Fabriken und den in 88 154 
Noj. 2 und 1543 bezeichneten gewerblichen Anlagen an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen überhaupt nicht beſchäftigt werden ($ 136 Abſ. 3 d. G.-D., vergl. 
auch unten zu B 4.) 

VIII. Während im Handelsgewerbe, ſoweit es in offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen betrieben wird, auch die Sonntagsarbeit der Arbeitgeber Beſchränkungen 
unterliegt ($ 41a), ift in den hier in Rede ſtehenden Gewerben den Arbeit— 
gebern und ſelbſtändigen Gewerbetreibenden die Sonntagsarbeit durch die 
Vorſchriften der Gewerbeordnung nicht verwehrt. ? 

Indeſſen ift es der Landesgeſetzgebung vorbehalten, die Arbeit an 
Sonn- und Feſttagen in größerem Umfange, als dies in der Gewerbeordnung 
geſchehen, einzuſchränken, d. h. nicht nur für die Arbeiter eine ausgedehntere 
als die in der Gewerbeordnung vorgeſehene Sonntagsruhe vorzuſchreiben, 
ſondern auch die gewerbliche Arbeit von ſelbſtändigen Gewerbetreibenden an 
Sonn- und Feſttagen ganz oder theilweiſe zu unterſagen ($ 105h Abſ. 1.) 

Zu dieſen landesgeſetzlichen Beſtimmungen zählen auch die Polizei- 
verordnungen, insbeſondere diejenigen über die äußere Heilighaltung der 
Sonn- und Feſttage. 

B. Ausnahmen von den geſetzlichen Beſtimmungen. 

($$ 105c--105f und 105h Abj. 2.) 
1. Ausnahmen von dem Verbot der Sonntagsarbeit treten ein: 
a. kraft geſetzlicher Vorſchrift ($ 1050), 
b. kraft der vom Bundesrath auf Grund des § 105d beſchloſſenen 
Vorſchriften, 
c. kraft der von der höheren Verwaltungsbehörde auf Grund des 
$ 105e erlaſſenen Beſtimmungen, 
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d. kraft der von der unteren Verwaltungsbehörde auf Grund des 
§ 105 f ertheilten beſonderen Erlaubniß, 

e. kraft der von der Landeszentralbehörde auf Grund des $ 105 h 
Abſatz 2 getroffenen Entſchließung. 

2. Nach den Vorſchriften der Bekanntmachung vom 4. März 1892 
(M. Bl. f. d. i. V. S. 115 iſt zu verſtehen: 

a. unter der Bezeichnung „höhere Verwaltungsbehörde“ im Sinne 
des $ 105e Abſ. 1 in der Regel der Regierungspräſident, für 
die Stadt Berlin der Polizeipräſident, 

b. unter der Bezeichnung höhere Verwaltungsbehörde, ſoweit es 
fich um das Verfahren nach $ 105e Abſ. 2 handelt, der Be— 
zirksausſchuß, 


c. für die der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellten Betriebe als 


„höhere Verwaltungsbehörde“ im Sinne des $ 105e das Ober— 
bergamt, 

d. unter der Bezeichnung „untere Verwaltungsbehörde“ (S$ 105f 
und 105% Abſ. 4) für die der Aufſicht der Bergbehörden unter— 
ſtehenden Betriebe der Bergrevierbeamte, im Uebrigen in der 
Regel der Landrath, für Städte mit mehr als 10000 Ein— 
wohnern die Ortspolizeibehörde, 

für diejenigen Städte der Provinz Hannover, für welche die 
revidirte Städteordnung vom 24. Juni 1858 gilt — mit Mus- 
nahme der im $ 27 Abſ. 2 der Kreisordnung für dieſe Provinz 
vom 6. Mai 1884 bezeichneten Städte — der Magiſtrat. 

3. Soweit gemäß den nachſtehenden Beſtimmungen zu Ziffer I bis V 
in Fabriken und den in $$ 154 Abſ. 2 und 154a der Gewerbeorduung be 
zeichneten gewerblichen Anlagen Ausnahmen von dem Verbot der Sonntags- 
arbeit Platz greifen, ſind in dieſen Betrieben bei der Beſchäftigung von 
Arbeiterinnen außer den allgemeinen Bedingungen, an welche die Zulaſſung 
der Sonntagsarbeit geknüpfk iſt, auch noch die Vorſchriften des $ 137 um 
die auf Grund der $$ 139 und 139a erlaſſenen Beſtimmungen zu beachten. 

4. Da in den unter 3 bezeichneten Betrieben die Beſchäftigung jugend— 
licher Arbeiter an Sonn- und Feſttagen im Allgemeinen verboten iſt und 
Ausnahmen von dieſem Verbot nur auf Grund der $$ 139 und 139a zu- 
gelaſſen werden können, ſo dürfen jugendliche Arbeiter in dieſen Betrieben 
auch zu den nach Ziffer I bis V zuläſſigen Sountagsarbeiten nur inſoweit 
herangezogen werden, als dieje Beſchäftigung auf Grund des $ 139 oder 
des § 139 a an Sonn- und Feſttagen ausdrücklich geſtattet ift. 


I Ausnahmen kraft geſetzlicher Vorſchriften. 
8 105%.) 

1. Unter diejenigen Arbeiten, auf die das Verbot der Sonntagsarbeit 
kraft Geſetzes keine Anwendung findet, werden im § 105 e an erſter Stelle 
ſolche Arbeiten gerechnet, die in Nothfällen oder im öffentlichen Intereſſe 
unverzüglich vorgenommen werden müſſen. Zu den Arbeiten in Nothfällen 
gehören ſolche Arbeiten, die zur Beiſeitigung eines Nothſtandes oder zur 
Abwehrung einer Gefahr ſofort vorgenommen werden müſſen, ferner aber 
auch dringende Arbeiten, die durch Todesfälle, Erkrankungen, unvochergeſehene 
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erhebliche geſchäftliche Zwiſchenfälle u. f. w. erforderlich werden und nicht 
wohl auf den nachfolgenden Werktag verſchoben werden können; 
i dagegen kann nicht etwa ſchlechthin die Erledigung eiliger Arbeiten hierher ge— 
| 3 rechnet werden. — Unter „öffentlichem Intereſſe“ ift nicht nur das Intereſſe 
des Staates oder der Gemeinde, ſondern auch dasjenige des Publikums zu 
verſtehen. 
) 3 2. Die Befugniß, Reinigungs- und Inſtandhaltungsarbeiten, durch die 
ko der regelmäßige Fortgang des eigenen oder eines fremden Betriebes bedingt 

i iſt, Arbeiten von denen die Wiederaufnahme des vollen werktägigen Betriebes 
abhängig iſt, ſowie ſolche Arbeiten vorzunehmen, die zur Verhütung des 
Verderbens von Rohſtoffen oder des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen 
erforderlich ſind, iſt davon abhängig gemacht, daß die genannten Arbeiten 
$ nicht an Werktagen vorgenommen werden können (8 105c Abſ. 1 Ziffer 
| 8 3 und 4.) 

A Die Möglichkeit ihrer Vornahme an Werktagen ift nach den Umſtänden 
A des einzelnen Falles und den bejonderen Verhältniſſen der einzelnen Betriebe 
E zu beurtheilen. Die Befugniß zur Ausführung der bezeichneten Arbeiten 
A wird für den einzelnen Gewerbetreibenden nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, 
4 daß andere Betriebe derſelben Gattung, deren Einrichtungen indeſſen weſent⸗ 
È: lich verſchieden find, der Sonntagsarbeit nicht bedürfen. Wohl aber finden 

j die Beſtimmungen keine Anwendung, wenn und ſobald es dem Gewerbe— 
treibenden möglich iſt, ohne erhebliche Unzuträglichkeiten für den Betrieb oder 
die Arbeiter und ohne unverhältnißmäßige Opfer ſich ſo einzurichten, daß er 
ohne Sonntagsarbeit auskommen kann. 

3. Die Beſtimmungen des $ 105 c finden auch auf ſolche Betriebe 
Anwendung, für die nach den $$ 105 d bis f und $ 105 h beſondere Aus- 
nahmen zugelaſſen ſind. ; 

4. Werden Arbeiter an Sonn- und Feſttagen mit Arbeiten bejchäftigt, 
die kraft geſetzlicher Vorſchrift zuläſſig ſind, ſo müſſen die Gewerbetreibenden 
in das im $ 105c Abſ. 2 bezeichnete Verzeichniß für jeden einzelnen Sonn- 
und Feſttag, an dem eine ſolche Beſchäftigung ſtattgefunden hat, die Zahl 
der beſchäftigten Arbeiter, die Dauer der Beſchäftigung durch Angabe der 
Lage der Arbeitsſtunden, ſowie die Art der vorgenommenen Arbeiten ein- 

etragen. 

i Das Verzeichniß muß über ſämmtliche während des betreffenden Ka⸗ 
lenderjahres auf Grund des $ 105% vorgenommenen Sonntagsarbeiten Aus⸗ 
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* kunft geben. 


— - Für Arbeitgeber, die zahlreiche Arbeiter beſchäftigen, empfiehlt es ſich, 
AE das Verzeichniß nach dem anliegenden Muſter zu führen. 
& Bei Eintragung der Art der vorgenommenen Arbeiten genügt es — jofern 
es ſich nicht um die Bewachung der Betriebsanlagen, ſowie um die Beaufſichtigung 
/ des Betriebes handelt — nicht, die Arbeiten allgemein nach der in den 
3 Ziffern 1—5 des Abſ. 1 des $ 1050 gegebenen Bezeichnung anzuführen. 
Vielmehr muß aus den Eintragungen Die Art der Arbeit ſoweit zu er⸗ 
ſehen ſein, daß beurtheilt werden kann, ob ſie unter die in dieſen Ziffern 
bezeichneten Arbeiten fällt. 

Die Eintragungen müſſen für jeden Sonn- und Feſttag, wenn thunlich, 
ſpäteſtens am folgenden Wochentag vorgenommen werden. 


5. Während für ſolche Arbeiter, die lediglich mit den im $ 105% unter a 
den Ziffern I, 2 und 5 bezeichneten Arbeiten bejchäftigt werden, beſondere A 


Ruhezeiten nicht vorgeſchrieben find, müſſen denjenigen Arbeitern, die mit 
den unter den Ziffern 3 und 4 bezeichneten Arbeiten an Sonntagen länger : 
als 3 Stunden beſchäftigt oder hierdurch am Beſuch des Gottesdienſtes ge- +38 
hindert werden, an jedem zweiten oder dritten Sonntage beſtimmte Nuhe- 4 
zeiten verbleiben ($ 105c Abſ. 3). 

Die Wahl, ob Sonntagsruhe am zweiten oder dritten Sonntage zu 3 
gewähren fei, ſteht den Gewerbetreibenden zu. — 

Für die Beſchäftigung an den nicht auf einen Sonntag fallenden Feſt— 
tagen braucht ein Ausgleich durch Freilaſſung von der Arbeit am zweiten 
oder dritten Sonntag nicht gewährt zu werden. 

6. Die untere Verwaltungsbehörde darf auf beſonderen Antrag eine 
allwöchentlich zu gewährende, 24 ſtündige Wochentagsruhe anſtatt der Ruhe 
am zweiten oder dritten Sonntage nur unter der Vorausſetzung zulaſſen, 3 
daß die Arbeiter am Beſuche des Gottesdienſtes nicht gehindert werden. E- 
(S 105c Abſ. 4) Außerdem ift die Genehmigung in der Regel nur zu er- 4 
theilen, wenn die Durchführung der Ruhe am zweiten oder dritten Sonntag 
mit unverhältnißmäßigen Opfern oder mit erheblichen Unzuträglichkeiten für R 
den Betrieb oder die Arbeiter verbunden fein würde. GB 

Die Genehmigungsverfügung iſt ſchriftlich zu erlaſſen. Sie muj be i 
ftimmen, für wie viel Arbeiter, für welche Arbeiten, und unter welchen Bez 
dingungen die Ausnahme bewilligt wird. Die Genehmigung iſt, ſofern ſich 
die Ausnahme auf mehr als vier Sonntage erſtreckt, nur unter dem aus— 
drücklichen Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zu ertheilen. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat die Genehmigung in ein Ver— 
zeichniß einzutragen, welches nach dem beigefügten Formular anzulegen ift. 2 
Das Verzeichniß oder eine Abſchrift davon ift bis zum 15. Januar jedes 5 
Jahres dem Regierungspräſidenten einzureichen und von dieſem dem Regierungs- A 
wał Gewerberat zur Benutzung bei Erſtattung des Jahresberichts zu Über- 
weiſen. A 
Für die unter der Aufficht der Bergbehörden stehenden Betriebe hat 3 
der Revierbeamte das Verzeichniß mit dem Jahresberichte dem Oberbergamte 33 
vorzulegen. s 
II. Ausnahmen für Betriebe, in denen Arbeiten vorfommen, 3 
die ihrer Natur nach eine Unterbrechung oder einen Aufſchub 
nicht geſtatten, ſowie für Campagne- oder Saiſoninduſtrie— ; 

(§ 105d.) 2 

Umfang und Bedingungen der hierhergehörigen, durch den Bundesrath Seg 
zugelaſſenen Ausnahmen ergeben fich aus der Bekanntmachung des Neichs- "ś 
kanzlers vom 5. Februar 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 12). 

Zu dieſer iſt Folgendes zu bemerken: 

1. Die in die Bekanntmachung aufgenommenen Gewerbe ſind im 
Weſentlichen in Anlehnung an die Klaſſifikation der Gewerbeſtatiſtik auf— 
gezählt. Wenn in einer gewerblichen Anlage mehrere unter verſchiedene 
Gruppen der Gewerbeſtatiſtik gehörige Betriebe vereinigt ſind, wie z. B. E 
Hochofenwerke und Eiſengießereien (Gruppen III und V), jo greifen für * 
dieſe einzelnen Betriebstheile die verſchiedenen Ausnahmevorſchriften Platz. 
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2. In den Beſtimmungen des Bundesraths find nur die auf Grund 
des $ 105d zugelaſſenen Sonntagsarbeiten aufgezählt, dagegen nicht die⸗ 
jenigen Arbeiten, die nach $ 105 Abſ. 1 an Sonn- und Feſttagen kraft 
geſetzlicher Vorſchrift vorgenommen werden können. Als Richtſchnur dafür, 
welche Arbeiten nach S 105% Abſ. 1 als geſetzlich geſtattet anzuſehen find, 
haben die im Anhange folgenden Erläuterungen zu der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 5. Februar 1895 zu dienen. 

Jedoch find in dieſen Erläuterungen weder ſämmtliche nach $ 105c 
Abſ. 1 zuläſſigen Arbeiten angeführt, noch ift ohne Weiteres anzunehmen, 
daß die daſelbſt als unter $ 105% Abſ. 1 fallend bezeichneten Arbeiten in 
allen Betrieben der betreffenden Art geſetzlich geſtattet ſind. Vielmehr kommt 
es hierbei weſentlich auf die Verhältniſſe der einzelnen Betriebe (räumliche 
Ausdehnung, Fabrikationsart u. dergl.) an. Vergl. oben unter B. I. 2. 

3. Die Beſtimmungen des Bundesraths knüpfen die Geſtattung von 
Sonntagsarbeiten an Bedingungen, die den Arbeitern ein Mindeſtmaß von 
Ruhe ſichern. Wenn nicht im einzelnen Falle Gefahr im Verzuge iſt, 
dürfen die Arbeiter während dieſer Ruhezeit zu keinerlei Arbeit, auch nicht 
zu den in $ 105e Abſ. 1 bezeichneten Arbeiten, herangezogen werden. 

4. In allen Fällen, wo nach den Beſtimmungen des Bundesraths den 
Arbeitern mindeſtens Ruhezeiten gemäß $ 105% Abſ. 3 zu gewähren find, 
iſt gleichzeitig der unteren Verwaltungsbehörde die Ermächtigung ertheilt, 
analog der Veſtimmungen im Abſ. 4 des § 105 c an Stelle der Ruhe an 
jedem zweiten oder dritten Sonntag eine allwöchentlich zu gewährende 
24 ſtündige Ruhezeit an einem Wochentage zuzulaſſen, ſofern die Arbeiter 
am Beſuche des ſonntäglichen Gottesdienſtes nicht behindert werden. 

In das nach B. I. 6 dieſer Anweiſung zu führende Verzeichniß hat 
die untere Verwaltungsbehörde dieſe Ausnahmebewilligungen nicht einzutragen. 


V. Ausnahmen zur Verhütung eines unverhältnißmäßigen 
Schadens. ($ 105 f) 

1. Anträge auf Geſtattung von Ausnahmen nach $ 105f find von 
der unteren Verwaltungsbehörde möglichſt ſchleunigſt zu erledigen. Der 
Unternehmer darf die Sonntagsarbeiten vor Eingaug der Genehmigung der 
unteren Verwaltungsbehörde nicht vornehmen laſſen. Die nachträgliche Er- 
theilung der Genehmigung iſt unzuläſſig. 

2. Die Ausnahmen dürfen nur vorübergehend auf beſtimmte Zeit und 
ferner nur unter folgenden zwei Vorausſetzungen bewilligt werden; 

a) das Bedürfuiß zur Sonntagsarbeit darf trotz Aufwendung gehöriger 
Sorgfalt nicht vorherzuſehen geweſen ſein; 

b) der durch den Ausfall der Sonntagsarbeit drohende Schaden muß un- 
verhältnißmäßig, aljo jo erheblich jein, daß demgegenüber die Beein⸗ 
trächtigung, welche die Sonntagsruhe der Arbeiter durch die Mus- 
nahmegeſtattung erfährt, nicht entſcheidend ins Gewicht fallen kann. 

3. Ausnahmen nach § 1057 find der Regel nach nicht für den erſten 
Weihnachts-, Oſter- und Pfingſtfeiertag, im Uebrigen für jeden einzelnen 
Betrieb für mehr als vier aufeinander folgende Sonn- und Feſttage nur mit 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde zuzulaſſen, 
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4. Bei Bewilligung der Ausnahmen ift darauf Bedacht zu nehmen, 
daß die Dauer der Beſchäftigung der Arbeiter an den einzelnen Sonn— und 
Feſttagen möglichſt beſchränkt wird. Bei mehr als fünfſtündiger Beſchäfti— 
gungsdauer ift erforderlichenfalls vorzuſchreiben, daß die Beſtimmungen im 
§ 105% Abf. 3 oder Abſ. 4 oder die oben unter III 1 e angegebenen Be⸗ 
dingungen beobachtet werden. j ` 

5. Die Genehmigungsverfügung ſoll ſchriftlich erlaſſen werden. Aus 
derſelben muß zu erſehen ſein, für wie viel Arbeiter, für welche Arbeiten und 


unter welchen Bedingungen die Ausnahme bewilligt wird. Die Genehmigung 


darf, ſofern ſich die Ausnahme auf mehr als vier auf einander folgende 
Sonn- und Feſttage erſtreckt, nur unter dem ausdrücklichen Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs ertheilt werden. Endlich iſt in der Verfügung da— 
rauf hinzuweiſen, daß eine Abſchrift derſelben innerhalb der Betriebsſtätte 
an einer den Arbeitern leicht zugänglichen Stelle ausgehängt werden muß. 

Abſchrift der Verfügung ift, ſofern es fich nicht um einen Betrieb 
handelt, welcher der Aufficht der Bergbehörden unterſtellt ift, von der unteren 
Verwaltungsbehörde der Ortspolizeibehörde mitzutheilen. | 

6. Die Genehmigung ift in ein Verzeichniß einzutragen, welches nach 


dem beigefügten Formular anzulegen ift. Das Verzeichniß oder eine Ab-, 


ſchrift davon iſt bis zum 15. Januar jeden Jahres dem Regierungspräſidenten 
einzureichen und von dieſem dem Regierungs- und Gewerberath zur Be 
nutzung bei Erſtattung des Jahresberichts mitzutheilen. Für die der Auf— 
ſicht der Bergbehörden unterſtellten Betriebe erfolgt die Einreichung an das 
Oberbergamt. 


C. Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen, 

betreffend die Sonntagsruhe. 

I. Die Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen über die 
Sonntagsruhe im Gewerbebetriebe mit Ausnahme des Handelsgewerbes wird 
von den Ortspolizeibehörden und den beſonderen, auf Grund des $ 139 b 
der Gewerbeordnung angeſtellten Aufſichtsbeamten, für die der Aufſicht der 
Bergbehörden unterſtellten Betrieben von den Bergrevierbeamten wahr— 
genommen. 

Wegen der Aufſichtsthätigkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten wird auf 
die für die letzteren beſtehenden Dienſtanweiſungen verwieſen. 

II. Die Ortspolizeibehörden (Bergrevierbeamten) haben die Durchführung 
der die Sonntagsruhe betreffenden Beſtimmungen durch beſondere, bei den 
Gewerbeunternehmern ihres Verwaltungsbezirks von Zeit zu Zeit vorzu— 
nehmende Reviſionen und bei jeder ſonſt ſich darbietenden Gelegenheit ſorg— 
fältig zu überwachen. 

Bei den Reviſionen ſind folgende Punkte feſtzuſtellen: 

1. Iſt das nach $ 105 e Abſ. 2 der Gewerbeordnung und B. IV. 
Ziffer 9 dieſer Anweiſung vorgeſchriebene Verzeichniß vorhanden 
und ordnungsmäßig geführt? 

2. Sind in Betrieben, welche von den durch den Bundesrath auf 
Grund des $ 105 d zugelaſſenen Ausnahmen Gebrauch machen, 
die vorgeſchriebenen Aushänge der Ausnahmevorſchriften vorhanden? 
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achten des zuftändigen Gewerbeinſpektors einzuholen. Dieſem bleibt es 


daſelbſt angegebenen Bedingungen geſtattet. 
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3. Für den Fall, daß zur Zeit der Reviſion eine Beſchäftigung 
nach der Ausnahmevorſchrift in § 105 f ftattfindet, find die 
vorgeſchriebenen Aushänge vorhanden? 
4. Stimmt die Beſchäftigung der Arbeiter mit den erlaſſenen Aus— 
nahmevorſchriften überein, werden insbeſondere die Arbeiter nicht 
länger als zuläſſig beſchäftigt und werden die in den Genehmi— 
gungsbedingungen vorgeſchriebenen Ruhezeiten gewährt? 
III. Die vorbezeichneten Punkte ſind in denjenigen gewerblichen An— 
lagen, für welche durch die Beſtimmungen der Ausführungsanweiſung vom 
26. Februar 1892 unter G. II regelmäßige halbjährliche Reviſionen vor⸗ 
geſchrieben ſind, auch bei Gelegenheit dieſer Reviſionen thunlichſt klarzuſtellen. 
IV. Nach jeder Reviſion ift auf dem unter dem IT. 1 bezeichneten Verzeich⸗ 
niß, ſowie auf den unter II. 2 und 3 bezeichneten Aushängen ein Reviſions— 
vermerk zu machen. 
V. In Fällen, in denen es der Ortspolizeibehörde zweifelhaft iſt, ob 
die Beſchäftigung von Arbeitern mit den geſetzlichen oder Ausnahmevor⸗ 
ſchriften in Einklang ſteht, hat ſie vor Erſtattung der Strafanzeige das Gut⸗ 


überlaſſen, ſeinerſeits zunächſt die Entſcheidung des Regierungspräſidenten 
herbeizuführen. — In gleicher Weiſe hat der Bergrevierbeamte nöthigenfalls 
die Entſcheidung des Oberbergamts nachzuſuchen. 


Berlin den 11. März 1895. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
gez. Frh. v. Berlepſch. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinalangelegenheiten. 
J. A. gez. v. Vartſch. 


Der Miniſter des Junern. 
In Vertretung: gez. Braunbehrens. 


Bekanntmachung, betreffend Ausnahmen von dem Verbote der Sonntagsarbeit 
im Gewerbebetriebe vom 5. Februar 1895. 


; Auf Grund des $ 105d des Geſetzes, betreffend die Abänderung der 
Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 (Reichs-Geſetzbl. S. 261) hat der 
Bundesrath nachſtehende Beſtimmungen, betreffend Ausnahmen von dem 
Verbote der Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe, beſchloſſen: 

I. Die Beſchäftigung von Arbeitern an Sonn- und Feſttagen wird — 
unbeſchadet der Beſtimmungen des § 105% der Gewerbeordnung — für die 
in der nachfolgenden Tabelle bezeichneten Gewerbe und Arbeiten unter den 


Arbeitern, welche mit den zur Vornahme dieſer Arbeiten erforderlichen 
Hülfsverrrichtungen beſchäftigt werden (Betrieb der Kraftmaſchinen, Beleuch⸗ 
tungsanlagen u. f. w.), find mindeſtens Ruhezeiten gemäß § 105 c Abi. 3 
oder, mit Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörde gemäß § 1050 
Abſatz 4 der Gewerbeordnung zu gewähren. 


Sri 


II. Die in Spalte 3 der nachfolgenden Tabelle für einzelne oder 
für zwei aufeinander folgende Soun- und Feſttage vorgeſchriebenen Ruhe— 
zeiten der Arbeiter müſſen ohne Unterbrechung und ganz oder zum größeren 
Theil innerhalb der Zeit von 6 Uhr Abends des vorhergehenden Werktages 
bis 6 Uhr Morgens des nachfolgenden Werktages gewährt werden. 

III. In Betrieben, in welchen auf Grund der vorſtehenden Beſtim— 3 
mungen Arbeiter an Sonn- oder Feſttagen beſchäftigt werden, hat der Ar— p 
beitgeber innerhalb der Betriebsſtätte an geeigneter, den Arbeitern zugäng— N 

licher Stelle eine Tafel auszuhängen, welche in deutlicher Schrift den Inhalt 3 
der Beſtimmungen zu I und IT und aus der nachfolgenden Tabelle die auf E 
ſeinen Betrieb bezüglichen Vorſchriften enthält. 

IV. Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem 1. April 1895 in Kraft. 

Berlin, den 5. Februar 1895. 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


Gattung Bezeichnung nach 8 105 d Bedingungen, unter welchen 


der Betriebe zugelaſſenen Arbeiten. die Arbeiten geſtattet werden. A 

1. PRI 3. ; 
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- 6 Brauetcien | Der Betrieb des Maiſch-“ Die den Arbeitern zu gewährende y 


und Sudprozeſſes in den- Ruhe hat mindeſtens zu dauern: 
jenigen Brauereien, welche entweder für jeden zweiten Sonn- TE 
zur Kühlung ihrer Keller tag 24 Stunden 48 
Kälteerzeugungsmaſchin. 8 i E 
nicht verwenden und in- oder für jeden dritten Sonntag * 
nerhalb eines Jahres nicht 36 Stunden f 
länger als 10 Monate oder, ſofern an den übrigen Sonn— 


im Betriebe ſind, während tagen die Arbeitsſchichten nicht 2 

der Zeit vom 1. Novem⸗ länger als 12 Stunden dauern, * 
ber bis 30. April. Dieſe für jeden vierten Sonntag 36 AJ 

Ausnahme findet auf das Stunden. 


Trapani und Ojtee| Der Reichskanzler ift- befugt, Mb- 

feft keine Anwendung. weichungen hinſichtlich der Dauer der 

Ruhezeit zuzulaſſen; dieſelbe muß 

jedoch für jeden Arbeiter mindeſtens 

die Geſammtdauer ſeiner auf die 
zwiſchenliegenden Sonntage fallenden 
Arbeitszeit erreichen. 

t Ablöſungsmannſchaften dürfen je p 
; 12 Stunden nach und vor ihrer regel- 8 
mäßigen Beſchäftigung zur Arbeit 4 
nicht verwendet werden. Die denz 

ſelben zu gewährende Ruhe muß 


II. Gewerbe, 


1.Herjtellung 
von 
Chokoladen 
und Zucker 
waaren, 
Honigkuchen 
und Bisquit. 


Kopf wie vor. 


— — U:J:iwFXök“LXͤ. k 


In Brauereien, welche 
Berliner Weißbier brau— 
en, die am vorhergehenden 
Werktage unterbliebene 
Bereitung von Friſchbier. 
Dieſe Ausnahme findet 
auf das Weihnachts-, 
Oſter⸗ und Pfingſtfeſt 
keine Anwendung. 


welche in gewiſſen Zeiten des Jahres zu einer 


mindeſtens das Maß der den ab— 
gelöſten Arbeitern gewährten Ruhe 
erreichen. 

Von der Erfüllung der im Abſatz 1 
vorgeſchriebenen Bedingungen bleiben 
diejenigen Brauereien befreit, in denen 
die Arbeiter innerhalb der Zeit von 
Sonnabend Abend 6 Uhr bis zum 
Montag früh 6 Uhr im Ganzen nicht 
länger als 16 Stunden beſchäftigt 
werden. 

Den Arbeitern ſind mindeſtens 
Ruhezeiten gemäß § 105% Abſatz 3 
oder, mit Genehmigung der unteren 
Verwaltungsbehörde, gemäß $ 105 e 
Abſatz 4 zu gewähren. 


außergewöhnlich 


verſtärkten Thätigkeit genöthigt ſind. 


Der Betrieb an 6 
Sonn- oder Feſttagen 
im Jahre. 
nahme findet auf das 
Weihnachts-, Neujahrs—, 
Oſter⸗, Himmelfahrts- u. 
Pfingſtfeſt keine An— 
wendung. 


2. Anfertig. 
von 


Spielwaaren 


desgl. 


Dieſe Aus- 


Den Arbeitern ſind mindeſtens 
Ruhezeiten gemäß § 105% Abſ. 3 
oder, mit Genehmigung der unteren 
Verwaltungsbehörde, gemäß $ 105 
Abſ. 4 der Gewerbeordnung zu ge- 
währen. 

Die Sonn- und Feſttage, an denen 
die Beſchäftigung geſtattet iſt, können 
von der Ortspolizeibehörde feſtgeſetzt 
werden. Wo dies nicht geſchehen 
iſt, muß die Beſchäftigung vor dem 
Beginn der Ortspolizeibehörde an— 
gezeigt werden. 


Die Sonn- und Feſttage, an denen 
die Beſchäftigung geſtattet iſt, können 
von der Ortspolizeibehörde feſtgeſetzt 
werden. Wo dies nicht geſchehen 
iſt, muß die Beſchäftigung vor dem 
Beginn der Ortspolizeibehörde an- 
gezeigt werden. i 


Kopf wie vor, 


3. Schneiderei Der Betrieb an 6 Die Sonn- und Feſttage, an denen 
i. handwmäß. Sonn- oder Feſttagen die Beſchäftigung geſtattet ift, können 

Betriebe. im Jahre. Dieſe Aus- von der Ortspolizeibehörde feſtgeſetzt 
nahme findet auf das werden. Wo dies nicht geſchehen 
Weihnachts-, Neujahrs-, iſt, muß die Beſchäftigung vor dem 


Pfingſtfeſt keine Anwen- zeigt werden. 


dung. A 
4. Schuhmch. desgl. desgl. 
i. handwmäß. 
Betriebe. 
5. Putz⸗ desgl. desgl. 
macherei. PENE 
6. Kürſch⸗ Der Betrieb an 4 desgl. 

nerei. Sonn- oder Feſttagen 

im Jahre bis 12 Uhr 

Mittags. Dieſe Mus- 

nahme findet auf das 

Weihnachts-, Neujahrs-, 

Oſter-, Himmelfahrts- u. 


Pfingſtfeſt keine An— 


wendung. 
8. Herſtell. desgl. desgl. 
von 
Strohhüten. . 


Beſtimmungen zur Ausführung des $ 105e der Gewerbeordnung, 
betreffend die Sonntagsruhe im Gewerbebetriebe. ` 

Durch Kaiſerliche Verordnung vom 4. Februar d. J. find die Be- 
ſtimmungen der Ss 105 a bis 105f 105 h und 105i der Gewerbeordnung, 
ſoweit ſie nicht bereits für das Handelsgewerbe in Geltung ſind, für die 
Zeit vom 1. April d. J. ab in Kraft geſetzt. 

Danach dürfen im Betriebe von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs— 
anſtalten Brüchen und Gruben, von Hüttenwerken, Fabriken und Werkſtätten, 
von Zimmerplätzen und anderen Bauhöfen, von Werften und Ziegeleien, 
ſowie bei Bauten aller Art Arbeiter an Sonn- und Feſttagen nicht be— 
ſchäftigt werden. ö 

Dies Verbot gilt für jede zu dem Gewerbebetriebe gehörige Thätig— 
keit, auch für eine ſolche außerhalb der gewöhnlichen Betriebsſtätte, bei 
Bauten auch für Ausbeſſerungs- und Inſtandhaltungsarbeiten und erſtreckt 
ſich nicht nur auf Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, ſondern 
auch auf Betriebsbeamte, Werkmeiſter und Techniker. Dagegen iſt den Ar— 
beitgebern und ſelbſtändigen Gewerbetreibenden die Sonntagsarbeit nicht verwehrt. 


Oſter-, Himmelfahrts- u. Beginn der Ortspolizeibehörde ange- 
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Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat mindeſtens für jeden 
Sonn- und Feſttag 24, für zwei aufeinander folgende Sonn- und Feſttage 
36, für das Weihnachts-, Oſter⸗ oder Pfingſtfeſt 48 Stunden zu dauern. 
Die Ruhezeit iſt von 12 Uhr Nachts zu rechnen und muß bei zwei auf— 
einander folgenden Sonn- und Feſttagen bis 6 Uhr Abends des zweiten 
Tages dauern. 

In Betrieben mit regelmäßiger Tag- und Nachtſchicht kann die Ruhe- 
zeit früheſtens von 6 Uhr Abends des vorhergehenden Werktages, ſpäteſtens 
um 6 Uhr Morgens des Sonn- und Feſttages beginnen, wenn für die auf 
den Beginn der Ruhezeit folgenden 24 Stunden der Betrieb ruht. 

Wegen der von dieſen Beſtimmungen nach $$ 105 c (für Nothfälle) 
und 105d der Gewerbeordnung zuläſſigen Ausnahmen weiſe ich auf die 
in der nächſten Extrabeilage des Amtsblatts enthaltene Preußiſche Aug- 
führungsanweiſung vom 11. d. Mts., ſowie auf die vom Bundesrath auf 
Grund des § 105 d daſelbſt beſchloſſenen Beſtimmungen vom 5. Februar d. J. 
(Reichsgeſetzblatt S. 12) hin. 

Auf Grund des § 105e der Gewerbeordnung laſſe ich von den im 
§ 105 b daſelbſt getroffenen Beſtimmungen über die Sonntagsruhe im Ge- 
werbetriebe für den Regierungsbezirk Marienwerder folgende Ausnahmen zu: 

J. für die nachſtehend unter a—o aufgeführten Gewerbe, unter 

den für jedes Gewerbe angegebenen Bedingungen. 

a Blum enbindereien. Arbeiter dürfen an allen Sonn- und Feſt⸗ 
tagen mit dem Zuſammenſtellen und Binden von Blumen und Pflanzen, 
Winden von Kränzen und dergl. während der für den Verkauf von Blumen 
in offenen Verkaufsſtellen freigegebenen Stunden, aber nicht während der 
Zeit des Hauptgottesdienſtes beſchäftigt werden. 

Bedingung. Wenn die Sonntagsarbeiten länger als drei Stunden 
dauern, ſo ſind die Arbeiter entweder an jedem dritten Sonntag für volle 
36 Stunden, oder an jedem zweiten Sonntag mindeſtens in der Zeit von 
6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends von jeder Arbeit frei zu laſſen. 

b. Gasanſtalten und Elektricitätswerke. Arbeiter dürfen 
an allen Sonn- und Feſttagen mit Arbeiten, die für den Betrieb unerläßlich 
ſind, beſchäftigt werden. i 
Bedingung. Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat mindeſtens zu 


dauern: entweder für jeden zweiten Sonntag 24 Stunden, oder für jeden dritten 


Sonntag 36 Stunden, oder ſofern an den übrigen Sonntagen die Arbeits- 
ſchichten nicht länger als 12 Stund. dauern, für jeden vierten Sonntag 36 Stunden. 

Ablöſungsmannſchaften dürfen je 12 Stunden vor und nach ihrer 
regelmäßigen Beſchäftigung zur Arbeit nicht verwendet werden. Die den 
Ablöſungsmannſchaften zu gewährende Ruhe muß das Mindeſtmaß der den 
abgelöſten Arbeitern gewährten Ruhe erreichen. 

c. Bäckerei- und Konditoreigewerbe. 1. In Bäckereien und 
Konditoreien dürfen Arbeiter an allen Sonn- und Feſttagen während 10 
Stunden beſchäftigt werden. Dabei ift jedoch jedem Arbeiter an jedem Sonn- 
und Feſttage eine ununterbrochene Ruhe, und zwar von 14 Stunden 
in Bäckereien und von 12 Stunden in Konditoreien zu gewähren. Der 
Beginn dieſer Ruhezeit wird für Bäckereien auf 7 Uhr Morgens, für 
Konditoreien auf 12 Uhr Mittags feſtgeſetzt. 


Außerdem ift jedem Arbeiter an jedem dritten Sonntage die zum Be— 
ſuch des Gottesdienſtes erforderliche Zeit freizugeben. 

2. Diejenigen Arbeiter, welchen nach der Beſtimmung zu 1 eine Ruhe- 
zeit von 14 Stunden bez. 12 Stunden zuſteht, dürfen während dieſer Ruhe— 
zeit beſchäftigt werden: 

a. in Bäckereien mit Arbeiten, die zur Vorbereitung der Wiederauf— 

nahme der regelmäßigen Arbeit am nächſten Tage nothwendig ſind 
(3. B. Anſetzen des Hefeſtücks) jedoch erſt nach 6 Uhr Abends und 
nicht länger als 1 Stunde. 

b. in Konditoreien mit der Herſtellung und dem Austragen leicht ver— 
derblicher Waaren, die unmittelbar vor dem Genuß hergeſtellt 
werden müſſen (Eis, Cremes u. dergl.) 

Sind in Konditoreien Arbeiter noch nach 12 Uhr Mittags 
mit den zu b genannten Arbeiten beſchäftigt worden, ſo müſſen ſie 
an einem der nächſten 6 Werktage von Mittags 12 Uhr ab von 
jeder Arbeit freigelaſſen werden. 

3. Für Gemeinden, in denen die Bäcker ortsüblich an Sonn- und 
Feſttagen für ihre Kunden das Ausbacken der von dieſen bereiteten Kuchen 
oder das Braten von Fleiſch beſorgen, kann von der unteren Verwaltungs- 
behörde geſtattet werden, daß in jedem Betriebe ein über 16 Jahre alter 
Arbeiter mit jenen Arbeiten während höchſtens drei Vormittagsſtunden über 
die unter Ziffer 1 freigegebene Zeit hinaus beſchäftigt wird. 

4. Für Betriebe, in denen ſowohl Bäckerwaaren, als Konditorwaaren 
hergeſtellt werden, iſt die Beſchäftigung ſolcher Arbeiter, die an Sonn- und 
Feſttagen ausſchließlich mit der Herſtellung von Konditorwaaren beſchäftigt 
werden, nach den Beſtimmungen für Konditoreien, die Beſchäftigung der 
übrigen Arbeiter nach den Beſtimmungen für Bäckereien zu regeln. 


Als Bäckerwaare hi dasjenige Backwerk zu behandeln, welches unter 


Verwendung von Hefe oder Sauerteig ohne Beimiſchung von Zucker zum 


Teig hergeſtellt wird. Jedoch werden auch die aus Hefe, Milch und Zucker 


hergeſtellten Milchbrode, Schnecken, Roſenbrode, Zwiebacke und ähnliches 
herkömmlich zum Morgenkaffee verwendetes Gebäck ortsüblich zu den Bäcker— 
waaren gerechnet. 

d. Fleiſchergewerbe. Arbeiter dürfen an allen Sonn- und Feſt— 
tagen für 3 Stunden, jedoch nur bis zum Beginn der für die Verkaufszeit 
im Handelsgewerbe mit Rückſicht auf den Hauptgottesdienſt feſtgeſetzten 
Unterbrechung beſchäftigt werden. 

Bedingung wie zu a. 

e. Barbier- und Friſeurgewerbe. Arbeiter dürfen an allen 
Sonn- und Feſttagen bis 2 Uhr Nachmittags beſchäftigt werden; eine weitere 
Beſchäftigung iſt nur geſtattet, ſoweit ſie bei der Vorbeitung von öffentlichen 


Theatervorſtellungen und Schauſtellungen erforderlich iſt. 


Bedingung. Wenn die Sonntagsarbeiten länger als drei Stunden 
dauern, ſo ſind die Arbeiter entweder an jedem dritten Sonntag für volle 
36 Stunden oder an jedem zweiten Sonntag mindeſtens in der Zeit von 
6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends von jeder Arbeit frei zu laſſen. 


SZEGO: 


Wenn die Arbeiter durch die Sonntagsarbeiten am Beſuche des Gottes- 
dienſtes behindert werden, ſo iſt ihnen an jedem dritten Sonntag die zum 
Beſuch des Gottesdienſtes erforderliche Zeit freizugeben. A 

f. Waſſerverſorgungsanſtalten. Arbeiter dürfen an allen Sonn- 
und Feſttagen mit Arbeiten, die für den Betrieb unentbehrlich ſind, be— 
ſchäftigt werden. 

Bedingung. Bei bloßem Tagesbetrieb wie zu e. Bei ununterbrochenem 
Betrieb wie zu b. 

g. Badeanſtalten. Arbeiter dürfen an allen Sonn- und Feſttagen 
beſchäftigt werden. 

Bedingung. Für diejenigen Badeanſtalten, die nicht nur in der 
wärmeren Jahreszeit betrieben werden, wie zu e. 
| Soweit die Badeanſtalten zu Heilzwecken beſtimmt find, finden auf fie, 
wie auf Heilanſtalten überhaupt die Beſtimmungen der Gewerbeordnung über 
die Sonntagsruhe keine Anwendung (vergl. o. zu A. I.) 

h. Zeitungsdruckereien. Arbeiter dürfen an allen Some und 
Feſttagen, mit Ausnahme des zweiten Weihnachts-, Oſter- und Pfingſt— 
feiertages bis 6 Uhr Morgens zur Herſtellung der Morgenausgabe be— 
fchäftigt werden. Nach Herſtellung dieſer Ausgabe muß der Betrieb bis 
6 Uhr Morgens des folgenden Tages ruhen. 

Soweit der Betrieb der Zeitungen nicht durch beſondere Spediteure 
ſtattfindet, ſondern einen Theil des Zeitungsdruckereibetriebes bildet, werden 
dafür die für die Zeitungsſpedition zugelaſſenen Arbeitszeiten gewährt. 

Bedingung. Beim Vertrieb der Zeitungen an Sonn- und Feſttagen 
dürfen Perſonen, die bei der Herſtellung der Morgensausgabe beſchäftigt 
geweſen ſind, nicht Verwendung finden. 

i. Anſtalten zur Mittheilung telegraphiſcher Nachrichten 
an Abonnenten. Arbeiter können an allen Sonn- und Feſttagen mit 
Arbeiten, die für den Betrieb unerläßlich ſind, beſchäftigt werden. 

Bedingung wie zu e. 


k. Photographiſche Anſtalten. Die Beſchäftigung von Arbeitern 


wird geſtattet: 

1. an den letzten vier Sonntagen vor Weihnachten zum Zwecke der 
Aufnahme von Porträts, des Kopirens und Retouchirens für zehn 
Stunden, und zwar von 8 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends. 

An allen übrigen Sonn- und Feſttagen nur zum Zwecke der Auf- 
nahme von Porträts und zwar im Sommerhalbjahr (1. April bis 
1. Oktober) von 11—5 Uhr, im Winterhalbjahr (1. Oktober bis 
1. April) von 11—3 Uhr. 

I Gewerbe der Köche. Arbeiter dürfen an allen Sonn- und 
Feſttagen beſchäftigt werden. i 

Bedingung wie zu e. 

m. Bierbrauereien, Eisfabriken, Molkereien. Arbeiter 
dürfen zur Verſorgung der Kundſchaft mit Bier, Roheis und Molkerei— 
produkten an Sonn- und Feſttagen während der für den Handel mit dieſen 
Gegenſtänden freigegebenen Stunden beſchäftigt werden. 
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n. Mineralwaſſerfabriken. In der Zeit vom 1. Mai bis 
1. Oktober dürfen Arbeiter während 3 Stunden vor dem Beginn des 
Hauptgottesdienſtes mit Arbeiten beſchäftigt werden, die zur Verſorgung der 
Kundſchaften erforderlich ſind. 

o. Bekleidungs- und Reinigungsgewerbe mit handwerks— 
mäßigem Betrieb. Die Ablieferung beſtellter Arbeiten an die Kunden 
darf bis zum Beginn der für den Hauptgottesdienſt feſtgeſetzten Unterbrechung 
der Verkaufszeit im Handelsgewerbe erfolgen. 

Zu a bis o. Alle Arbeiter, welche auf Grund der vorſtehenden unter 
a bis o angegebenen Ausnahmebeſtimmungen mit Sonntagsarbeiten beſchäftigt 
werden, dürfen — wenn nicht Gefahr im Verzuge ift — während der für 
fie feſtgeſetzten Ruhezeit auch nicht zu ſolchen Arbeiten, die in dem btreffen⸗ 
den Betriebe auf Grund des § 105 e Abi. 1 vorgenommen werden dürfen, 
und ferner auch nicht zu Arbeiten, in dem etwa mit dem Betriebe verbundenen 
Handelsgewerbe herangezogen werden. ; 

Nur ift in denjenigen Handelsgewerben, in welchem beim Ladenverkauf 
an den Waaren Aenderungs- oder Zurichtungsarbeiten vorgenommen werden 
6B. Gewerbe der Hutmacher, Blumenhändler, Uhrmacher, Fleiſcher) die 
Beſchäftigung mit dieſen Arbeiten als Beſchäftigung im Handelsgewerbe zu 
betrachten und deshalb an Sonn- und Feſttagen während der für das be— 
treffende Handelsgewerbe freigegebenen Zeit geſtattet. 

II. Ausnahmen für Betriebe mit Wind- oder unregelmäßiger Waſſerkraft. 

a. In den mit unregelmäßiger Waſſerkraft arbeitenden Betrieben — 
mit Ausnahme der Getreidemahlmühlen — dürfen Arbeiter an 12 Sonn— 
und Feſttagen im Jahre, mit Ausſchluß des erſten Weihnachts- Ofter: und 
Pfingſtfeiertages, mit ſolchen Arbeiten beſchäftigt werden, welche nicht an 
Werktagen vorgenommen werden können. 

b. In Wind- und Getreidewaſſermühlen dürfen Arbeiter mit den zu 
a angegebenen Arbeiten an 26 Sonn- und Feſttagen beſchäftigt werden, 
jedoch mit Ausſchluß des erſten Weihnachts-, Oſter- und Pfingſtfeiertages. 

Bedingungen zu a und b. Wenn die Sonntagsarbeiten länger als 
drei Stunden dauern, ſo ſind die Arbeiter entweder an jedem dritten Sonntag 
mindeſtens für volle 36 Stunden oder an jedem zweiten Sonntag mindeſtens 
in der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends von jeder Arbeit frei— 
zulaſſen. 

Die Sonn- oder Feſttagsarbeiten ſind von dem Gewerbetreibenden 
mit den im § 105% Abſ. 2 bezeichneten Angaben über die Zahl der be- 
ſchäftigten Arbeiter, die Dauer ihrer Beſchäftigung, ſowie die Art der vor— 
genommenen Arbeiten in das daſelbſt vorgeſchriebene Verzeichniß einzutragen. 

Die unter a und b angegebenen Ausnahmen ſind jedoch nur für ſolche 
Betriebe zugelaſſen, welche als Triebkraft ausſchließlich oder vorwiegend 
Wind oder Waſſer verwenden, bei denen alfo die Wind- oder Waſſerkraft 
die ſtärkere Hauptkraft) ift. Bei den mit Waſſerkraft arbeitenden Betrieben 
muß außerdem die Waſſerkraft eine unregelmäßige ſein, welche während der 
jährlichen Betriebszeit, insbeſondere in Folge elementarer Einwirkungen (3. B. 
Trockenheit, Hochwaſſer) — jedoch abgeſehen von außergewöhnlichen Natur— 
ereigniſſen — erheblichen Schwankungen unterworfen zu ſein pflegt. 
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Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem 1. April 1895 in Kraft. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſelben werden auf Grund des § 146 a 
der Gewerbeordnung mit Geldſtrafe bis zu 600 Mark, im Unvermögensfall 
mit Haft beſtraft. 
Marienwerder, den 22. März 1895. 

Der Regierungspräſident. 


Nr. 37 des Amtsblatts pro 1895, Seite 289 Nr. 4. 


Bekanntmachung, 
betreffend die Beſchäftigung von Arbeiterinnen in Meiereien (Molkereien) und 

Betrieben zur Steriliſirung von Milch: Vom 17. Juli 1895. 

Auf Grund des § 139a der Gewerbeordnung hat der Bundesrath die 
nachſtehenden Beſtimmungen über die Beſchäftigung von Arbeiterinnen 
in Meiereien (Molkereien) und Betrieben zur Steriliſirung von Milch 
erlaſſen: 

Für die Beſchäftigung der Arbeiterinnen über 16 Jahre in Meiereien 
(Molkereien) und Betrieben zur Steriliſirung von Milch treten die Be— 
ſtimmungen des § 137 Abſatz 1 der Gewerbeordnung für die Zeit vom 
15. März bis 15. Oktober mit der Maßgabe außer Anwendung, daß die 
Arbeitsſtunden zwiſchen 4 Uhr Morgens und 10 Uhr Abends liegen müſſen. 

Vorſtehende Beſtimmung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung 
in Kraft und hat bis zum 15. Oktober 1904 Gültigkeit. 

Berlin, den 17. Juli 1895. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers gez. von Bötticher. 


Nr. 34 des Amtsblatts pro 1896, Seite 269 Nr. 1. 


Polizei⸗Verordnung 
über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage. 

Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die Allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (G.-S. S. 195 und der Allerhöchſten Ka— 
binetsordre vom 7. Februar 1837 (G. S. S. 19), ſowie der $$ 6, 12 und 
15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (G. S. S. 265) 
wird mit Zuſtimmung des Provinzial⸗Raths für den Umfang der Provinz 
Weſtpreußen verordnet, was folgt: 

5.1. An den Sonntagen und Feiertagen ſind alle öffentlich bemerk— 
baren Arbeiten ſowie alle geräuſchvollen Arbeiten in den Häuſern und Be 
triebsſtätten verboten. 

Zu den hiernach verbotenen Arbeiten gehören insbeſondere: 

a) die gewöhnlichen Arbeiten der Feldbeſtellung, Saat und Ernte, des 
Einfahrens, Ausdreſchens, Düngerfahrens, ſowie alle Erd-, Kultur- 
und ſonſtigen Arbeiten in den Feldern, Gärten, Weinbergen, Wieſen, 
Forſten und Anpflanzungen (vergl. jedoch 88 2 und 3), | 

b) die öffentlich bemerkbaren Handwerksarbeiten außerhalb der Werkſtätte 
und ſolche Handwerksarbeiten innerhalb der Werkſtätte, welche, wie die der 
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Klempner, Schmiede, Böttcher, Stellmacher u. ſ. w. mit ſtörendem Ge— 
räuſche verbunden find (vergl. jedoch $ 5), 

c) die Arbeiten in Fabriken, Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, 
Brüchen und Gruben, Hüttenwerken, Mühlen, auf Zimmerplätzen und 
anderen Bauhöfen, Werften und Ziegeleien, ſowie bei Bauten aller 
Art (vergl. jedoch § 5), 

d) der Betrieb der offenen Geſchäftsſtellen des Handelsgewerbes (vergl. 
jedoch die $$ 5 und 6), 

e) das Beladen und Entladen von Schiffen, Kähnen, Flößen, Fracht— 
fuhrwerken und Möbelwagen auf öffentlichen Straßen und Plätzen und 
wenn es nicht ohne öffentlich bemerkbares Geräuſch vorgenommen 
werden kann, auch in geſchloſſenen Höfen (vergl. jedoch $$ 3 und 4), 

f) das mit ſtörendem Geräuſch oder Aufſehen verbundene Fortſchaffen 
von Sachen auf den öffentlichen Straßen und Plätzen in geſchloſſenen 
Ortſchaften, z. B. das Fahren der Bier- und Rollwagen, der Wagen 
mit leeren Fäſſern, Eiſenſtangen und dergleichen, der Umzug mit 
Möbeln aus einer Wohnung in die andere, jowie das Fahren von 
Vieh-, von Bau- und Brennmaterialien, Futter, Lebensmitteln und 
Feldfrüchten (vergl. jedoch $$ 2, 3 und 4), 

g) das Treiben von Vieh auf den öffentlichen Straßen und Plätzen ge— 
ſchloſſener Ortſchaften (vergl. jedoch § 2 Nr. 3 und 5 und $3. 
$ 2. Das Verbot des $ 1 findet keine Anwendung: 

1) auf Arbeiten, welche in Nothfällen, wie bei Feuers- und Waſſersgefahr 
und dergleichen, oder im öffentlichen Intereſſe unverzüglich vorgenommen 
werden müſſen, 

2) auf Arbeiten, welche zur Befriedigung der Bedürfniſſe des häuslichen 
Lebens täglich vorgenommen werden müſſen, 

3) auf Arbeiten, welche in der Landwirthſchaft und Gärtnerei — wie das 
Futterholen, das Füttern, das Aus- und Eintreiben, ſowie Hüten des 
Weideviehs, das Treiben des Viehs zur Tränke, das Begießen von 
Pflanzen und dergl. — zur Fortſetzung des Betriebes täglich vor— 
genommen werden müſſen, 

4) auf Arbeiten, welche in Zier- und Hausgärten oder von Lohnarbeitern 
und kleinen Leuten mit ihren Angehörigen zur Beſtellung oder Ab— 
wartung ihrer Gärten und Felder außerhalb der Zeit des Haupt- 
gottesdienſtes (§ 16) verrichtet werden, 

5) auf das Fahren und Treiben von Vieh zu den am folgenden Tage 
ſtattfindenden Viehmärkten. 
$ 3. Die im $ 1 verbotenen Arbeiten, ſoweit es fich nicht um die 

Beſchäftigung gewerblicher Arbeiter handelt, kann die Ortspolizeibehörde für 
den einzelnen Sonn oder Feiertag geſtatten, wenn ſie zur Verhütung eines 
unverhältnißmäßigen Schadens erforderlich ſind, und die Nothwendigkeit nicht 
abſichtlich herbeigeführt oder durch Außerachtlaſſung der gehörigen Sorgfalt 
verſchuldet iſt. Beiſpielsweiſe kann die Erlaubniß ertheilt werden, wenn 
anhaltend ungünſtige Witterung die rechtzeitige Vornahme von Erntearbeiten 
verhindert hat, oder Naturereigniſſe, wie Hochwaſſer, Niedrigwaſſer, Froſt 
und dergleichen den Betrieb der Schifffahrt oder die Schiffsladung bed rohen. 
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Die Erlaubniß ift thunlichſt auf die Zeit außerhalb des Hauptgottes- 
dienſtes ($ 16) zu beſchränken. 

§ 4. Nicht berührt werden von dem Verbote des § 1: 

1) der Eiſenbahnverkehr, der Perſonen-Schifffahrtsverkehr und das Lohn— 
fuhrweſen für Perſonen und Reiſegepäck, 

2) der durchgehende Frachtſchiffahrts- und Frachtfuhrwerks-Verkehr ſowie 
der Eilgüter-Verkehr zu und von den Bahnhöfen und Dampfſchiffen, 

3) der Reichs-Poſt- und Telegraphenverkehr, 

4) bis zur Zeit des Hauptgottesdienſtes der durch Privatunternehmer 
vermittelte Briefverkehr und Verkehr mit Packeten inſoweit dieſe nicht 
durch Frachtfuhrwerk bewerkſtelligt wird, 

5) der Gewerbebetrieb derjenigen, welche auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen oder in Wirthshäuſern, ihre perſönlichen Dienſte anbieten 
(Dienſtmänner, Fremdenführer und dergleichen), ſofern die Verrichtungen 
nicht an ſich dem Verbot des § 1 unterliegen, 

6) der Transport von Lebens- und Genußmitteln ſowie von Eis während 
der für den Handel mit dieſen Gegenständen freigegebenen Stunden. 
§ 5. Soweit die Beſchäftigung gewerblicher Arbeiter auf Grund der 

Gewerbeordnung an Sonn- und Feiertagen geſtattet iſt, findet das Verbot 
des $ 1 auf die Arbeiten in offenen Geſchäftsſtellen des Handelsgewerbes 
und auf den Betrieb von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, 
Brüchen und Gruben, von Hüttenwerken, Mühlen, Fabriken und Werkſtätten, 
von Zimmerplätzen und anderen Bauhöfen, von Werften und Ziegeleien, 
ſowie bei Bauten aller Art keine Anwendung. 

§ 6. Schaufenſter ſind während des Hauptgottesdienſtes zu räumen 
oder zu verhängen. 

Märkte und Meſſen dürfen an Sonn- und Feiertagen nur ſtattfinden, 
wo dies herkömmlich ift. Jedoch muß der Wochenmarktverkehr vor Beginn 
des Hauptgottesdienſtes ($ 16) beendet ſein. Jeder andere Marktverkehr 
darf erſt nach der Zeit des Hauptgottesdienſtes beginnen. 

Der Gewerbetrieb im Umherziehen und der Gewerbebetrieb der im 
$ 42b der Gewerbeordnung bezeichneten Perſonen ift an Sonn- und Feier- 
tagen allein im Falle des § 55a Abſ. 2 der G. O. und auch dann nur 
außerhalb der Zeit des Hauptgottesdienſtes ($ 16) ſtatthaft. 

Oeffentliche Verſteigerungen und Verpachtungen dürfen an Sonn- und 
Feiertagen nicht abgehalten werden. 

§ 7. Apothekern ift der Verkauf von Arzneimitteln und Gegenſtänden 
der Krankenpflege jederzeit geſtattet. 
$ 8. Der Betrieb des Schankgewerbes darf an Sonn- und Feier⸗ 


tagen bis nach Beendigung des Hauptgottesdienſtes ($ 16) nur inſoweit 
ſtattfinden, als er nicht geräuſchvoll und äußerlich nicht bemerkbar iſt. 


Während der Sommermonate kann die Ortspolizeibehörde den Ver— 
kehr in Wirthſchaften außerhalb geſchloſſener Ortſchaften, welche bei Aus— 
flügen beſucht zu werden pflegen, von dieſer Beſchränkung entbinden. 

$ 9. Während der Zeit des Hauptgottesdienſtes (§ 16) ift die Aus- 
zahlung des Lohnes an Arbeiter, Handwerker und Handgewerbetreibenden 
verboten. 
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$ 10. Oeffentliche Verſammlungen und Aufzüge, welche nicht gottes⸗ 
Bienftlichen Zwecken dienen, find an Sonn- und Feiertagen erft nach der 
Zeit des Hauptgottesdienſtes ($ 16) geſtattet. Leichenbegängniſſe dürfen nicht 
während der Zeit des Hauptgottesdienſtes ſtattfinden. 

$ 11. An Sonn- und Feiertagen find während der Zeit des Haupt- 
gottesbienites { $ 16) alle N Schauſtellungen und theatra- 
liſchen Bortelintjeń einſchließlich der Proben dazu, ferner Wettrennen und 
alle mit Geräuſch verbundenen geſellſchaftlichen Vereinigungen und Ver— 
gnügungen an öffentlichen Orten, namentlich das Kegelſpiel, Scheiben- oder 
Vogelſchießen, desgleichen alle die Sonntagsruhe ſtörenden Beluſtigungen in 
Privaträumen oder Privatgärten verboten. 

Die Drehorgelſpieler, Puppenſpieler, Thierführer, Seiltänzer und 
ſonſtigen im § 33b der Gewerbeordnung bezeichneten Gewerbetreibenden, 
welche Muſikaufführungen, Schauſtellungen, theatraliſche Vorſtellungen oder 
ſonſtige Luſtbarkeiten öffentlich darbieten, ohne daß ein höheres Intereſſe der 
Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei obwaltet, dürfen den Betrieb ihres Gewerbes 
erſt von drei Uhr Nachmittags ab beginnen. 

Tanzmuſiken, Bälle er ähnliche Luſtbarkeiten in Gaſthäuſern, Schank— 
wirthſchaften und ſonſtigen Vergnügungslokalen, auch wenn ſie in geſchloſſenen 
Geſellſchaften ſtattfinden, dürfen vor 3 Uhr Nachmittags nicht anfangen. 

§ 12, An den Den der drei großen Feſte (Weig nochten 
Ostern und Pfingſten), des Bußtages und des dem Andenken der Verſtorbenen 
gewidmeten 8 ſowie an den beiden letztgenannten Tagen ſelbſt 
und in der ganzen Charwoche dürfen weder öffentliche noch private Tanz— 
muſiken, Bälle und ähnliche Luſtbarkeiten veranſtaltet werden. Am Bußtage 
und am Charfreitage dürfen außerdem auch oe theatraliſche Bore 
ſtellungen, Schauſtellungen und ſonſtige öffentliche Luſtbarkeiten mit Ausnahme 
der Aufführung ernſter Muſikſtücke (Oratorien ꝛc.) nicht ſtattfinden. An den 
Orten, wo bisher am erſten Oſter-, Pfingſt- oder Weihnachtstage theatraliſche 
Vorſtellungen, Schauſtellungen, Tanzmuſiken, Bälle, und ähnliche Luſt— 
barkeiten nicht haben ſtattfinden dürfen, behält es hierbei auch ferner ſein 
Bewenden. 

$ 13. Heş- und Treibjagden find an Sonn- und Feiertagen unbe- 
dingt, Jonftiges 9 Jagen iſt während der Zeit że Hauptgottesdienſtes e 

$ 14. Feiertage im Sinne dieſer Verordnung find der 1. und 2 
Oſterfeiertag, der 1. und 2. Pfingſtfeiertag, der 1. und 2. Weihnachtsfeiertag, 
der Neujahrstag, der Himmelfahrtstag, der Buß- und Bettag, der Charfreitag. 

$ 15. Der Ortspolizeibehörde liegt es ob, die Gottesdienſte, auch 
diej ora welche an anderen chrütlichen Feiertagen, als den im $ 14 be 
zeichneten, und che ſonſt aus beſonderen Anläſſen (Kirchweih⸗, Miſſtons⸗ 
u. ſ. w. Feſten) ſtattfinden, gegen örtliche Störungen zu ſchützen. Werden 
die Störungen durch einen der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellten Be⸗ 
trieb verurſacht, ſo hat die Ortspolizeibehörde ihre Anordnungen im Ein— 
vernehmen mit der zuſtändigen Bergbehörde zu treffen. 

§ 16. Unter die Zeit des Hauptgottesdienſtes im Sinne dieſer Ver— 
bung wird diejenige Zeit verſtanden, welche auf Grund des § 105 b 
Abſatz 2 der Gewerbeordnung von der Polizeibehörde als die durch den 
Gottesdienſt bedingte Arbeitspauſe feſtgeſetzt ift. 
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$ 17. Zuwiderhandlungen gegen diefe Polizei-Verordnung unterliegen, 
ſofern nicht nach den beſtehenden Strafvorſchriften eine härtere Strafe ver— 
wirkt ift, einer Geldſtrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle einer ent- 
ſprechenden Haftſtrafe ($ 366 Ziffer 1 des Reichsſtrafgeſetzbuchs). 

§ 18. Hinſichtlich der Beſchränkungen, denen die Ausübung der 
Fiſcherei im Intereſſe der äußeren Heilighaltung der Sonn- und Feiertage 
unterliegt, verbleibt es bei den Beſtimmungen der provinziellen Ausführungs— 
verordnungen zum Fiſchereigeſetz und der auf Grund derſelben von den Re— 
gierungs-Präſidenten getroffenen Anordnungen. 

§ 19. Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1896 in Kraft. 

Danzig, den 31. Juli 1896. 

Der Ober-Präſident. 
In Vertretung: von Puſch. 


No. 50 des Amtsblatts pro 1895, Seite 369, No. 4. 


Verordnung. 


Auf Grund des § 48 Theil II Titel 12 des allgemeinen Landrechts, 
Ziffer 1 der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 14. Mai 1825 (Geſ.⸗S. S. 149) 
und § 11 der Regierungs-Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 (G.⸗S. S. 248) 
wird für den Umfang des Regierungs-Bezirks Marienwerder verorduet, was 
folgt: Artikel 1. 

Eltern ſchulpflichtiger Kinder und deren geſetzliche Vertreter haben da— 
für Sorge zu tragen, daß die zum Beſuche der öffentlichen Volksſchule ver— 
pflichteten Kinder die Schulſtunden regelmäßig beſuchen. 

Artikel 2. 

Wird der Unterricht ohne genügenden Grund verſäumt, ſo werden die 
im Artikel 1 bezeichneten Perſonen für jeden Uebertretungsfall mit einer 
Geldſtrafe von zehn Pfennigen bis zu einer Mark, und falls dieſe nicht bei- 
getrieben werden kann, mit Haft z 178 Stunden bis zu drei Tagen beſtraft. 

Artikel 3. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften der 88 135, 146 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung in der Faſſung des Geſetzes 5 1. Juni 1891 (Reichsgeſetzblatt S. 261). 
Artikel 4. 

Die $$ 8, 9 und 10 der Verordnung vom 22. Dezember 1880 (Bele 
lage zu Nr. 2 des Amtsblatts von 1881) werden aufgehoben. An ihre 
Stelle treten folgende Beſtimmungen: 

$ 8. Der Ortsſchulinſpektor bezw. die Stadtſchuldeputation hat als⸗ 
dann nach Streichung der für entſchuldigt angenommenen Verſäumnißfälle 
die für jeden Verſäumnißfall in Antrag zu bringende Strafe in Spalte 8 
der Liſte einzutragen und letztere bis zum 10. deſſelben Monats an die in 
Gemäßheit des Geſetzes vom 23. April 1883, betreffend den Erlaß polizei: 
licher Strafverfügungen (G. -S. S. 65) zuſtändige Polizeibehörde (Amts— 
vorſteher, Polizei-Verwaltung) behufs Feſtſetzung und Einziehung der Strafe 
abzugeben. i ; 


* 


Z GF = 


$9 Will die Polizeibehörde den geſtellten Strafanträgen keine Folge 
geben, ſo benachrichtigt ſie die beantragende Behörde hiervon bis zum 20. 
deſſelben Monats. 

§ 10. Die nicht einziehbaren Koſten der Feſtſetzung und Vollſtreckung 
der Geldſtrafen fallen den Schulkaſſen, in welche die Getdſtrafen fließen, 
zur Laſt. Dagegen ſind die Koſten für die Vollſtreckung der an die Stelle 
nicht einziehbarer Geldſtrafen tretenden Haftſtrafen von Denjenigen aufzu— 
bringen, welche die ſächlichen Koſten der Polizeiverwaltung zu tragen haben. 

Artikel 5. 
Dieſe Verordnung tritt am 1 Januar 1896 in Kraft. 
Marienwerder, den 9. Dezember 1895. 


Königl Regierung, Abtheilung für Kirchen und Schulweſen. 


Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetz-Sammlung von 1850 Seite 265) wird hierdurch 
Folgendes beſtimmt: 

Wer friſch geſchnittene Bretter oder Bohlen in eine Stadt oder in ein 
Dorf zum Verkauf einbringt, muß ſich über den rechtmäßigen Erwerb des 
Holzes durch ein Urſprungsatteſt des betreffenden Königl. Revier-Forſt— 
beamten oder, wenn das Holz aus Privatforſten entnommen iſt, des Wald— 
eigenthümers oder deſſen Stellvertreters, oder deſſen angeſtellten Forſtbeamten 
ausweiſen. In dem Atteſt muß der Einbringer als der rechtmäßige Inhaber 
des Holzes, aus welchem er die Bretter oder Bohlen geſchnitten zu haben 
behauptet, anerkannt und deſſen Name, Stand und Wohnort enthalten, wie 
auch die Anzahl (mit Buchſtaben) und Beſchaffenheit der Hölzer bezeichnet 


ſein, damitdie Polizeibehörden zu ermeſſen im Stande ſind, ob die eingebrachten 


Bretter oder Bohlen aus dem nach dem Urſprungsatteſte erworbenen Holze 
haben geſchnitten werden können. 
Jeder dieſer Polizei-Verordnung zuwider Handelnde verfällt in eine 
Polizeiſtrafe bis zu 10 Thlr. 
Marienwerder, den 9. Dezember 1851. 
Königlich Preußiſche Regierung. 


Ro. 38 des Amtsblatts pro 1856, Seite 229, No. 3. 


Polizei: Verordnung. 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über Die 
Polizei-Verwaltung jegen wir für den Umfang unſeres Verwaltungs-Bezirks, 
zur Ergänzung der Vorſchriften im $ 39 Tit. I. und $ 28 Tit. IV. der 


Forſt⸗ und Jagdordnung für Weſtpreußen vom 8. Oktober 1805, hierdurch 


AH 


feft, daß jeder Transport von Holz oder Wildpret, auch wenn der Gegen- 
ſtand nicht zum Verkaufe beſtimmt iſt, mit dem vorgeſchriebenen Legitimations— 
Atteſte verſehen ſein muß, ſobald derſelbe außerhalb der Grenzen des Forſt— 
reviers oder des Guts, aus dem das Produkt herrührt, betroffen wird. 

Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat für jeden Wagen oder für 
jede andere Transportart eine Geldſtrafe bis zur Höhe von zehn Thalern 
zur Folge. 

Marienwerder, den 1. September 1856. 

Be; Königl. Preuß. Regierung. 


3 No. 42 des Amtsblatts pro 1895, Seite 323, No. 14. 


Poli zei⸗Verordnung. 
E. Auf Grund der $$ 137 und 138, Gejeg über die allgemeine Landes— 
* verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Sammlung Seite 195) in Verbindung 
. mit $$ 6, 12 und 15, Geſetz vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 
. 265) verordne ich mit Zuſtimmung des Provinzial-Raths für den Umfang 
= der Provinz Weſtpreußen, was folgt: 

Einziger Paragraph. 

2 Wer unbefugt eine der Standarten Seiner Majeſtät des Kaiſers und 
Königs oder die Standarte eines der Mitglieder des Königlichen Hauſes, 
Bi oder eine Dienjtliche Flagge oder Göſch oder ein dienſtliches Kommando- 
oder Unterſcheidungszeichen oder eine ſonſtige Flagge, zu deren Führung es 
beſonderer Genehmigung bedarf, oder dieſen ähnliche Flaggen oder Abzeichen 
. aufzieht oder führt, wird, wenn er nicht nach anderen Vorſchriften ſtrengere 
E Strafen verwirkt hat, mit Geldſtrafen bis zu ſechszig Mark beſtraft. 
3 Danzig, den 25. September 1895. 
= Der Oberpräfident der Provinz Weſtpreußen. Staatsminiſter von Goßler. 


A Nr. 35 des Ymtsblatts pro 1833, Seite 209, 


Die Nachtwachen in den Dörfern betreffend. 


2 Obgleich das Reglement wegen Verhütung und Löſchung der Feuers- 

3 brünſte vom 3. Juli 1770, jowie das darauf Bezug nehmende Publikandum 

3 vom 24. Oktober 1827 und mehrere früher ergangenen Cirkulair-Verfügungen 

= es als nothwendig anerkennen und verordnen, daß in jedem Dorfe entweder 

k ein Nachtwächter gehalten, oder in den kleineren Ortſchaften, wo die Mittel dazu 

5 fehlen, das Reihewachen in der Nacht ſtattfinden ſoll, ſo kommen zu unſerem 

24 Mißfallen doch noch immer Fälle vor, wo dieſe in allgemeiner und lokal— s 

pe” polizeilicher Hinſicht jo nützliche und uothwendige Anordnung unbeachtet 

Z bleibt. Wir finden uns daher veranlaßt, deren pünktliche Befolgung hiermit 

in Erinnerung zu bringen, und ſetzen für jeden Kontraventionsfall eine 

8 Strafe von Einem bis Fünf Thaler feft, die reſp. vom Dominio oder dem 

asd Dorfſchulzen eingezogen werden wird. 

r Marienwerder, den 22. Auguft 1833. u 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. A 
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Von dem Hauptbuche „Polizei - Verordnungen 
der Königl. Regierung in Marienwerder vom Er— 
ſcheinen der Amtsblätter bis 1894“ können noch 
Exemplare zum Preiſe von 6 Mark für ein Erem- 
plar abgegeben werden. Beſtellungen hierauf nimmt 
der Unterzeichnete entgegen. 
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